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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Richtlinie des Rates der
Europäischen Union zur Änderung der Bilanz- und der Konzernbilanzrichtlinie
hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs (90/605/EWG), zur Verbesserung
der Offenlegung von Jahresabschlüssen und zur Änderung anderer
handelsrechtlicher Bestimmungen
(Kapitalgesellschaften- und Co-Richtlinie-Gesetz – KapCoRiLiG)

A.  Zielsetzung

1. Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der sogenannten GmbH &
Co-Richtlinie (90/605/EWG). Aufgrund dieser Richtlinie sind be-
stimmte Kapitalgesellschaften und Co in den Anwendungsbereich
der Vierten Richtlinie über den Jahresabschluss von Gesellschaften
bestimmter Rechtsformen (78/660/EWG) und der Siebenten Richt-
linie über den konsolidierten Abschluss (83/349/EWG) einzube-
ziehen. Aufgrund der Nichtumsetzung der GmbH & Co-Richtlinie
wurde Deutschland am 22. April 1999 vom EuGH verurteilt.

2. Weiterhin dient der Gesetzentwurf der Anpassung des deutschen
Handelsrechts an das Urteil des EuGH vom 29. September 1998,
welches aufgrund der nicht ausreichenden Sanktionierung bei
Nichtoffenlegung von Jahresabschlüssen ergangen war.

3. Die Schwellenwerte des § 267 HGB, durch die kleine, mittlere und
große Unternehmen voneinander abgegrenzt werden, werden ange-
hoben. Durch die neue Ecu-Anpassungsrichtlinie vom 17. Juni
1999, welche die Höhe der festzusetzenden Schwellenwerte regelt,
konnten die Schwellenwerte für Bilanzsumme und Umsatzerlös um
ca. 25 % erhöht werden. Damit kommen Befreiungen und Erleich-
terungen, die kleineren und mittleren Unternehmen bei Aufstel-
lung, Prüfung und Offenlegung des Jahresabschlusses gewährt
werden, nunmehr einem größeren Kreis von Unternehmen zugute.

4. In Artikel 6 der EU-Konzernbilanzrichtlinie 83/349/EWG sind
bestimmte Schwellenwerte zu Bilanzsummen, Umsatzerlösen und
Arbeitnehmern vorgegeben, oberhalb derer Mutterunternehmen
eines Konzerns verpflichtet sind, einen Konzernabschluss aufzu-
stellen. Aufgrund einer Übergangsregelung der Konzernbilanz-
richtlinie konnten erhöhte Schwellenwerte angesetzt werden.
Diese Übergangsfrist ist nun abgelaufen, weshalb die Schwellen-
werte in § 293 HGB entsprechend herabzusetzen sind.

5. Der Anwendungsbereich des § 292a HGB, der sich bislang nur
auf  börsennotierte  Unternehmen  erstreckt,  wird  erweitert.   Die
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Möglichkeit, einen Konzernabschluss nach international aner-
kannten Rechnungslegungsgrundsätzen aufzustellen, wird nun-
mehr auch Unternehmen eingeräumt, die nicht nur Aktien, son-
dern auch andere Wertpapiere (z. B. Genussscheine, Schuldver-
schreibungen) ausgeben, die an einem organisierten Markt ge-
handelt werden (organisierter Markt: von staatlich anerkannten
Stellen geregelt und überwacht).

6. Der Gesetzentwurf beinhaltet zudem noch weitere, eher techni-
sche Änderungen.

B.  Lösung

Es wird  ein Artikelgesetz vorgeschlagen, das ausschließlich beste-
hende Gesetze ändert. Die erforderlichen Vorschriften werden in das
im Rahmen des Bilanzrichtliniengesetzes in das Handelsgesetzbuch
eingefügte Dritte Buch über den Jahresabschluss und den Lagebe-
richt eingefügt. Außerdem muss das Publizitätsgesetz geändert wer-
den, soweit sich die Rechnungslegung für Kapitalgesellschaften und
Co künftig aus dem Handelsgesetzbuch ergibt.

C.  Alternativen

Keine

D.  Kosten

Dem Bund und den Gemeinden entstehen durch das Gesetz keine
Kosten. Den Landesjustizverwaltungen werden durch den vermehr-
ten Aufwand bei der Prüfung und Aufbewahrung offenlegungs-
pflichtiger Unterlagen, sowie bei der Durchführung von Zwangs-
und Ordnungsgeldverfahren zusätzliche, aber unvermeidbare Kosten
entstehen; eine verlässliche Schätzung ist derzeit nicht möglich. Die
Konzeption der gesetzlichen Vorschriften lässt aber die Prognose zu,
dass die neuen Verfahren nach wenigen Jahren zur Routine werden
und die Kosten nicht mehr nennenswert zu Buche schlagen, sondern
im Gegenteil im Hinblick auf die vermehrte Offenlegungsrate mit
steigenden Gebühreneinnahmen infolge der Steigerung der Publizi-
tätsquote gerechnet werden kann. Inwieweit sich die Mehrung von
Zwangs- und Ordnungsgeldverfahren einnahmesteigernd auswirkt,
lässt sich derzeit nicht abschätzen. Für Unternehmen werden sich
Kostenmehrbelastungen ergeben, die aber weder nennenswerte Aus-
wirkungen auf die Einzelpreise noch auf das Preisniveau, insbeson-
dere das Verbraucherpreisniveau haben werden. Die deutlich über-
wiegende Zahl der kleinen Unternehmen wird nur mit vergleichs-
weise maßvollen Gebühren für die Offenlegung ihres Abschlusses
belastet. Bei Kapitalgesellschaften & Co treffen die Kostenmehrbe-
lastungen für die nunmehr erforderliche Prüfung von Jahres- und
ggf. Konzernabschluss mittlere, insbesondere aber große Unterneh-
men, bei denen diese Kosten weniger als bei den kleinen Unterneh-
men ins Gewicht fallen. Dabei ist zusätzlich zu berücksichtigen, dass
bei diesen Unternehmen in vielen Fällen auch bisher schon Prü-
fungskosten entstanden sind, da mittlere und große Unternehmen
sich aufgrund ihrer Marktstellung einer freiwilligen Prüfung unter-
ziehen.
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Weitere zusätzliche Kosten werden durch die Änderung des § 293
HGB entstehen, da hierdurch mehr Unternehmen als bisher (ca.
1 500) zur Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflichtet wer-
den. Auch hier ist eine genaue Bestimmung der Kosten nicht mög-
lich. Wegen der Offenlegungskosten wird auf die vorstehenden Aus-
führungen verwiesen. Im Übrigen und insgesamt ist aber auch zu be-
rücksichtigen, dass durch die Anhebung der Schwellenwerte des
§ 267 HGB Kostenentlastungen für die Unternehmen in nicht uner-
heblicher Höhe eintreten werden, u. a. weil zahlreiche Unternehmen
künftig nicht mehr prüfungspflichtig sein werden bzw. weil für sie
die Bundesanzeigerpublizität entfällt.
Aufgrund EU-Rechts gibt es aber ohnehin keine Alternative zu die-
sen Regelungen.



Drucksache 14/1806 – 4 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Bundesrepublik Deutschland
Der Bundeskanzler Berlin, den 13. Oktober 1999

022 (131) – 410 01 – Ge 104/99

An den
Präsidenten des
Deutschen Bundestages

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Richtlinie des Rates der Europäi-
schen Union zur Änderung der Bilanz- und der Konzernbilanzrichtlinie hinsicht-
lich ihres Anwendungsbereichs (90/605/EWG), zur Verbesserung der Offen-
legung von Jahresabschlüssen und zur Änderung anderer handelsrechtlicher Be-
stimmungen (Kapitalgesellschaften und Co-Richtlinien-Gesetz – KapCoRiLiG –)

mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt.

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz.

Der Bundesrat hat in seiner 742. Sitzung am 24. September 1999 gemäß Artikel 76 Abs. 2
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 ersichtlich Stel-
lung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in der
als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt.

Gerhard Schröder
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der Richtlinie des Rates
der Europäischen Union zur Änderung der Bilanz- und der Konzern-
bilanzrichtlinie hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs (90/605/EWG),
zur Verbesserung der Offenlegung von Jahresabschlüssen und zur Änderung
anderer handelsrechtlicher Bestimmungen (Kapitalgesellschaften- und
Co-Richtlinie-Gesetz – KapCoRiLiG) *)

  Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Änderung des Handelsgesetzbuchs
  Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 4100-1, veröffentlichten
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1
Nr. 7a des Gesetzes vom 19. Dezember 1998 (BGBl. I
S. 3836), wird wie folgt geändert:

1. § 8a Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

„Die Landesregierungen können ferner durch
Rechtsverordnung bestimmen, dass die Einrei-
chung von Jahres- und Konzernabschlüssen, von
Lageberichten sowie sonstiger einzureichender
Schriftstücke in einer nur maschinell lesbaren und
zugleich für die maschinelle Bearbeitung durch
das Registergericht geeigneten Form zu erfolgen
hat; die Bestimmung kann auch für einzelne Han-
delsregister getroffen werden.“

b) Im neuen Satz 4 wird die Angabe „Satz 1“ durch
die Angabe „den Sätzen 1 oder 3“ ersetzt.

2. Der Überschrift des Zweiten Abschnitts des Dritten
Buchs werden nach der Klammer die Wörter:
„sowie bestimmte Personenhandelsgesellschaften“
angefügt.

3. Dem § 264 wird folgender Absatz 4 angefügt:
  „(4) Absatz 3 ist auf Kapitalgesellschaften, die
Tochterunternehmen eines nach § 11 des Publizitäts-
gesetzes zur Aufstellung eines Konzernabschlusses
verpflichteten Mutterunternehmens sind, entspre-
chend anzuwenden, soweit in diesem Konzern-
abschluss von dem Wahlrecht des § 13 Abs. 3 Satz 1
des Publizitätsgesetzes nicht Gebrauch gemacht wor-
den ist.“

____________
*) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 90/605/EWG des

Rates vom 8. November 1990 zur Änderung der Richtlinien
78/660/EWG und 84/349/EWG über den Jahresabschluss bzw. den
konsolidierten Abschluss hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs
(ABl. EG Nr. L 317 S. 60) sowie der Richtlinie 1999/60/EG des
Rates vom 17. Juni 1999 zur Änderung hinsichtlich der in Ecu aus-
gedrückten Beträge der Richtlinie 78/660/EWG (ABl. EG Nr. L 162
S. 65)

4. Nach § 264 werden folgende §§ 264a bis 264c einge-
fügt:

„§ 264a
Anwendung auf bestimmte offene

Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften

  (1) Die Vorschriften des Ersten bis Fünften Unter-
abschnitts des Zweiten Abschnitts sind auch anzu-
wenden auf offene Handelsgesellschaften und Kom-
manditgesellschaften, bei denen nicht wenigstens ein
persönlich haftender Gesellschafter
1. eine natürliche Person oder
2. eine offene Handelsgesellschaft, Kommanditge-

sellschaft oder andere Personengesellschaft mit
einer natürlichen Person als persönlich haftendem
Gesellschafter

ist oder sich die Verbindung von Gesellschaften in
dieser Art fortsetzt.

  (2) In den Vorschriften dieses Abschnitts gelten als
gesetzliche Vertreter einer offenen Handelsgesell-
schaft und Kommanditgesellschaft nach Absatz 1 die
Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der
vertretungsberechtigten Gesellschaften.

§ 264b
Befreiung von der Pflicht zur Aufstellung

eines Jahresabschlusses nach den für Kapital-
gesellschaften geltenden Vorschriften

  Eine Personenhandelsgesellschaft im Sinne des
§ 264a Abs. 1 ist von der Verpflichtung befreit, einen
Jahresabschluss und einen Lagebericht nach den Vor-
schriften dieses Abschnitts aufzustellen, prüfen zu
lassen und offenzulegen, wenn
1. sie in den Konzernabschluss eines Mutterunter-

nehmens mit Sitz in einem Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union oder einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum oder in den Konzernabschluss eines
anderen Unternehmens, das persönlich haftender
Gesellschafter dieser Personenhandelsgesellschaft
ist, einbezogen ist;

2. der Konzernabschluss sowie der Konzernlagebe-
richt im Einklang mit der Richtlinie 83/349/EWG
des Rates vom 13. Juni 1983 aufgrund von Arti-
kel 54 Absatz 3 Buchstabe g des Vertrages über
den konsolidierten Abschluss (ABl. EG Nr. L 193
S. 1) und der Richtlinie 84/253/EWG des Rates
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vom 10. April 1984 über die Zulassung der mit der
Pflichtprüfung der Rechnungslegungsunterlagen
beauftragten Personen (ABl. EG Nr. L 126 S. 20)
nach dem für das den Konzernabschluss aufstel-
lende Unternehmen maßgeblichen Recht aufge-
stellt, von einem zugelassenen Abschlussprüfer
geprüft und offengelegt worden ist.

3. das den Konzernabschluss aufstellende Unterneh-
men die offenzulegenden Unterlagen auch zum
Handelsregister des Sitzes der Personenhandels-
gesellschaft eingereicht hat und

4. die Befreiung der Personenhandelsgesellschaft im
Anhang des Konzernabschlusses angegeben ist.

§ 264c
Besondere Bestimmungen für offene Handels-

gesellschaften und Kommanditgesellschaften
im Sinne des § 264a

  (1) Ausleihungen, Forderungen und Verbindlich-
keiten gegenüber Gesellschaftern sind in der Regel als
solche jeweils gesondert auszuweisen oder im Anhang
anzugeben. Werden sie unter anderen Posten ausge-
wiesen, so muss diese Eigenschaft vermerkt werden.

  (2) § 266 Abs. 3 Buchstabe A ist mit der Maßgabe
anzuwenden, dass als Eigenkapital die folgenden
Posten gesondert auszuweisen sind:

I. Kapitalanteile

II. Rücklagen

III. Gewinnvortrag/Verlustvortrag

IV. Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag.

Anstelle des Postens „Gezeichnetes Kapital“ sind die
Kapitalanteile der persönlich haftenden Gesellschaf-
ter auszuweisen. Der auf den Kapitalanteil eines per-
sönlich haftenden Gesellschafters für das Geschäfts-
jahr entfallende Verlust ist von dem Kapitalanteil
abzuschreiben. Soweit der Verlust den Kapitalanteil
übersteigt, ist er auf der Aktivseite unter der Bezeich-
nung „Einzahlungsverpflichtungen persönlich haften-
der Gesellschafter“ unter den Forderungen gesondert
auszuweisen, soweit eine Zahlungsverpflichtung be-
steht. Besteht keine Zahlungsverpflichtung, so ist der
Betrag als „Nicht durch Vermögenseinlagen gedeck-
ter Verlustanteil persönlich haftender Gesellschafter“
zu bezeichnen und gemäß § 268 Abs. 3 auszuweisen.
Die Sätze 2 und 3 sind auf die Einlagen von Kom-
manditisten entsprechend anzuwenden, wobei diese
insgesamt gesondert auszuweisen sind. Eine Forde-
rung darf jedoch nur ausgewiesen werden, soweit
eine Einzahlungsverpflichtung besteht; dasselbe gilt,
wenn ein Kommanditist Gewinnanteile entnimmt,
während sein Kapitalanteil durch Verlust unter den
Betrag der geleisteten Einlage herabgemindert ist,
oder soweit durch die Entnahme der Kapitalanteil
unter den bezeichneten Betrag herabgemindert wird.
Als Rücklagen sind nur solche Beträge auszuweisen,
die aufgrund einer gesellschaftsrechtlichen Verein-
barung gebildet worden sind. Im Anhang ist der Be-
trag der im Handelsregister gemäß § 172 Abs. 1 ein-

getragenen Einlagen anzugeben, soweit diese nicht
geleistet sind.
  (3) Das sonstige Vermögen der Gesellschafter
(Privatvermögen) darf nicht in die Bilanz und die auf
das Privatvermögen entfallenden Aufwendungen und
Erträge dürfen nicht in die Gewinn- und Verlustrech-
nung aufgenommen werden. In der Gewinn- und
Verlustrechnung darf jedoch nach dem Posten „Jah-
resüberschuss/Jahresfehlbetrag“ ein dem Steuersatz
der Komplementärgesellschaft entsprechender Steu-
eraufwand der Gesellschafter offen abgesetzt oder
hinzugerechnet werden.
  (4) Anteile an Komplementärgesellschaften sind in
der Bilanz auf der Aktivseite unter den Posten A.III.1
oder A.III.3 auszuweisen. § 272 Abs. 4 ist mit der
Maßgabe anzuwenden, dass für diese Anteile in Höhe
des aktivierten Betrags nach dem Posten „Eigenkapi-
tal“ ein Sonderposten unter der Bezeichnung „Aus-
gleichsposten für aktivierte eigene Anteile“ zu bilden
ist.“

5. In § 266 Abs. 2 wird der Posten B.IV. wie folgt ge-
fasst:
„IV. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben

bei Kreditinstituten und Schecks.“

6. § 267 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „fünf Mil-
lionen dreihundertzehntausend Deutsche
Mark“ durch die Angabe „6 720 000 Deut-
sche Mark“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „zehn Milli-
onen sechshundertzwanzigtausend Deutsche
Mark“ durch die Angabe „13 440 000 Deut-
sche Mark“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 1 werden die Wörter „ein-

undzwanzig Millionen zweihundertvierzig-
tausend Deutsche Mark“ durch die Angabe
„26 890 000 Deutsche Mark“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „zweiund-
vierzig Millionen vierhundertachzigtausend
Deutsche Mark“ durch die Angabe
„53 780 000 Deutsche Mark“ ersetzt.

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Eine Kapitalgesellschaft gilt stets als große, wenn
sie einen organisierten Markt im Sinne des § 2
Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes durch von
ihr ausgegebene Wertpapiere im Sinne des § 2
Abs. 1 Satz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes in
Anspruch nimmt oder die Zulassung zum Handel
an einem organisierten Markt beantragt worden ist.“

7. § 285 wird wie folgt geändert:
a) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 11a

eingefügt:
„11a. Name, Sitz und Rechtsform der Unter-

nehmen, deren unbeschränkt haftender
Gesellschafter die Kapitalgesellschaft ist;“
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b) In Nummer 14 werden der Punkt am Ende durch
ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 15
angefügt:

„15. soweit es sich um den Anhang des Jahresab-
schlusses einer Personenhandelsgesellschaft
im Sinne des § 264a Abs. 1 Satz 1 handelt,
Name und Sitz der Gesellschaften, die per-
sönlich haftende Gesellschafter sind, sowie
deren gezeichnetes Kapital.“

8. In § 286 Abs. 3 Satz 1 wird die Angabe „§ 285
Nr. 11“ durch die Angabe „§ 285 Nr. 11 und 11a“
ersetzt.

9. § 292a Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „börsennotiertes

Unternehmen, das Mutterunternehmen eines
Konzerns ist,“ durch die Wörter „Mutterunter-
nehmen, das einen organisierten Markt im Sinne
des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes
durch von ihm oder einem seiner Tochterunter-
nehmen ausgegebene Wertpapiere im Sinne des
§ 2 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes
in Anspruch nimmt,“ ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
„Satz 1 gilt auch, wenn die Zulassung zum Han-
del an einem organisierten Markt beantragt wor-
den ist.“

10. § 293 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird folgt geändert:
aaa) In Buchstabe a werden die Wörter

„dreiundsechzig Millionen siebenhun-
dertzwanzigtausend Deutsche Mark“
durch die Angabe „32 270 000 Deut-
sche Mark“ ersetzt.

bbb) In Buchstabe b werden die Wörter
„einhundertsiebenundzwanzig Millio-
nen vierhundertvierzigtausend Deut-
sche Mark“ durch die Angabe
„64 540 000 Deutsche Mark“ ersetzt.

ccc) In Buchstabe c werden die Wörter
„fünfhundert Arbeitnehmer“ durch die
Wörter „250 Arbeitnehmer“ ersetzt.

bb) Nummer 2 wird wie folgt geändert:
aaa) In Buchstabe a werden die Wörter

„dreiundfünfzig Millionen einhundert-
tausend Deutsche Mark“ durch die An-
gabe „26 890 000 Deutsche Mark“ er-
setzt.

bbb) In Buchstabe b werden die Wörter
„einhundertsechs Millionen zweihun-
derttausend Deutsche Mark“ durch die
Angabe „53 780 000 Deutsche Mark“
ersetzt.

ccc) In Buchstabe c werden die Wörter
„fünfhundert Arbeitnehmer“ durch die
Wörter „250 Arbeitnehmer“ ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
  (5) Die Absätze 1 und 4 sind nicht anzuwen-
den, wenn das Mutterunternehmen oder ein
in den Konzernabschluss des Mutterunterneh-
mens einbezogenes Tochterunternehmen am Ab-
schlussstichtag einen organisierten Markt im
Sinne des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandelsge-
setzes durch von ihm ausgegebene Wertpapiere
im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapier-
handelsgesetzes in Anspruch nimmt oder die
Zulassung zum Handel an einem organisierten
Markt beantragt worden ist.“

11. In § 313 Abs. 2 Nr. 4 wird nach Satz 1 folgender
Satz eingefügt:
„Ferner sind anzugeben alle Beteiligungen an großen
Kapitalgesellschaften, die andere als die in Num-
mer 1 bis 3 bezeichneten Unternehmen sind, wenn
sie von einem börsennotierten Mutterunternehmen,
einem börsennotierten Tochterunternehmen oder
einer für Rechnung eines dieser Unternehmen han-
delnden Person gehalten werden und fünf vom Hun-
dert der Stimmrechte überschreiten.“

12. In § 314 Abs. 1 Nr. 6 Buchstabe a Satz 1 wird nach
dem Wort „Gewinnbeteiligungen,“ das Wort „Be-
zugsrechte,“ eingefügt.

13. In § 319 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Zitat „§ 267
Abs. 2“ die Wörter „oder von mittelgroßen Perso-
nenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a
Abs. 1“ eingefügt.

14. § 335 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1; in ihm wird

in der Nummer 5 das Wort „oder“ durch ein
Komma ersetzt und in Nummer 6 wird nach dem
Wort „Rechnungslegung“ das Wort „oder“ ein-
gefügt.

b) Die bisherigen Sätze 2 bis 8 werden Absatz 2
und wie folgt gefasst:
  „(2) Das Registergericht schreitet jedoch nur
auf Antrag ein; § 14 ist insoweit nicht anzuwen-
den. Der Antrag kann nicht zurückgenommen
werden. Einem Verfahren nach Absatz 1 Nr. 6
und 7 steht nicht entgegen, dass eine in Absatz 1
Nr. 1 bis 5 bezeichnete Pflicht noch nicht erfüllt
ist. Das einzelne Zwangsgeld darf den Betrag
von fünftausend Euro, in den Fällen des Absat-
zes 1 Nr. 6 und 7 fünfundzwanzigtausend Euro
nicht übersteigen. In den Fällen des Absatzes 1
Nr. 6 und 7 beträgt das erstmalige Zwangsgeld
mindestens fünfhundert Euro. Zugleich mit der
Androhung des Zwangsgeldes nach Absatz 1
Nr. 6 und 7 ist der Hinweis zu verbinden, dass
unter den Voraussetzungen des § 140 Abs. 2 des
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit ein Ordnungsgeld festgesetzt
werden wird. § 134 Abs. 1 des Gesetzes über die
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
ist nicht anzuwenden; eine weitere Beschwerde
ist ausgeschlossen. § 13a Abs. 1, 3 und 4 des Ge-
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setzes über die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit findet im Verfahren des ersten
Rechtszuges keine Anwendung.“

c) Folgender Absatz 3 wird angefügt:
  „(3) Liegen dem Registergericht in einem Ver-
fahren nach Absatz 1 Nr. 6 keine Anhaltspunkte
über die Einstufung einer Kapitalgesellschaft im
Sinne des § 267 Abs. 1 vor, ist § 132 Abs. 1 des
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit mit der Maßgabe anzuwen-
den, dass der Kapitalgesellschaft zugleich mit
der Androhung des Zwangsgeldes aufzugeben
ist, im Falle des Einspruchs die Bilanzsumme
nach Abzug eines auf der Aktivseite ausgewiese-
nen Fehlbetrags (§ 268 Abs. 3), die Umsatzerlöse
in den zwölf Monaten vor dem Abschlussstichtag
(§ 277 Abs. 1) sowie die durchschnittliche Zahl
der Arbeitnehmer (§ 267 Abs. 5) anzugeben.
Unterlässt die Kapitalgesellschaft die Angabe, so
wird für das weitere Verfahren vermutet, dass die
Erleichterung des § 326 nicht in Anspruch ge-
nommen werden kann.“

15. Nach § 335 wird folgender § 335a eingefügt:
„§ 335a

Anwendung der Straf- und Bußgeldvorschriften
sowie der Zwangsgeldvorschriften

auf bestimmte offene Handelsgesellschaften
und Kommanditgesellschaften

  Die Strafvorschriften der §§ 331 bis 333, die Buß-
geldvorschriften des § 334 und die Zwangsgeldvor-
schriften des § 335 gelten auch für offene Handels-
gesellschaften und für Kommanditgesellschaften im
Sinne des § 264a Abs. 1.“

16. In § 336 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 264
Abs. 2“ durch die Angabe „§ 264 Abs. 1 Satz 3
Halbsatz 1, Abs. 2“ ersetzt.

17. In § 337 Abs. 3 werden im einleitenden Satzteil nach
den Wörtern „Ergebnisrücklagen sind“ die Wörter
„in der Bilanz oder im Anhang“ eingefügt.

18. In § 340a Abs. 2 Satz 4 und in § 341a Abs. 2 Satz 4
wird jeweils das Wort „ist“ durch die Wörter „und
§ 264b sind“ ersetzt.

19. In § 340k Abs. 2 Satz 1 wird vor dem Wort „Mit-
glieder“ das Wort „geschäftsführenden“ eingefügt.

20. § 340l wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird Satz 3 durch folgende Sätze er-

setzt:
„Die Unterlagen sind in deutscher Sprache oder in
einer von dem Register der Hauptniederlassung
beglaubigten Abschrift einzureichen. Von der Be-
glaubigung des Registers ist eine beglaubigte
Übersetzung in deutscher Sprache einzureichen.“

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „300 Millionen

Deutsche Mark“ durch die Angabe „200
Millionen Euro“ ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Deutsche Mark“
durch die Angabe „Euro“ ersetzt.

21. Die §§ 340o und 341o werden wie folgt geändert:
a) In Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a wird das Zitat

„Satz 1 Nr. 1, 3 bis 6“ jeweils durch das Zitat
„Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 bis 6“ ersetzt.

b) Satz 2 wird jeweils wie folgt gefasst:
„§ 355 Abs. 2 ist anzuwenden.“

Artikel 2
Änderung des Gesetzes über

die Rechnungslegung von bestimmten
Unternehmen und Konzernen

  Das Gesetz über die Rechnungslegung von bestimm-
ten Unternehmen und Konzernen vom 15. August 1969
(BGBl. I S. 1189, 1970 I S. 1113), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 27. April 1998 (BGBl. I
S. 786), wird wie folgt geändert:

1. Das Gesetz erhält folgende Kurzbezeichnung und
Abkürzung:
„(Publizitätsgesetz – PublG)“

2. § 3 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Perso-
nenhandelsgesellschaft“ die Wörter „ , für die kein
Abschluss nach § 264a oder § 264b HGB aufge-
stellt wird,“ eingefügt.

b) Nummer 2 wird gestrichen.

3. Dem § 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:
  „(6) Unternehmen im Sinne des § 3 Abs. 1 sind
von den Anforderungen dieses Gesetzes befreit, wenn
sie in den Konzernabschluss eines Mutterunterneh-
mens im Sinne des § 11 dieses Gesetzes oder des
§ 290 des Handelsgesetzbuchs einbezogen sind und
sie im übrigen die entsprechend geltenden Voraus-
setzungen des § 264 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs
erfüllen.“

4. § 6 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden
aa) die Wörter „bei bergrechtlichen Gewerkschaf-

ten und“ sowie
bb) die Wörter „den Gewerken oder“ gestrichen.

b) Satz 4 wird gestrichen.

5. In § 8 Abs. 3 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt ge-
fasst:
„Wird der Jahresabschluss nach Vorlage des Prü-
fungsberichts geändert, so hat der Abschlussprüfer
diese Unterlagen erneut zu prüfen, soweit es die Än-
derung erfordert. Über das Ergebnis der Prüfung ist
zu berichten; der Bestätigungsvermerk ist entspre-
chend zu ergänzen.“
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6. § 11 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Wörtern „des

§ 341 des Handelsgesetzbuches ist“ die Wörter
„oder als Personenhandelsgesellschaft nach § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 den ersten Abschnitt nicht an-
zuwenden hat“ eingefügt.

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
  „(6) Folgende Bestimmungen des Handelsge-
setzbuchs gelten sinngemäß:
1. § 291 über befreiende Konzernabschlüsse und

Konzernlageberichte;
2. § 292a über die Befreiung von der Aufstel-

lungspflicht.“

7. In § 13 Abs. 3 Satz 1 wird Angabe „§§ 280, 314
Nr. 5, 6“ durch die Angabe „§§ 280, 314 Abs. 1 Nr. 5
und 6“ ersetzt.

8. In § 21 Satz 2 werden die Wörter „zehntausend Deut-
sche Mark“ durch die Wörter „fünftausend Euro, in
den Fällen des Satzes 1 Nr. 8 fünfundzwanzigtausend
Euro“ ersetzt.

9. Dem § 23 wird folgender Absatz 4 angefügt:
  „(4) § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 5 Abs. 6, § 11 Abs. 5
Satz 1, Abs. 6 Nr. 2 und § 21 Satz 2 in der vom ...
[Einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Kapitalgesell-
schaften- und Co-Richtlinie-Gesetzes] an geltenden
Fassung sind erstmals auf Jahres- und Konzernab-
schlüsse für das nach dem 31. Dezember 1998 begin-
nende Geschäftsjahr anzuwenden.“

Artikel 3
Änderung des Aktiengesetzes

  Das Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I
S. 1089), zuletzt geändert durch Artikel 6a des Gesetzes
vom 16. Juli 1998 (BGBl. I S. 1842), wird wie folgt ge-
ändert:
1. § 160 Abs. 1 Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

„8. das Bestehen einer Beteiligung, die nach § 20
Abs. 1 oder 4 dieses Gesetzes oder nach § 21
Abs. 1 oder 1a des Wertpapierhandelsgesetzes
mitgeteilt worden ist; dabei ist der nach § 20
Abs. 6 dieses Gesetzes oder der nach § 25 Abs. 1
des Wertpapierhandelsgesetzes veröffentlichte In-
halt der Mitteilung anzugeben.“

2. § 313 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Der Abschlussprüfer hat seinen Bericht zu unter-
zeichnen und dem Aufsichtsrat vorzulegen; dem Vor-
stand ist vor der Zuleitung Gelegenheit zur Stellung-
nahme zu geben.“

3. § 314 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

  „(1) Der Vorstand hat den Bericht über die Be-
ziehungen zu verbundenen Unternehmen unver-
züglich nach dessen Aufstellung dem Aufsichtsrat

vorzulegen. Dieser Bericht und, wenn der Jahres-
abschluss durch einen Abschlussprüfer zu prüfen
ist, der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers sind
auch jedem Aufsichtsratsmitglied oder, wenn der
Aufsichtsrat dies beschlossen hat, den Mitgliedern
eines Ausschusses auszuhändigen.“

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
  „(4) Ist der Jahresabschluss durch einen Ab-
schlussprüfer zu prüfen, so hat dieser an den Ver-
handlungen des Aufsichtsrats oder eines Aus-
schusses über den Bericht über die Beziehungen
zu verbundenen Unternehmen teilzunehmen und
über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung
zu berichten.“

Artikel 4
Änderung des Gesetzes über die

Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

  Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III,
Gliederungsnummer 315-1 veröffentlichten bereinigten
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 Nr. 5 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3836), wird
wie folgt geändert:

1. In § 132 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „Satz 2 bis 7“
durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.

2. § 140 wird wie folgt geändert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgende Absätze 2 und 3 werden angefügt:

  „(2) Ist aufgrund eines Antrags nach § 335
Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs die Festset-
zung eines Zwangsgeldes nach § 335 Abs. 1 Nr. 6
oder 7 des Handelsgesetzbuchs gegen die Mitglie-
der des vertretungsberechtigten Organs einer Ka-
pitalgesellschaft oder einer Gesellschaft im Sinne
des § 264a des Handelsgesetzbuchs vom Register-
gericht angedroht worden und haben jene nicht
spätestens sechs Wochen nach dem Zugang der
Androhung ihrer in § 335 Abs. 1 Nr. 6 oder 7 des
Handelsgesetzbuchs bezeichneten Pflicht entspro-
chen, so ist gegen die Mitglieder des vertretungs-
berechtigten Organs dieser Gesellschaft ein Ord-
nungsgeld wegen des pflichtwidrigen Unterlassens
der rechtzeitigen Offenlegung festzusetzen. Das
Ordnungsgeld beträgt mindestens fünftausend Euro
und darf den Betrag von fünfundzwanzigtausend
Euro nicht übersteigen. Die §§ 138 und 139 Abs. 1
finden entsprechende Anwendung; die weitere Be-
schwerde ist ausgeschlossen.
  (3) Absatz 2 ist auf die in § 340o Satz 1 Nr. 1
und 2, § 341o Satz 1 Nr. 1 und 2 des Handels-
gesetzbuchs bezeichneten Personen entsprechend
anzuwenden.“

3. Dem § 185 wird folgender Absatz 3 angefügt:
  „(3) § 140 Abs. 2 und 3 ist erstmals auf Jahresab-
schlüsse, Konzernabschlüsse und Lageberichte sowie
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auf sonstige beim Handelsregister zum Zweck der Of-
fenlegung einzureichende Unterlagen für das nach
dem 31. Dezember 1998 beginnende Geschäftsjahr
anzuwenden.“

Artikel 5
Änderung des Einführungsgesetzes

zum Handelsgesetzbuch

  Das Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in der
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer
4101-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Dezember
1998 (BGBl. I S. 3836), wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 25 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden
a) nach dem Wort „Aktiengesellschaften“ das Wort

„und“ durch ein Komma und
b) die Wörter „ , bei denen die Mehrheit der Anteile

und die Mehrheit der Stimmrechte“ durch die Wör-
ter „und Gesellschaften, bei denen kein persönlich
haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist,
wenn die Mehrheit der Anteile und die Mehrheit der
Stimmrechte an diesen Gesellschaften“
ersetzt.

2. Es wird folgender Zwölfter Abschnitt angefügt:

„Zwölfter Abschnitt
Übergangsvorschriften zum Kapitalgesellschaften-

und Co-Richtlinie-Gesetz

Artikel 48
  (1) § 264 Abs. 4, §§ 264a, 264b, 264c, 267, 285,
286, 292a Abs. 1, § 313 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2, §§ 319,
340a Abs. 2 Satz 4, § 341a Abs. 2 Satz 4, §§ 340o und
341o des Handelsgesetzbuchs in der vom ... [Einset-
zen: Tag des Inkrafttretens des Kapitalgesellschaften-
und Co-Richtlinie-Gesetzes] an geltenden Fassung sind
erstmals auf Jahres- und Konzernabschlüsse für das
nach dem 31. Dezember 1998 beginnende Geschäfts-
jahr anzuwenden. § 335 des Handelsgesetzbuchs in der
vom ... [Einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Kapital-
gesellschaften- und Co-Richtlinie-Gesetzes] an gelten-
den Fassung ist erstmals zur Durchsetzung der in Ab-
satz 1 dieser Vorschrift bezeichneten Pflichten anzu-
wenden, soweit sie ein Geschäftsjahr betreffen, das
nach dem 31. Dezember 1998 beginnt. § 335 des Han-
delsgesetzbuchs in der bis zum ... [Einsetzen: Tag vor
dem Inkrafttreten des Kapitalgesellschaften- und Co-
Richtlinie-Gesetzes] geltenden Fassung ist letztmals
zur Durchsetzung der in Satz 1 dieser Vorschrift be-
zeichneten Pflichten anzuwenden, soweit sie ein Ge-
schäftsjahr betreffen, das spätestens am 31. Dezember
1998 endet.
  (2) Sind bei der erstmaligen Anwendung des § 268
Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs über die Darstellung
der Entwicklung des Anlagevermögens die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten eines Vermögensge-
genstandes des Anlagevermögens nicht ohne unver-
hältnismäßige Kosten oder Verzögerungen feststellbar,

so dürfen die Buchwerte dieser Vermögensgegenstän-
de aus dem Jahresabschluss des vorhergehenden Ge-
schäftsjahrs als ursprüngliche Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten übernommen und fortgeführt werden.
Satz 1 darf entsprechend auf die Darstellung des Pos-
tens „Aufwendungen für die Ingangsetzung und Er-
weiterung des Geschäftsbetriebs“ angewendet werden.
Die Anwendung der Sätze 1 und 2 ist im Anhang anzu-
geben. Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, so-
weit aus Gründen des Steuerrechts die Anschaffungs-
oder Herstellungskosten ermittelt werden müssen.
  (3) Waren Vermögensgegenstände des Anlagever-
mögens im Jahresabschluss für das am 31. Dezember
1998 endende oder laufende Geschäftsjahr mit einem
niedrigeren Wert angesetzt, als er nach § 240 Abs. 3
und 4, §§ 252, 253 Abs. 1, 2 und 4, §§ 254, 255, 279
und 280 Abs. 1 und 2 des Handelsgesetzbuchs zulässig
ist, so darf der niedrigere Wertansatz beibehalten wer-
den. § 253 Abs. 2 des Handelsgesetzbuchs ist in diesen
Fällen mit der Maßgabe anzuwenden, dass der niedri-
gere Wertansatz um planmäßige Abschreibungen ent-
sprechend der voraussichtlichen Restnutzungsdauer zu
vermindern ist.
  (4) Waren Vermögensgegenstände des Umlaufver-
mögens im Jahresabschluss für das am 31. Dezember
1998 endende oder laufende Geschäftsjahr mit einem
niedrigeren Wert angesetzt, als er nach §§ 252, 253
Abs. 1, 3 und 4, §§ 254, 255 Abs. 1 und 2, §§ 256, 279
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, § 280 Abs. 1 und 2 des Handels-
gesetzbuchs zulässig ist, so darf der niedrigere Wertan-
satz insoweit beibehalten werden, als er aus den Grün-
den des § 253 Abs. 3, §§ 254, 279 Abs. 2, § 280 Abs. 2
des Handelsgesetzbuchs angesetzt worden ist.“

3. Es wird folgender Dreizehnter Abschnitt angefügt:
,Dreizehnter Abschnitt

Übergangsvorschrift zur Anpassung
der Abgrenzungsmerkmale

für größenabhängige Befreiungen
bei der Aufstellung des Konzernabschlusses

nach den §§ 290 bis 293 des Handelsgesetzbuchs
Artikel 49

  § 293 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs ist für Ge-
schäftsjahre, die nach dem 31. Dezember 1998 begin-
nen und die spätestens am 31. Dezember 1999 enden,
mit folgenden Maßgaben anzuwenden:
1. In Nummer 1 treten

a) in Buchstabe a an die Stelle des Geldbetrages
„32 270 000 Deutsche Mark“ der Geldbetrag
von „80 670 000 Deutsche Mark“,

b) in Buchstabe b an die Stelle des Geldbetrages
„64 540 000 Deutsche Mark“ der Geldbetrag
von „161 330 000 Deutsche Mark“ und

c) in Buchstabe c an die Stelle der Arbeitnehmer-
zahl „250“ die Arbeitnehmerzahl von „500“.

2. In Nummer 2 treten
a) in Buchstabe a an die Stelle des Geldbetrages

„26 890 000 Deutsche Mark“ der Geldbetrag
von „67 230 000 Deutsche Mark“,
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b) in Buchstabe b an die Stelle des Geldbetrages
„53 780 000 Deutsche Mark“ der Geldbetrag
von „134 460 000 Deutsche Mark“ und

c) in Buchstabe c an die Stelle der Arbeitnehmer-
zahl „250“ die Arbeitnehmerzahl „500“.‘

Artikel 6
Änderung der Wirtschaftsprüferordnung

  Die Wirtschaftsprüferordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. November 1975 (BGBl. I S. 2803),
zuletzt geändert durch Artikel 4a des Gesetzes vom 31. Au-
gust 1998 (BGBl. I S. 2600), wird wie folgt geändert:

1. In § 129 Abs. 1 Satz 4 werden nach dem Wort „Haf-
tung“ die Wörter „und Personenhandelsgesellschaften
im Sinne des § 264a des Handelsgesetzbuchs“ einge-
fügt.

2. § 131a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In der Klammer werden nach dem Wort
„Haftung“ die Wörter „und von Personenhan-
delsgesellschaften im Sinne des § 264a des
Handelsgesetzbuchs“ eingefügt.

bb) Nach der Klammer werden nach dem Wort
„Haftung“ die Wörter „und der Personenhan-
delsgesellschaft im Sinne des § 264a des
Handelsgesetzbuchs“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Haf-
tung“ die Wörter „und von Personenhandelsgesell-
schaften im Sinne des § 264a des Handelsgesetz-
buchs“ eingefügt.

3. Nach § 139a wird folgender § 139b eingefügt:

„§ 139b
Übergangsregelung für § 131a

  § 131a Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 in der vom
... [Einsetzen: Tag des Inkrafttretens des Kapitalge-
sellschaften- und Co-Richtlinie-Gesetzes] an gelten-
den Fassung ist erstmals auf eine Prüfung anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 2000 stattfindet.“

Artikel 7
Änderung der Kostenordnung

  In § 2 Nr. 1 der Kostenordnung in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 361-1 veröffent-
lichten bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 31. August 1998 (BGBl. I S. 2585) ge-
ändert worden ist, werden nach den Wörtern „die nur auf
Antrag vorzunehmen sind“ die Wörter „mit Ausnahme der
Verfahren zur Festsetzung eines Zwangsgeldes“ einge-
fügt.

Artikel 8
Änderung des Einführungsgesetzes zum Gesetz

über den Versicherungsvertrag
  Artikel 10 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zu dem
Gesetz über den Versicherungsvertrag in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7632-2, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 21. Juli 1994 (BGBl. I S. 1630)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In Satz 2 Nr. 3 Buchstaben a und b wird jeweils die

Angabe „ECU“ durch die Angabe „Euro“ ersetzt.
2. Satz 4 wird aufgehoben.

Artikel 9
Sonstige Änderungen von Gesetzen

  (1) In § 160 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes betreffend die
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 19. August 1994 (BGBl. I
S. 2202), das zuletzt durch Artikel 1 Nr. 11 des Gesetzes
vom 19. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3836) geändert
worden ist, wird die Angabe „Satz 2, 4 bis 7“ durch die
Angabe „Abs. 2 Satz 1 und 2“ ersetzt.
  (2) § 49 des D-Markbilanzgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 28. Juli 1994 (BGBl. I S. 1843),
das zuletzt durch Artikel 25 des Gesetzes vom 22. Juni
1998 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „§ 335 Satz 2 bis 8“ durch

die Angabe „§ 335 Abs. 2“ ersetzt.
2. In Satz 2 wird die Angabe „§§ 132“ durch die An-

gabe „§§ 132, 133, 134 Abs. 2, §§ 135“ ersetzt.
  (3) Nach § 15 des Einführungsgesetzes zum Aktien-
gesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I S. 1185), das
zuletzt durch Artikel 3 § 2 des Gesetzes vom 9. Juni
1998 (BGBl. I S. 1242) geändert worden ist, wird fol-
gender § 16 eingefügt:

„§ 16
Übergangsvorschrift zu § 160 Abs. 1 Nr. 8, § 313 Abs. 2

Satz 3 und § 314 Abs. 1 und 4 des Aktiengesetzes
  § 160 Abs. 1 Nr. 8, § 313 Abs. 2 Satz 3 und § 314
Abs. 1 und 4 des Aktiengesetzes in der vom Inkrafttreten
des Kapitalgesellschaften- und Co-Richtlinie-Gesetzes
an geltenden Fassung sind erstmals auf Jahresabschlüsse
und Berichte über die Beziehungen zu verbundenen Un-
ternehmen für das nach dem 31. Dezember 1998 begin-
nende Geschäftsjahr anzuwenden.“

Artikel 10
Inkrafttreten

  Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.
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Begründung

A.  Allgemeiner Teil

I.  Einleitung

Mit dem Gesetzentwurf werden verschiedene Ziele ver-
folgt:
1. Der Gesetzentwurf dient der Angleichung von

Rechtsvorschriften des deutschen Rechts an die
Richtlinie 90/605/EWG des Rates der Europäischen
Gemeinschaften vom 8. November 1990 zur Ände-
rung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG
über den Jahresabschluss bzw. den konsolidierten Ab-
schluss hinsichtlich ihres Anwendungsbereichs, die
sog. GmbH & Co-Richtlinie (ABl. EG Nr. L 317 vom
16. November 1990, S. 60). Rechtsgrundlage für den
Erlass der GmbH & Co-Richtlinie ist Artikel 54
Abs. 3 Buchstabe g des Vertrags über die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft (EGV). Aufgrund dieser
Vorschrift sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, dieje-
nigen Schutzvorschriften zu koordinieren und gleich-
wertig zu gestalten, die in den Mitgliedstaaten den
Gesellschaften im Interesse der Gesellschafter sowie
Dritter vorgeschrieben sind. Inhaltlich schreibt die
Richtlinie vor, dass bestimmte Kapitalgesellschaften
& Co in den Anwendungsbereich der Richtlinien
78/660/EWG und 83/349/EWG einzubeziehen sind.
Sie haben demgemäss ihren Jahres- und Konzernab-
schluss sowie den Lagebericht und den Konzernlage-
bericht nach den für Kapitalgesellschaften geltenden
Vorschriften aufzustellen, prüfen zu lassen und offen-
zulegen.
Die Richtlinie ist gemäß ihrem Artikel 4 an die Mit-
gliedstaaten gerichtet. Sie ist daher nicht unmittelbar,
sondern nur nach Maßgabe der Vorschriften des na-
tionalen Rechts der Mitgliedstaaten anzuwenden. Dies
gilt auch deshalb, weil die Richtlinie verschiedene
Möglichkeiten für die Einbeziehung bestimmter Per-
sonenhandelsgesellschaften in die Bilanzrichtlinien
der EU vorsieht und deshalb Entscheidungen des na-
tionalen Gesetzgebers erforderlich sind. Artikel 3 der
Richtlinie bestimmt, dass die Mitgliedstaaten vor dem
1. Januar 1993 die erforderlichen Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften erlassen. Wegen der Versäu-
mung dieser Frist hatte die Kommission das Vertrags-
verletzungsverfahren nach Artikel 169 EGV ein-
geleitet und nach Fristablauf den Europäischen
Gerichtshof angerufen. Mit Urteil des EuGH vom
22. April 1999 ist festgestellt worden, dass die Bun-
desrepublik Deutschland dadurch gegen ihre Ver-
pflichtungen aus der Richtlinie 90/605/EWG versto-
ßen hat, dass sie nicht innerhalb der vorgeschriebenen
Frist alle erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften erlassen hat, um der Richtlinie nachzukom-
men (Rechtssache C-272/97).

2. Der Gesetzentwurf dient ferner der Anpassung des
deutschen Handelsrechts an das Urteil des Europäi-

schen Gerichtshofs (EuGH) vom 29. September 1998
in der Rechtssache C-191/95.

Mit diesem Urteil hat der EuGH festgestellt, dass die
Bundesrepublik Deutschland gegen ihre Verpflich-
tungen aus dem EG-Vertrag sowie aus den Richtlinien
68/151/EWG und 78/660/EWG verstoßen hat, weil
die Offenlegungspflicht von Jahresabschlüssen deut-
scher Kapitalgesellschaften nicht ausreichend sankti-
oniert ist. Nach derzeit geltendem Recht kann gemäss
§ 335 Satz 1 Nr. 6 i.V.m. Satz 2 Handelsgesetzbuch
bei Nichteinhaltung der Offenlegungspflicht ein
Zwangsgeldverfahren auf Antrag von Gesellschaftern,
Gläubigern und Arbeitnehmern durch das Registerge-
richt eingeleitet werden. Das Zwangsgeld kann da-
nach bis zu 10 000 DM betragen. Diese Sanktionie-
rung hat der EuGH als nicht ausreichend angesehen.
Der EuGH hat sich in seinem Urteil nicht abschlie-
ßend dazu geäußert, wie die Sanktionierung konkret
aussehen muss. Er hat in seinem Urteil jedoch Bezug
auf das Urteil des EuGH vom 4. Dezember 1997 in
der Rechtssache C-97/96 (Daihatsu-Entscheidung)
genommen, in welchem klargestellt wurde, dass ein
Verstoß gegen Artikel 6 der Ersten Richtlinie vorliegt,
wenn lediglich den Gesellschaftern, den Gläubigern
und dem Gesamtbetriebsrat bzw. dem Betriebsrat der
Gesellschaft ein Antragsrecht auf Verhängung einer
Maßregel zukommt. Weiterhin hat der EuGH in seiner
Entscheidung vom 29. September 1998 darauf hinge-
wiesen, dass das Fehlen geeigneter Sanktionen nicht
damit begründet werden kann, dass die Umsetzung
der Sanktionierung Schwierigkeiten für die deutsche
Verwaltung mit sich bringen würde. Diese Ausfüh-
rung ist in Zusammenhang mit einer Verfolgung des
Verstoßes von Amts wegen durch die Registergerichte
zu sehen. Um sicherzustellen, dass eine ausreichende
Sanktionierung im Sinne der Richtlinien und im Hin-
blick auf das Urteil des EuGH erfolgt, besteht die an-
zustrebende gesetzgeberische Lösung in der Einfüh-
rung eines Zwangsgeldverfahrens auf Antrag von Je-
dermann sowie einer spürbaren Anhebung des in sei-
ner derzeitigen Höhe nicht mehr den heutigen Anfor-
derungen genügenden Zwangsgeldes. Außerdem wird
ein Ordnungsgeld vorgesehen (vgl. § 140 Abs. 2, 3
FGG-E), weil davon ausgegangen werden muss, dass
alleine die Einführung des Jedermann-Verfahrens zu
keiner erheblichen Steigerung der Publizitätsquote
führen wird.

3. Mit dem Gesetzentwurf werden zur Umsetzung von
EU-Recht ferner Anpassungen der sogenannten
Schwellenwerte in § 267 und § 293 HGB vorgenom-
men. § 267 HGB enthält die Umschreibung der Grö-
ßenklassen für kleine, mittlere und große Kapitalge-
sellschaften. Diese Differenzierung ist maßgebend für
verschiedene Befreiungen und Erleichterungen bei
den Vorschriften des Dritten Buchs des HGB. So sind
z. B. kleine Kapitalgesellschaften von der Verpflich-
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tung befreit, ihren Jahresabschluss prüfen zu lassen
(§ 316 Abs. 1 HGB), große Kapitalgesellschaften ha-
ben ihren Jahresabschluss im Bundesanzeiger bekannt
zu machen (§ 325 Abs. 2 HGB). Die derzeit geltenden
Schwellenwerte beruhen auf der Richtlinie des Rates
zu Änderung der in Ecu ausgedrückten Beträge der
Richtlinie 78/660/EWG vom 21. März 1994, der sog.
Ecu-Änderungsrichtlinie 94/8/EG (ABl. EG Nr. L 82
S. 33).
Der Rat hat am 17. Juni 1999 eine neue Anpassungs-
richtlinie verabschiedet, die eine deutliche Erhöhung
der Schwellenwerte vorsieht.
In § 293 HGB sind Schwellenwerte festgelegt, die für
die Verpflichtung von Unternehmen, einen Konzern-
abschluss aufzustellen, maßgeblich sind. Diese Werte
beruhen auf der Regelung des Artikels 6 Abs. 5 der
Richtlinie 83/349/EWG. Wegen des Auslaufens einer
EU-rechtlich vorgesehenen Übergangsregelung sind
diese Schwellenwerte deutlich zu senken. Einzelhei-
ten hierzu sind in der Begründung zu § 293 Abs. 5
HGB dargelegt.

4. Mit dem Kapitalaufnahmeerleichterungsgesetz vom
20. April 1998 (BGBl. I S. 707) wurde u. a. § 292a in
das HGB eingefügt. Nach dieser Regelung kann ein
börsennotiertes Unternehmen, das Mutterunternehmen
eines Konzerns ist, einen Konzernabschluss mit be-
freiender Wirkung nach international anerkannten
Grundsätzen aufstellen und offenlegen.
Inzwischen ist von verschiedenen Seiten geltend ge-
macht worden, die Beschränkung des Anwendungsbe-
reichs auf börsennotierte Unternehmen sei zu eng.
Auch für nichtbörsennotierte Unternehmen seien bei
der Inanspruchnahme internationaler Kapitalmärkte
entsprechende Voraussetzungen gegeben. Mit der
Änderung des § 292a HGB soll diesem Anliegen
nunmehr Rechnung getragen werden.

5. Im Laufe der Zeit hat sich die Notwendigkeit verschie-
dener Anpassungen und Korrekturen insbesondere des
Handelsgesetzbuchs ergeben, auf die jeweils im beson-
deren Teil der Begründung näher eingegangen wird.

6. Es handelt sich um ein Gesetzgebungsverfahren im
Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung gemäss
Artikel 74 Nr. 1, 11 Grundgesetz. Eine bundesgesetz-
liche Regelung ist erforderlich, weil die umzusetzen-
den Richtlinien und EuGH-Urteile Änderungen in
Bundesgesetzen erfordern.

7. Die Vorprüfung nach § 22a GGO II hat ergeben, dass
im Hinblick auf die Pflicht zur Umsetzung von EU-
Richtlinien und von EuGH-Urteilen maßvolle Er-
schwernisse und gewisse zusätzliche Belastungen so-
wohl für Unternehmen der Wirtschaft als auch für die
Landesjustizverwaltungen unvermeidbar waren und
die sich anbietenden Alternativen erheblich schwer-
wiegendere und belastendere Auswirkungen hätten.

II.  Zweck der GmbH & Co-Richtlinie

Die GmbH & Co-Richtlinie hat den Zweck, bestimmte
Kapitalgesellschaften und Co in den Anwendungsbe-

reich der Vierten Richtlinie über den Jahresabschluss
von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen (78/660/
EWG, ABl. EG Nr. L 222 S. 11) und der Siebenten
Richtlinie über den konsolidierten Abschluss (83/349/
EWG, ABl. EG Nr. L 193 S. 1) und damit auch der
Achten Richtlinie über die Abschlussprüferqualifikation
(84/253/EWG, ABl. EG Nr. L 126 S. 20) einzubeziehen.
Die Umschreibung der Kapitalgesellschaft & Co ist in
der Richtlinie enger als in den §§ 125a, 130a, 177a
HGB. Im deutschen Recht werden als Kapitalgesell-
schaften & Co alle Personenhandelsgesellschaften er-
fasst, bei denen keine natürliche Person persönlich haf-
tender Gesellschafter ist. Nach der GmbH & Co-
Richtlinie müssen nur solcher Personenhandelsgesell-
schaften einbezogen werden, bei denen die Komple-
mentäre ausschließlich Kapitalgesellschaften im Sinne
der Vierten Richtlinie oder Kapitalgesellschaften & Co
im Sinne der Richtlinie sind oder bei einem Sitz in einem
Staat außerhalb der EU oder des EWR eine vergleich-
bare Rechtsform haben. Für das deutsche Recht sind dies
die Aktiengesellschaft, die Kommanditgesellschaft auf
Aktien und die Gesellschaft mit beschränkter Haftung.
Nachdem das Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (EWR-Abkommen vom 31. März 1993,
BGBl. II S. 266) in Kraft getreten ist, sind auch die für
diese Länder bezeichneten Rechtsformen zu berücksich-
tigen.

Die Einbeziehung der Kapitalgesellschaft & Co ist im
übrigen auch in Deutschland vor Verabschiedung des
Bilanzrichtliniengesetzes (BiRiLiG) von 1985 diskutiert
worden. Der Regierungsentwurf eines Bilanzrichtlinie-
Gesetzes vom 10. Februar 1982 sah für § 178 HGB eine
Einbeziehung ausdrücklich vor (BR-Drs. 61/82). Diese
Regelungen waren in der endgültigen Fassung des BiRi-
LiG zwar nicht mehr enthalten. Bei der 2. und 3. Lesung
hatte aber die SPD-Fraktion nochmals einen entspre-
chenden Antrag gestellt (Drucksache 10/4425).

III.  Aufbau und Inhalt des Entwurfs

1.  Artikelgesetz

Der Entwurf sieht ein Artikelgesetz vor, das ausschließ-
lich bestehende Gesetze ändert. Die erforderlichen Vor-
schriften werden in das im Rahmen des Bilanzricht-
liniengesetzes in das Handelsgesetzbuch eingefügte
Dritte Buch über den Jahresabschluss und den Lage-
bericht eingefügt. Außerdem muss das Publizitätsgesetz
geändert werden, soweit sich die Rechnungslegung für
Kapitalgesellschaften & Co künftig aus dem Handels-
gesetzbuch ergibt. Daneben hat sich die Notwendigkeit
weiterer Gesetzesänderungen ergeben.

2.  Geltendes Recht

Zum besseren Verständnis des Gesetzentwurfs wird ein-
leitend das geltende Recht dargestellt. Die Kapitalgesell-
schaft & Co ist keine eigenständige Rechtsform, sondern
eine Gestaltungsform der Personenhandelsgesellschaft,
wobei meist eine Kommanditgesellschaft mit einer
GmbH als unbeschränkt haftender Gesellschafterin
(Komplementär) gewählt wird. Sie kommt auch in mehr-
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stöckiger Form vor, indem eine solche Gestaltungsform
Komplementär einer anderen Kommanditgesellschaft
wird. Die GmbH & Co ist von der Rechtsprechung be-
reits im Jahre 1912 anerkannt worden, als sich das Baye-
rische Oberste Landesgericht über den romanischen
Grundsatz hinwegsetzte, dass Komplementäre einer Per-
sonenhandelsgesellschaft nur natürliche Personen sein
können.

Der deutsche Gesetzgeber hat die Kapitalgesellschaft & Co
im Jahre 1976 anerkannt, als er im Interesse des Gläubi-
gerschutzes bestimmten Gestaltungsformen Publizitäts-
pflichten auferlegte. Nach § 125a HGB müssen offene
Handelsgesellschaften, die keine natürliche Person als
Gesellschafter und auch keinen Gesellschafter mit einer
natürlichen Person haben, bestimmte Angaben auf Ge-
schäftsbriefen machen. Solche Gesellschaften sind nach
§ 130a HGB verpflichtet, die Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens bei Zahlungsunfähigkeit oder Überschuldung
zu beantragen; die Einhaltung dieser Verpflichtung ist
strafrechtlich nach § 130b HGB sanktioniert. § 177a
HGB überträgt die vorbezeichneten Verpflichtungen
auch auf Kommanditgesellschaften, die keine natürliche
Person und auch keine Kapitalgesellschaft & Co mit ei-
ner natürlichen Person als Komplementär haben.

Die Kapitalgesellschaft & Co ist als Personenhandelsge-
sellschaft zur Rechnungslegung lediglich nach dem ers-
ten Abschnitt des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs
verpflichtet. Eine weitergehende Rechnungslegungsver-
pflichtung sowie eine Pflicht zur Prüfung und Offenle-
gung besteht nur für solche Kapitalgesellschaften & Co,
die unter das Publizitätsgesetz fallen.

3.  Inhalt des Entwurf

Der Entwurf zielt darauf ab, alle offenen Handelsgesell-
schaften und Kommanditgesellschaften, bei denen nicht
wenigstens ein persönlich haftender Gesellschafter

– eine natürliche Person oder

– eine OHG, KG oder andere Personengesellschaft, die
eine natürliche Person als persönlich haftenden Ge-
sellschafter hat,

ist, in die für Kapitalgesellschaften geltenden Vorschrif-
ten über die Aufstellung von Jahres- und Konzernab-
schluss, deren Prüfung und Offenlegung einzubeziehen.
Der Anwendungsbereich wird damit im Interesse einer
rechtssystematisch angemessenen Lösung über den in
der Richtlinie 90/605/EWG vorgesehenen Anwendungs-
bereich hinaus erweitert und entspricht insoweit den Re-
gelungen der §§ 125a, 130a und 177a HGB. Zu weiteren
Einzelheiten wird auf die Begründung zu §§ 264a und
264b HGB verwiesen.

4. Übersicht über die Anpassung an die
Vorschriften der GmbH und Co-Richtlinie

In der Reihenfolge der Artikel der Richtlinie werden die
folgenden Artikel durch die folgenden Bestimmungen
des Gesetzes umgesetzt:

Arikel 1:

Von dem durch diesen Artikel geänderten Artikel 1 der
Richtlinie 78/660/EWG wurden umgesetzt:

–  Nummer  1: § 264a HGB

–  Nummer  2: § 285 Nr. 11a, § 286 Abs. 3 Satz 1 HGB

–  Nummer  4: Von dem durch diese Nummer einge-
fügten Artikel 57a der Richtlinie 78/660/
EWG wurde umgesetzt: Absatz 2 Buch-
stabe b, und zwar durch § 264b HGB;
im übrigen: nicht umgesetzt

Artikel  2: §§ 264a.

Nicht übernommen wurde die Regelung des Artikels 1
Nr. 3 der Richtlinie. Darin wird den Mitgliedstaaten das
Wahlrecht eingeräumt, denjenigen Kapitalgesellschaften
& Co, bei denen die Komplementärgesellschaften aus-
schließlich ihren Sitz in anderen EU-Mitgliedstaaten
oder in sonstigen Drittstaaten haben, zu gestatten, den
Jahresabschluss anstelle der Hinterlegung beim Regis-
tergericht am Geschäftssitz zur Einsicht für jedermann
bereitzuhalten (sog. Hauspublizität). Diese Regelung
würde nur für einen kleinen Teil der betroffenen Unter-
nehmen gelten. Es bestehen keine besonderen Gründe,
die eine Abweichung für diese Unternehmen erforderlich
machen. Weiterhin würde die Regelung einer Hauspubli-
zität die Aufgabe der Registergerichte, die Einhaltung
der Publizitätspflicht zu überwachen, erschweren. Sie
müssten in jedem einzelnen Fall prüfen, ob die Befrei-
ungsvoraussetzungen für die Hauspublizität vorliegen.

5.  Änderungen in der Rechnungslegung

Aufgrund der Neuregelung des § 264a HGB werden be-
stimmte Personenhandelsgesellschaften bezüglich ihres
Jahresabschlusses den Verpflichtungen unterworfen, wie
sie für Kapitalgesellschaften bestehen. § 264a HGB er-
klärt aus diesem Grund die Vorschriften des Zweiten
Abschnitts des HGB für diese Personenhandelsgesell-
schaften für entsprechend anwendbar.

Bezüglich der Rechnungslegung führt dies dazu, dass
bestimmte Personenhandelsgesellschaften in der Rechts-
form der Kapitalgesellschaften & Co künftig anders be-
handelt werden als andere Personenhandelsgesellschaf-
ten. Neben zusätzlichen Gliederungsvorschriften und
Anhangangaben haben die Kapitalgesellschaften & Co
die Bewertungsvorschriften der §§ 279, 280 HGB zu be-
folgen. Infolgedessen können die betreffenden Perso-
nenhandelsgesellschaften künftig Abschreibungen nach
§ 253 Abs. 4 HGB überhaupt nicht mehr und gemäß
§ 253 Abs. 2 Satz 3 HGB nur noch in eingeschränktem
Umfang vornehmen.

Dies folgt aus § 279 Abs. 1 HGB: Abschreibungen im
Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beurteilung ge-
mäß § 253 Abs. 4 HGB, durch die stille Reserven gebil-
det werden konnten, sind für Kapitalgesellschaften & Co
generell nicht zulässig. Gemäß § 253 Abs. 2 Satz 3 darf
eine außerplanmäßige Abschreibung von Vermögensge-
genständen des Anlagevermögens erfolgen, wenn diese
am Abschlussstichtag einen niedrigeren Wert haben. Sie
ist zwingend vorzunehmen bei einer voraussichtlich dau-
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erhaften Wertminderung. Gemäß § 279 Abs. 1 HGB dür-
fen Kapitalgesellschaften und künftig auch Kapitalge-
sellschaften & Co solche Abschreibungen, soweit eine
voraussichtlich dauerhafte Wertminderung nicht vorliegt,
nur bei Finanzanlagen vornehmen. Bei einer voraus-
sichtlich dauerhaften Wertminderung bleibt es bei der
Regelung, dass Abschreibungen vorzunehmen sind.

Für erfolgte Abschreibungen nach § 253 Abs. 2 Satz 3
oder Abs. 3 oder § 254 Satz 1 HGB gilt für Kapitalge-
sellschaften und künftig auch für alle Kapitalgesell-
schaften & Co das Wertaufholungsgebot des § 280
Abs. 1 HGB. Das Wertbeibehaltungswahlrecht des § 253
Abs. 5 HGB gilt somit für Kapitalgesellschaften & Co
nicht mehr.

Im Hinblick auf die durch das Steuerentlastungsgesetz
1999/2000/2002 vom 24. März 1999 (BGBl. I S. 402) ge-
änderte Fassung des § 6 EStG wird auch die in § 280
Abs. 2 HGB vorgesehene Möglichkeit, von einer Wert-
aufholung abzusehen, wenn das steuerliche Niederst-
wertprinzip dies erfordert, erheblich an Bedeutung verlie-
ren. Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG kann der niedrigere
Wert sowohl bei Vermögensgegenständen des Anlage-
vermögens wie auch des Umlaufvermögens nur noch bei
einer dauerhaften Wertminderung beibehalten werden.

Im Ergebnis werden somit Kapitalgesellschaften & Co
nicht nur steuerrechtlich, sondern auch handelsrechtlich
künftig strengere Bewertungsvorschriften zu beachten
haben. Handelsbilanzrechtlich gibt es hierzu aber auf-
grund der Richtlinie 90/605/EWG keine Alternative.
Selbst wenn man die Umsetzung der GmbH & Co-
Richtlinie auf die Möglichkeit der Erstellung eines ge-
meinsamen Abschlusses beschränken wollte, müsste der
Gewinn der Kommanditgesellschaft auch insoweit nach
den für Kapitalgesellschaften geltenden Bestimmungen
ermittelt werden.

Zur Frage, inwieweit die sich aus der Wertaufholung er-
gebenden Erträge gewinnwirksam werden, wenn die Ab-
schreibungen bereits in den vergangenen Jahren gebildet
wurden, wird auf die Begründung zu den Übergangsre-
gelungen verwiesen.

6.  Änderungen bei der Abschlussprüfung

Die Prüfung des Jahresabschlusses einer Personenhan-
delsgesellschaft im Sinne des § 264a HGB, welche die
Größenmerkmale des § 267 Abs. 1 HGB überschreitet,
hat aufgrund der EU-rechtlichen Vorgaben zwingend
durch einen Abschlussprüfer zu erfolgen, der den Anfor-
derungen der Achten Richtlinie 84/253/EWG, der sog.
Abschlussprüferrichtlinie, entspricht. Die Prüfung der
Kapitalgesellschaften & Co wird zu einer Pflichtprüfung
im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 84/253/EWG. Die
Umsetzung dieser EU-rechtlichen Vorgabe erfolgt mit
der Regelung des § 264a Abs. 1 HGB. Die anzuwenden-
den Vorschriften umfassen auch die Regelungen der
§§ 316ff. HGB zur Abschlussprüfung. Die diesen An-
forderungen entsprechenden Abschlussprüfer sind, wie
sich aus den korrespondierenden Regelungen des § 319
Abs. 1 HGB ergibt, Wirtschaftsprüfer und – bei mittel-
großen GmbH – vereidigte Buchprüfer. Demzufolge
wird die Prüfung einer Kapitalgesellschaft & Co, soweit

es künftig eine Pflichtprüfung gemäß §§ 316ff. HGB ist,
nicht mehr von Steuerberatern und Rechtsanwälten vor-
genommen werden können. Ebenso wenig können verei-
digte Buchprüfer künftig große Kapitalgesellschaften &
Co prüfen.

Die vorstehenden Ausführungen gelten aber nur bei
mittelgroßen und großen Kapitalgesellschaften & Co.
Wie kleine Kapitalgesellschaften sind auch kleine Kapi-
talgesellschaften & Co gemäß § 316 Abs. 1 HGB von
der Prüfungspflicht befreit. Diese können somit weiter-
hin von einem Steuerberater oder Rechtsanwalt geprüft
werden. Kleine Kapitalgesellschaften gemäß § 267 HGB
in der durch das vorliegende Gesetz geänderten Fassung
sind solche, die mindestens zwei der folgenden Merk-
male nicht überschreiten:
– 6 720 000 Deutsche Mark Bilanzsumme
– 13 440 000 Deutsche Mark Umsatzerlöse
– fünfzig Arbeitnehmer im Jahresdurchschnitt.

In diesem Zusammenhang ist gefordert worden,
1. eine Übergangsregelung zum Wirtschaftsprüfer nach

dem Vorbild des § 131c WPO für vereidigte Buch-
prüfer, Steuerberater und Rechtsanwälte zu schaffen,
die heute Jahresabschlüsse von künftig prüfungs-
pflichtig werdenden GmbH & Co freiwillig prüfen
oder in bestimmtem Umfang betreuen und

2. den Zugang zum vereidigten Buchprüfer durch Ver-
zicht auf den Nachweis der Prüfungstätigkeit nach
dem Vorbild des § 131 Abs. 1 Satz 2 WPO nochmals
zu erleichtern.

Gegen die Schaffung der geforderten Übergangsregelun-
gen, wie sie aus Anlass der Neueinführung der Pflicht-
prüfung für GmbH mit dem Bilanzrichtlinien-Gesetz
1985 geschaffen wurde, spricht, dass die GmbH & Co-
Richtlinie keine Übergangsregelung enthält. Die Fristen
der Achten Richtlinie, die seinerzeit die Rechtsgrundlage
bildete und auf alle Pflichtprüfungen von Abschlüssen
nach dem Recht der EU anzuwenden ist, sind abgelau-
fen. Nach Artikel 16 der Achten Richtlinie konnten die
Mitgliedstaaten Übergangsmaßnahmen für diejenigen
Berufsangehörigen ergreifen, deren bisherige Tätigkeit
wegen der Einführung der Pflichtprüfung beeinträchtigt
wird, wenn diese Personen nicht die Möglichkeit erhal-
ten, als Abschlussprüfer zugelassen zu werden. Einen
begründeten Bestandsschutz können danach nur solche
Personen geltend machen, denen bislang im Vertrauen
auf die bestehende Rechtslage die Prüfung des Jahresab-
schlusses der Personenhandelsgesellschaft oblag. Ein
solches Vertrauen ist spätestens mit der Verabschiedung
der GmbH & Co-Richtlinie im Jahre 1990 zerstört wor-
den. Personen, die bereits vor diesem Zeitpunkt solche
Prüfungen nach den Grundsätzen der Pflichtprüfung
freiwillig durchgeführt haben, konnten inzwischen Vor-
sorge treffen. Mit der Neufassung des § 131 WPO wurde
es den Steuerberatern und Rechtsanwälten erleichtert,
vereidigte Buchprüfer zu werden. Zur Prüfung werden
sie zugelassen, wenn sie im Zeitpunkt der Antragstellung
Steuerberater oder Rechtsanwalt sind und mindestens
fünf Jahre den Beruf eines Steuerberaters, Steuerbevoll-
mächtigten oder Rechtsanwalts ausgeübt haben und we-
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nigstens drei Jahre Prüfungstätigkeit oder 15 Jahre Be-
rufsausübung als Steuerberater nachweisen, wobei bis zu
zehn Jahre Berufstätigkeit als Steuerbevollmächtigter
angerechnet werden. Wurde der Antrag bis zum Ablauf
des 31. Dezember 1989 gestellt, musste eine Prüfungstä-
tigkeit nicht nachgewiesen werden. Als vereidigte Buch-
prüfer können diese Personen bereits nach einer Be-
rufsausübung von fünf Jahren nach den §§ 8, 13a WPO
in erleichterter Form Wirtschaftsprüfer werden.

Die vorgenannten Gründe gelten auch für die Forderung,
den Zugang zum vereidigten Buchprüfer nach dem Vor-
bild des Bilanzrichtlinien-Gesetzes erneut in erleichterter
Form zu gewähren. Die damalige Erleichterung des
§ 131 Abs. 1 Satz 2 WPO (Verzicht auf den Nachweis
der Prüfungstätigkeit) wurde seinerzeit nicht davon ab-
hängig gemacht, dass die begünstigten Personen, näm-
lich Steuerberater und Rechtsanwälte, in irgendeiner
Form bei Kapitalgesellschaften oder Kapitalgesellschaf-
ten & Co tätig geworden sind. Es wurden vielmehr alle
Personen begünstigt, die fünf Jahre im Beruf waren. Die-
se Personen brauchten nicht nachzuweisen, dass sie zwei
Jahre als Prüfer tätig waren. Personen, die nach dem
31. Dezember 1989 Steuerberater, Steuerbevollmächtigte
und Rechtsanwälte waren und die nach dem
31. Dezember 1984 zugelassen wurden, konnten sich
darauf einstellen, dass sie für die Zulassung zur Prüfung
zum Vereidigten Buchprüfer drei Jahre Berufstätigkeit
(wovon ein Jahr Steuerberatertätigkeit angerechnet wird)
oder die Berufsausübung als Steuerberater von mindes-
tens 15 Jahren nachweisen müssen, wobei bis zu zehn
Jahre Berufstätigkeit als Steuerbevollmächtigter anzu-
rechnen sind (§ 131 Abs. 1 Nr. 2 WPO).

Im Falle einer Abwägung wäre auch zu berücksichtigen,
dass eine Übergangsregelung, wie die Erfahrung auf-
grund des Bilanzrichtlinien-Gesetzes zeigt, für die öf-
fentliche Hand mit unverhältnismäßigem Aufwand ver-
bunden wäre. Die Übergangsprüfungen wären von den
obersten Landesbehörden durchzuführen, die jeweils
Prüfungsausschüsse einzurichten und die erforderlichen
Personal- und Sachausgaben zu tragen hätten. Die dafür
anfallenden Gebühren decken den damit verbundenen
Aufwand bei weitem nicht.

V.  Kosten, Preise

Im Hinblick auf die Kosten, die durch die Ausführung
des Gesetzes entstehen, ist zu unterscheiden zwischen
den Kosten, die den betroffenen Unternehmen und sol-
chen, die Bund, Ländern (Landesjustizverwaltungen)
und Gemeinden entstehen.

Dem Bund und den Gemeinden entstehen durch das Ge-
setz keine Kosten.

Bei den Kosten, die den Landesjustizverwaltungen durch
den vermehrten Aufwand bei der Prüfung und Auf-
bewahrung offenlegungspflichtiger Unterlagen und bei
der Durchführung von Zwangs- und Ordnungsgeldver-
fahren entstehen, ist eine verlässliche Schätzung derzeit
nicht möglich. Es ist davon auszugehen, dass insbeson-
dere in den ersten Monaten der Wirksamkeit der neuen
Vorschriften erhöhter Aufwand entstehen wird und bei

dem auch Personalmehraufwand nicht auszuschließen
sein wird. Dies ist nach Lage der Dinge unabweisbar und
unvermeidbar. Die Konzeption der gesetzlichen Vor-
schriften lässt aber die Prognose zu, dass die neuen Ver-
fahren nach wenigen Jahren zur Routine werden und die
Kosten nicht mehr nennenswert zu Buche schlagen, son-
dern im Gegenteil im Hinblick auf die vermehrte Offen-
legungsrate mit steigenden Gebühreneinnahmen infolge
der Steigerung der Publizitätsquote gerechnet werden
kann. Inwieweit sich die Mehrung von Zwangs- und
Ordnungsgeldverfahren einnahmesteigernd auswirkt,
lässt sich aber nicht verlässlich prognostizieren. Soweit
sie unvermeidbar sind, entstehen den Ländern hierdurch
nicht prognostizierbare Einnahmen sowohl durch die
Gebühren nach § 119 KostO als auch durch etwaige
Zwangs- und Ordnungsgelder.

Die Kostenmehrbelastungen für die Unternehmen wer-
den weder nennenswerte Auswirkungen auf die Einzel-
preise noch auf das Preisniveau, insbesondere das
Verbraucherpreisniveau haben, weil die deutlich über-
wiegende Zahl der kleinen Unternehmen nur mit ver-
gleichsweise maßvollen Gebühren für die Offenlegung
belastet wird, und die übrigen Kostenmehrbelastungen,
insbesondere für die nunmehr erforderliche Prüfung von
Jahres- und ggf. Konzernabschluss, mittlere, insbesonde-
re aber große Kapitalgesellschaften und Co treffen, bei
denen diese Kosten weniger als bei kleinen Unternehmen
ins Gewicht fallen dürften. Dabei ist auch zu berück-
sichtigen, dass bei diesen Kapitalgesellschaften und Co
in vielen Fällen auch bisher schon Prüfungskosten ent-
standen sind, da mittlere und große Unternehmen sich
aufgrund ihrer Marktstellung häufig einer freiwilligen
Prüfung unterziehen.

Im einzelnen sind für die Unternehmen folgende Kosten
zu erwarten:

Etwa 100 000 Kapitalgesellschaften und Co werden auf-
grund der zwingend umzusetzenden EU-rechtlichen
Vorgaben zur Offenlegung von Jahres- und ggf. Kon-
zernabschluss dabei künftig die Gebühren für die Offen-
legung nach § 86 Abs. 2 KostO zu tragen haben. Diese
Gebühr beläuft sich auf DM 50 für kleine und DM 100
für mittlere und große Unternehmen. Es ist von einer
Zahl von ca. 60 000 bis 70 000 kleinen Unternehmen
auszugehen. Diese Gebühren stellen zugleich Einnahmen
für die Landesjustizverwaltungen dar. Den Offenle-
gungsgebühren hinzuzurechnen sind – soweit es sich um
große Unternehmen handelt – die Kosten für die Veröf-
fentlichung im Bundesanzeiger, die sich für einen durch-
schnittlichen Jahresabschluss auf DM 8 000 belaufen.
Für die künftig prüfungspflichtig werdenden mittelgro-
ßen und großen Kapitalgesellschaften und Co sind ferner
die Prüfungskosten anzusetzen, die Wirtschaftsprüfern
und vereidigten Buchprüfern zugleich als Einnahmen
zuwachsen. Hierbei ist von einer Zahl von etwa 30 000
bis 40 000 mittleren und großen Unternehmen auszuge-
hen. In diesem Zusammenhang ist allerdings zu berück-
sichtigen, dass sich bereits früher eine nicht unerhebliche
Zahl mittlerer und großer Unternehmen einer freiwilli-
gen Prüfung durch Steuerberater, Rechtsanwälte oder
vereidigte Buchprüfer und Wirtschaftsprüfer unterzogen
hat.
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Weitere zusätzliche Kosten werden durch die Änderung
des § 293 HGB entstehen, da hierdurch mehr Unterneh-
men als bisher (ca. 1 500) zur Aufstellung eines Kon-
zernabschlusses verpflichtet werden. Auch hier ist eine
genaue Bestimmung der Kosten nicht möglich. Wegen
der Offenlegungskosten wird auf die vorstehenden Aus-
führungen verwiesen. Im übrigen und insgesamt ist aber
auch zu berücksichtigen, dass durch die Anhebung der
Schwellenwerte des § 267 HGB Kostenentlastungen für
die Unternehmen in nicht unerheblicher Höhe eintreten
werden, u.a. weil zahlreiche Unternehmen künftig nicht
mehr prüfungspflichtig sein werden bzw. weil für sie die
Bundesanzeigerpublizität entfällt.

Aufgrund EU-Rechts gibt es aber ohnehin keine Alter-
native zu diesen Regelungen.

B.   Besonderer Teil

Zu Artikel 1 – Änderung des Handelsgesetz-
buchs

Zu Nummer 1 – § 8a Abs. 1 HGB

Einem Beschluss der 70. Justizministerkonferenz ent-
sprechend (TOP I.13) sollen die Länder gesetzlich er-
mächtigt werden, die Einreichung der Jahresabschlüsse
in elektronischer Form zu verlangen. Hierdurch werden
die Länder, dem individuellen Stand ihrer Entwicklung
entsprechend, in die Lage versetzt, die elektronische Ein-
reichung von Jahresabschlussunterlagen sowie sonstiger
einzureichender Schriftstücke vorzuschreiben. Voraus-
setzung ist hierbei, dass die maschinelle Lesbarkeit der
eingereichten Unterlagen zugleich die maschinelle Bear-
beitung durch das jeweilige Registergericht einschließt,
d.h. vor allem die Möglichkeit eröffnet, jedem Interes-
sierten im Wege der Registereinsicht beim Handelsre-
gister Zugang zu den elektronisch gespeicherten Unter-
lagen zu ermöglichen.

Zu Nummer 2 – Überschriftenänderung

Die Änderung der Überschrift des Zweiten Abschnitts des
Handelsgesetzbuchs dient der Anpassung an die durch die
§§ 264a bis 264c HGB geschaffene Rechtslage.

Zu Nummer 3 – § 264 Abs. 4 HGB – Einbeziehung
von Tochterunternehmen eines
PublG-Konzerns in  die Befreiungs-
regelung des § 264 Abs. 3 HGB

Mit der Bestimmung soll auch Tochterunternehmen in
der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft eines nach § 11
des Publizitätsgesetzes konsolidierungspflichtigen Mut-
terunternehmens die Befreiungsmöglichkeit des § 264
Abs. 3 HGB eingeräumt werden. In § 264 Abs. 3 HGB,
eingefügt durch das Kapitalaufnahmeerleichterungsge-
setz vom 20. April 1998 (BGBl. I S. 707), sind Kapital-
gesellschaften, die Tochterunternehmen eines nach § 290
HGB zur Aufstellung eines Konzernabschlusses ver-
pflichteten Mutterunternehmens sind, bei Vorliegen be-
stimmter Voraussetzungen von der Verpflichtung befreit

worden, ihren Jahresabschluss nach den für Kapitalge-
sellschaften geltenden Vorschriften der §§ 264ff. HGB
aufstellen zu müssen und nach diesen Vorschriften prü-
fen zu lassen und offenzulegen. Diese Regelung beruht
auf einer Umsetzung des Artikels 57 der Richtlinie
78/660/EWG. Von dieser Möglichkeit sollen künftig
auch Kapitalgesellschaften, die Tochterunternehmen
eines nach § 11 PublG zum Aufstellen eines Konzernab-
schlusses verpflichteten Unternehmens sind, Gebrauch
machen können. Nach der Regelung des Artikels 57 der
Richtlinie 78/660 EWG ist dies zulässig. Für Tochter-
unternehmen, die keine Kapitalgesellschaften, aber nach
dem Publizitätsgesetz rechnungslegungspflichtig sind, ist
in Artikel 2 eine entsprechende Ergänzung des § 5
PublG vorgesehen.

Zu Nummer 4 – §§ 264a, 264b, 264c HGB – Einbe-
ziehung bestimmter Personenhan-
delsgesellschaften

1.   Zu § 264a

Absatz 1 stellt die Grundnorm dar, derzufolge für die in
dieser Vorschrift genannten Personenhandelsgesell-
schaften die Vorschriften des Zweiten Abschnitts des
Dritten Buchs des HGB gelten. Die betreffenden Perso-
nenhandelsgesellschaften haben damit einen Jahresab-
schluss und, sofern sie nicht kleine Gesellschaften im
Sinn des § 267 HGB sind, einen Lagebericht, aufzustel-
len, prüfen zu lassen (soweit sie nicht als kleine Gesell-
schaft nach § 316 Abs. 1 HGB von dieser Verpflichtung
befreit sind) sowie nach den Vorschriften der §§ 325ff.
HGB offenzulegen. Wenn sie Mutterunternehmen eines
Konzerns sind, gilt entsprechendes für den Konzernab-
schluss und den Konzernlagebericht nach den Vor-
schriften der §§ 290ff HGB. Die betreffenden Personen-
handelsgesellschaften werden damit insoweit den Kapi-
talgesellschaften gleichgestellt. Neben den Bestimmun-
gen des Ersten bis Vierten Unterabschnitts werden auch
die Regelungen des Fünften und Sechsten Unterab-
schnitts auf diese Personenhandelsgesellschaften er-
streckt. Somit gelten sowohl die Ermächtigung des § 330
HGB als auch die Straf- und Bußgeldvorschriften sowie
die Zwangsgeldbestimmungen für diese Personenhan-
delsgesellschaften bzw. deren gesetzliche Vertreter. Dies
wird wegen des strafrechtlichen Bestimmtheitsgebotes in
§ 334a HGB nochmals klargestellt.

Zum Anwendungsbereich

Mit Absatz 1 wird Artikel 1 Nr. 1 der Richtlinie
90/605/EWG umgesetzt. Der Anwendungsbereich der
Rechnungslegungsvorschriften für Kapitalgesellschaften
wird dabei auf alle offenen Handelsgesellschaften und
Kommanditgesellschaften erstreckt, bei denen nicht we-
nigstens ein persönlich haftender Gesellschafter eine
– natürliche Person oder
– OHG, KG oder andere Personengesellschaft, die eine

natürliche Person als persönlich haftenden Gesell-
schafter hat,

ist.
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Der Anwendungsbereich wird damit über den strengen
Wortlaut des Artikels 1 der GmbH & Co-Richtlinie hin-
aus ausgedehnt; zwingend sind nach der Richtlinie nur
diejenigen OHG und KG zu erfassen, bei denen aus-
schließlich Kapitalgesellschaften persönlich haftender
Gesellschafter sind. Nach der Regelung des § 264a
Abs. 1 HGB werden demgegenüber zusätzlich auch sol-
che Personenhandelsgesellschaften erfasst, bei denen
(ggf. neben einer Kapitalgesellschaft) z. B. Stiftungen
und Genossenschaften Komplementäre sind, wenn
daneben nicht auch natürliche Personen oder Personen-
gesellschaften, die eine natürliche Person als persönlich
haftenden Gesellschafter haben, haften. Es erscheint
systemgerecht, in die neuen bilanzrechtlichen Regelun-
gen für Kapitalgesellschaften und Co alle diejenigen Ge-
sellschaften einzubeziehen, bei denen keine natürliche
Person unbeschränkt haftet. Damit wird dem Grundsatz
Rechnung getragen, dass die im Zweiten Abschnitt des
Dritten Buchs des HGB vorgesehene Abschlusspublizität
als der notwendige Ausgleich für die Haftungsbeschrän-
kung aufgefasst werden muss.

Im Grundsatz wird damit auf Vorschläge zurückgegrif-
fen, die bereits im Regierungsentwurf zum Bilanzrichtli-
nien-Gesetz enthalten waren und die in modifizierter
Form auch während der 2./3. Lesung zum Bilanzrichtli-
nien-Gesetz im Jahre 1985 von Seiten der SPD-Fraktion
als Änderungsantrag eingebracht worden waren. In § 178
HGB-E des Regierungsentwurfs eines Bilanzrichtlinien-
Gesetzes (BR-Drs. 61/82) waren bestimmte zusätzliche
Anforderungen an die Rechnungslegung, z. B. Aufstel-
len eines Lageberichts, sowie die Prüfung des Jahresab-
schlusses durch einen Abschlussprüfer und die Offenle-
gung des Jahresabschlusses für folgende Personenhan-
delsgesellschaften, vorgesehen:

„§ 178

  Dieser Abschnitt ist auf offene Handelsgesell-
schaften und Kommanditgesellschaften anzuwenden,
bei denen kein persönlich haftender Gesellschafter ei-
ne natürliche Person ist. Er ist nicht anzuwenden,
wenn zu den persönlich haftenden Gesellschaftern der
in Satz 1 bezeichneten Gesellschaften eine offene
Handelsgesellschaft oder Kommanditgesellschaft ge-
hört, bei der eine natürliche Person persönlich haften-
der Gesellschafter ist.“

Nach dem Änderungsantrag der SPD-Fraktion während
der 2./3. Lesung zum Bilanzrichtlinien-Gesetz sollten der
Überschrift des für Kapitalgesellschaften geltenden
Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des HGB folgende
Worte angefügt werden:

„und für offene Handelsgesellschaften und Komman-
ditgesellschaften, bei denen kein persönlich haftender
Gesellschafter eine natürliche Person ist.“ (BT-Druck-
sache 10/4425).

In der Begründung zum letztgenannten Antrag wurde
ausdrücklich die Auffassung vertreten, dass die GmbH
mit der Rechtsform der Kapitalgesellschaft und Co wirt-
schaftlich austauschbar sei. In der jetzt vorgesehenen
Fassung wird aber zusätzlich berücksichtigt, dass per-
sönlich haftender Gesellschafter einer OHG oder KG

auch eine andere Personengesellschaft, z. B. eine Part-
nerschaftsgesellschaft, sein kann.

Mit der in § 264a vorgesehenen Formulierung „offene
Handelsgesellschaften und Kommanditgesellschaften,
bei denen nicht wenigstens ein persönlich haftender Ge-
sellschafter eine natürliche Person ist“ wird von der mit
dem Handelsrechtsreform-Gesetz vom 22. Juni 1998
(BGBl. I S. 1474) eingefügten Neufassung des § 19 Abs. 2
HGB abgewichen. § 19 Abs. 2 HGB sieht vor, dass bei
einer OHG oder KG eine haftungsbeschränkende Be-
zeichnung enthalten sein muss, wenn in ihr keine natür-
liche Person persönlich haftet, auch wenn sie nach den
§§ 21, 22, 24 HGB oder nach anderen gesetzlichen Vor-
schriften fortgeführt wird. Aus der Begründung zu dieser
Vorschrift ergibt sich hierbei, dass eine natürliche Person
auch dann „in“ einer OHG oder KG haftet, wenn z. B. in
einer mehrstöckigen GmbH & Co KG erst auf der dritten
Ebene eine natürliche Person als persönlich haftender
Gesellschafter beteiligt ist (vgl. Begründung zum Regie-
rungsentwurf des Handelsrechtsreform-Gesetzes BT-
Drucksache 13/844 S. 56). Die Richtlinie 90/605/EWG
lässt solch weitreichende Befreiungen jedoch nicht un-
eingeschränkt zu. So ist die Gesellschaftskonstellation,
die dem in der Begründung zum Regierungsentwurf des
Handelsrechtsreform-Gesetz (a.a.O.) erwähnten Urteil
des KG Berlin, DNotZ 1989, S. 250, zugrunde liegt, vom
Anwendungsbereich der Richtlinie 90/605/EWG um-
fasst. Eine OHG, deren Gesellschafter aus einer GmbH
und einer KG, deren einziger Komplementär eine KGaA
ist, bestehen, ist auch dann eine doppelstöckige Perso-
nengesellschaft im Sinne des Artikels 1, letzter Absatz
der Richtlinie 90/605/EWG, wenn die persönlich haften-
den Gesellschafter der KGaA natürliche Personen sind.

Die in § 264a Abs. 1 HGB verwendete Formulierung ist
daher streng nach ihrem Wortlaut auszulegen. Mit Satz 1
Nr. 2 sowie dem letzten Halbsatz, dessen Formulierung
(„. .  . oder sich die Verbindung von Gesellschaften in
dieser Art fortsetzt“) sich an § 130a Abs. 4 HGB an-
lehnt, wird dabei klargestellt, dass auch Personenhan-
delsgesellschaften, bei denen im Rahmen eines mehrstu-
figen Gesellschaftsverhältnisses eine natürliche Person
persönlich haftender Gesellschafter ist, die §§ 264ff.
HGB nicht anzuwenden brauchen. Dies gilt aber nur,
solange nicht auf einer Gesellschaftsebene ausschließlich
Nicht-Personengesellschaften persönlich haftende Ge-
sellschafter sind (also Kapitalgesellschaften oder z. B.
Stiftungen oder Genossenschaften).

Die Regelung des Absatzes 2 ist erforderlich, da in den
Bestimmungen des Zweiten Abschnitts auf die gesetz-
lichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft Bezug ge-
nommen wird (vgl. § 264 Abs. 1 HGB) und klargestellt
werden muss, wann hier eine Kapitalgesellschaft & Co
entsprechend verpflichtet ist.

2.  Zu § 264b HGB

Mit § 264b HGB wird von der in Artikel 1 Nr. 4 der
Richtlinie 90/605/EWG vorgesehenen Möglichkeit Ge-
brauch gemacht, die Personenhandelsgesellschaft von
der Beachtung der für Kapitalgesellschaften geltenden
Rechnungslegungs-, Prüfungs- und Offenlegungsvor-
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schriften zu befreien, wenn sie in den Konzernabschluss
eines anderen Unternehmens einbezogen ist. Rechts-
systematisch entspricht diese Möglichkeit im Grundsatz
der bereits im geltenden Recht in § 264 Abs. 3 HGB
vorgesehenen Befreiungsmöglichkeit, sie geht aber in
Umsetzung der in der Richtlinie 90/605/EWG vorge-
sehenen Möglichkeiten weiter. So ist nicht erforderlich,
dass die einschränkenden Voraussetzungen des § 264
Abs. 3 Nr.  1 und 2 HGB vorliegen; die Bestimmungen
des § 264 Abs. 3 Nr. 3 bis 5 werden in § 264b Nr. 2 bis 4
modifiziert.

Die Formulierung „Mutterunternehmen mit Sitz in einem
Vertragsstaat der Europäischen Union oder des Europäi-
schen Wirtschaftsraums“ umfasst alle Mutterunterneh-
men, die in Artikel 4 der Richtlinie 83/349/EWG ge-
nannt sind. Daneben werden aber auch die nach § 11 des
Publizitätsgesetzes konzernabschlusspflichtigen Unter-
nehmen einbezogen. Die Richtlinie 83/349/EWG lässt
dies zu. Artikel 4 dieser Richtlinie verlangt nur, dass
entweder das Mutter- oder ein oder mehrere Tochterun-
ternehmen eine Kapitalgesellschaft bzw. Kapitalgesell-
schaft und Co sind. Darüber hinaus kann – was mit der
Formulierung „oder eines anderen Unternehmens, das
persönlich haftender Gesellschafter dieser Personenhan-
delsgesellschaft ist“ zum Ausdruck gebracht wird – auch
eine Komplementär-Gesellschaft, die nicht Mutterunter-
nehmen ist, einen befreienden Konzernabschluss auf-
stellen. Die Richtlinie 90/605/EWG setzt lediglich vor-
aus, dass der betreffende Konzernabschluss im Einklang
mit der Richtlinie 83/349/EWG aufgestellt ist. Die letzt-
genannte Richtlinie definiert zwar den Kreis derjenigen
Mutterunternehmen, die zum Aufstellen eines Konzern-
abschlusses verpflichtet sind. Sie verbietet aber nicht,
dass auch andere Unternehmen Konzernabschlüsse nach
dieser Richtlinie aufstellen. Im Ergebnis wird somit den
Komplementär-Gesellschaften ein Wahlrecht zur Auf-
stellung eines Konzernabschlusses mit befreiender Wir-
kung für die KG eingeräumt, ohne dass es darauf an-
kommt, ob die Komplementär-Gesellschaft Mutterunter-
nehmen ist.

Das den Konzernabschluss aufstellende Mutterunter-
nehmen kann ein persönlich haftender Gesellschafter der
betreffenden OHG oder KG sein; es kann sich aber auch
um ein anderes Mutterunternehmen handeln, z. B. wenn
die betreffende OHG oder KG im Sinne des § 264a
Abs. 1 HGB „Enkelunternehmen“ dieses Unternehmens
ist. Voraussetzung ist aber, dass der Konzernabschluss in
Einklang mit dem auf der Richtlinie 83/349/EWG beru-
henden Recht steht. Die weitere Befreiungsvorausset-
zung, dass die Befreiung der Personenhandelsgesell-
schaft im Anhang des Konzernabschlusses anzugeben
ist, beruht auf der entsprechenden Anforderung des Arti-
kels 1 Nr. 4 der Richtlinie 90/605/EWG. Im Interesse der
Einheitlichkeit des nationalen Rechts wird aber über die
Anforderungen der Richtlinie hinaus gefordert, dass der
Konzernabschluss auch zum Handelsregister am Sitz der
die Befreiung in Anspruch nehmenden Personenhan-
delsgesellschaft eingereicht worden ist (Rechtsgedanke
des § 264 Abs. 3 Nr. 5 HGB).

Von den weiteren in Artikel 1 Nr. 4 der Richtlinie vorge-
sehenen Befreiungsmöglichkeiten soll kein Gebrauch

gemacht werden. Mit dem in Artikel 1 Nr. 4 eingefügten
Artikel 57a der Richtlinie 78/660/EWG ist in Absatz 1
vorgesehen, dass die Mitgliedstaaten verlangen können,
dass statt der Personengesellschaft einer der persönlich
haftenden Gesellschafter den Abschluss der Personen-
handelsgesellschaft gemeinsam mit seinem eigenen Ab-
schluss nach den für Kapitalgesellschaften geltenden
Vorschriften aufstellt, prüfen lässt und offenlegt. Nach
dem Wortlaut der Richtlinie sind die Mitgliedstaaten
gehalten, sich entweder für eine Verpflichtung der
Personenhandelsgesellschaft zur Aufstellung eines Ab-
schlusses nach den für Kapitalgesellschaften geltenden
Vorschriften zu entscheiden oder aber für die Verpflich-
tung zum Aufstellen eines gemeinsamen Abschlusses.
Bei dieser Abwägung erscheint es sinnvoll, der Perso-
nenhandelsgesellschaft die entsprechende Verpflichtung
aufzuerlegen, da sie bei wirtschaftlicher Betrachtung in
der Regel den weitaus überwiegenden Teil der unter-
nehmerischen Tätigkeit ausüben wird. Regelmäßig wird
die Tätigkeit der Komplementär-GmbH auf die Beteili-
gung an der Personenhandelsgesellschaft beschränkt sein.
Selbst wenn man in erweiternder Auslegung der Richt-
linie zu dem Schluss käme, dass es unzulässig wäre, den
betreffenden Unternehmen ein Wahlrecht einzuräumen
(Aufstellen eines eigenen Abschlusses nach den Vor-
schriften des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des
HGB oder aber Aufstellen eines gemeinsamen Abschlus-
ses durch die Komplementär-GmbH), wäre ein solches
Wahlrecht im Interesse einer Einheitlichkeit der Rech-
nungslegung nicht sinnvoll.

Unter Berücksichtigung des erwähnten Umstandes, dass
der Schwerpunkt der unternehmerischen Tätigkeit bei
der Personenhandelsgesellschaft liegt, scheint es ebenso
wenig sachgerecht, die weitere in Artikel 1 Nr. 4 der
Richtlinie 90/605/EWG vorgesehene Befreiungsmög-
lichkeit umzusetzen, derzufolge der Abschluss der Per-
sonenhandelsgesellschaft auch von einer ausländischen
Komplementär-Kapitalgesellschaft aufgestellt, geprüft
und am Sitz dieser Komplementärin offengelegt werden
kann. Eine solche Regelung würde für Dritte die Mög-
lichkeit zur Einsichtnahme in den Jahresabschluss we-
sentlich erschweren. Auch die Überprüfung der Einhal-
tung der Offenlegungspflicht durch die Registergerichte
würde in solchen Fällen wesentlich erschwert werden.

Im Ergebnis ist daher eine Personenhandelsgesellschaft
im Sinne des § 264a Abs. 1 Satz 1 HGB nur dann von
der Verpflichtung, ihren Jahresabschluss nach den für
Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften der §§ 264ff.
HGB aufzustellen, befreit, wenn sie in den Konzernab-
schluss einer Komplementär-Gesellschaft oder eines an-
deren Mutterunternehmens einbezogen ist. Auch in die-
sem Fall bleibt es allerdings bei der Verpflichtung der
Personenhandelsgesellschaft, einen Abschluss nach den
für alle Kaufleute geltenden Vorschriften der §§ 238 bis
263 HGB aufzustellen.

Nicht umgesetzt wurde die in Artikel 1 Nr. 4 der Richt-
linie vorgesehene Regelung, derzufolge die betreffende
Personenhandelsgesellschaft im Falle einer Befreiung
von der Verpflichtung nach § 264a HGB gehalten ist, auf
Anfrage jedermann den Namen der Gesellschaft zu
nennen, die den Abschluss offenlegt. Da in § 264b HGB
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– über die Anforderungen der Richtlinie hinaus – vorge-
sehen ist, dass der Konzernabschluss auch beim Han-
delsregister der Personenhandelsgesellschaft zu hinter-
legen ist, scheint diese Verpflichtung entbehrlich.

3.  Zu § 264c HGB

Die für Kapitalgesellschaften geltenden Rechnungs-
legungsvorschriften können wegen der gesellschafts-
rechtlichen Strukturen von Personenhandelsgesellschaf-
ten in einigen Punkten nur in angepasster Form auf die
in § 264a HGB genannten Gesellschaften übertragen
werden. Die erforderlichen Maßgaben zu Bilanz und
Gewinn- und Verlustrechnung sind in § 264c HGB zu-
sammengefasst worden. Im Interesse des Rechtsanwen-
ders scheint dies übersichtlicher als verschiedene Ergän-
zungen an unterschiedlichen Standorten im HGB.

Mit der neuen Bestimmung des Absatzes 1 wird die in
§ 42 Abs. 3 GmbHG vorgesehene Regelung auch auf
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB
erstreckt. Es erscheint angemessen, entsprechende An-
gaben auch für den Abschluss dieser Personenhandelsge-
sellschaften vorzusehen, da die Gesellschaftsformen
wirtschaftlich vergleichbar sind und Rechtsbeziehungen
zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern eine nicht
unwesentliche Bedeutung zukommen kann. Rechtsbe-
ziehungen zwischen einer Personenhandelsgesellschaft
und ihren Gesellschaftern (z. B. Zinsen für Gesellschaf-
terdarlehen, feste und gewinnabhängige Tätigkeitsver-
gütungen geschäftsführender Gesellschafter, Miete oder
Pacht für überlassene Grundstücke) können im Einzelfall
auf gesellschaftsrechtlicher oder schuldrechtlicher Ebene
vereinbart sein. Da nur bei einem schuldrechtlichen
Charakter solch getroffener Vereinbarungen die betref-
fenden Aufwendungen oder Erträge in der Gewinn- oder
Verlustrechnung zu erfassen sind (während sie bei einer
gesellschaftsrechtlichen Abrede bei der Ergebnisvertei-
lung zu berücksichtigen sind), kann die von den Gesell-
schaftern gewählte Vertragsgestaltung Auswirkungen
auf die Darstellung des Ergebnisses bzw. die Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens haben.
Infolge dessen ist im Rahmen der Verbandsbeteiligung
angeregt worden, zusätzlich zu der in Satz 1 getroffenen
Regelung auch eine Klarstellung vorzusehen, dass über
die Art der vereinbarten Regelungen im Anhang zu be-
richten ist. Dieser Anregung soll nicht gefolgt werden,
da eine solche Regelung weder durch die Richtlinie vor-
geschrieben wird, noch für andere Gesellschaftsformen
besteht.

Mit Absatz 2 wird die für die Eigenkapitalgliederung
geltende Vorschrift des § 266 Abs. 3 HGB an die für
Personenhandelsgesellschaften geltenden Regelungen
angepasst. Nach § 266 Abs. 3 HGB haben Kapitalgesell-
schaften das Eigenkapital in die Hauptposten „Gezeich-
netes Kapital“, „Kapitalrücklage“, „Gewinnrücklagen“,
„Gewinnvortrag/Verlustvortrag“ und „Jahresüberschuss/
Jahresfehlbetrag“ aufzugliedern. Gezeichnetes Kapital ist
nach § 272 Abs. 1 HGB das Kapital, auf das die Haftung
der Gesellschafter für die Verbindlichkeiten der Kapital-
gesellschaft gegenüber den Gläubigern beschränkt ist.
Bei Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a
HGB kommt dies nur vor, wenn es sich um Kommandit-

gesellschaften handelt und Kommanditisten nach dem
Gesellschaftsvertrag verpflichtet sind, den übernomme-
nen Haftungsbetrag ganz oder teilweise einzuzahlen.
Grundsätzlich und unter Berücksichtigung der Rechts-
position der Komplementäre gibt es aber bei Personen-
handelsgesellschaften keine auf die Einlage beschränkte
Gesellschafterhaftung und auch nicht den Grundsatz der
Kapitalerhaltung. Nach § 120 Abs. 2 HGB werden Ge-
winne und Verluste dem Kapitalanteil des Gesellschaf-
ters zu- oder abgeschrieben. Soweit der Gesellschafter-
vertrag keine zusätzlichen Beschränkungen enthält, steht
jedem persönlich haftenden Gesellschafter das Entnah-
merecht nach § 122 HGB zu.
Bei der Gliederung gemäß Satz 1 wurde demgemäß be-
rücksichtigt, dass die Bildung eines Postens „Gezeich-
netes Kapital“ nicht in Betracht kommt. Statt dessen sind
die Kapitalanteile der Gesellschafter nach Maßgabe der
nachfolgenden Sätze auszuweisen. Kapitalanteile der
persönlich haftenden Gesellschafter und (bei einer KG)
der Kommanditisten sind dabei gesondert auszuweisen,
jedoch können die Kapitalanteile aller persönlich haften-
den Gesellschafter bzw. aller Kommanditisten jeweils
zusammengefasst werden.
Satz 2 bis 5 sind der Bestimmung des § 286 Abs. 2 AktG
nachgebildet, der eine solche Regelung für den Kapital-
anteil eines persönlich haftenden Gesellschafters einer
Kommanditgesellschaft auf Aktien enthält. Wie bei die-
ser Regelung ist darauf verzichtet worden, ausdrücklich
den Ausweis einer ausstehenden Einlage vorzusehen, zu
der sich der persönlich haftende Gesellschafter ver-
pflichtet hat. Größere praktische Bedeutung dürfte dieser
Frage nicht zukommen, da eine Komplementär-Kapital-
gesellschaft nur ausnahmsweise gesellschaftsvertraglich
zur Leistung einer Einlage verpflichtet sein dürfte. So-
weit dies der Fall ist, ist eine entsprechende Verpflich-
tung als ausstehende Einlage auszuweisen.
Satz 6 und 7 regelt den entsprechenden Ausweis für Ka-
pitalanteile von Kommanditisten unter Berücksichtigung
der besonderen Haftungsverhältnisse. Für die Bilanzie-
rung des Kapitals ist insoweit die gesellschaftsrechtlich
vereinbarte Pflichteinlage der Kommanditisten maßgeb-
lich, nicht jedoch die möglicherweise abweichende Haft-
einlage (§ 172 Abs. 1 HGB). Es erscheint jedoch sachge-
recht, dass im Anhang der Betrag derjenigen eingetrage-
nen Hafteinlagen angegeben wird, aufgrund derer keine
Leistung des Kommanditisten an die Gesellschaft erfolgt
ist. Mit dieser Angabe wird deutlich gemacht, inwieweit
neben dem in der Bilanz ausgewiesenen Eigenkapital
noch eine Haftung der Kommanditisten besteht.
Grundsätzlich sind unter den Kapitalanteilen diejenigen
Kapitalanteile auszuweisen, die auf gesellschaftsrecht-
licher Ebene überlassen wurden und Eigenkapitalcharak-
ter haben. Hierbei handelt es sich um solche Mittel, die
dem Unternehmen dauerhaft zur Verfügung stehen, mit
künftigen Verlusten des Unternehmens zu verrechnen
sind und im Konkurs- oder Liquidationsfall nicht bzw.
erst nach Befriedigung aller Gesellschaftsgläubiger gel-
tend gemacht werden können. In der Praxis werden für
die Gesellschafter meist verschiedene Kapitalkonten mit
unterschiedlichen Bezeichnungen (z. B. Kapitalkonto I,
Kapitalkonto II, Konto für nicht entnahmefähige Ge-



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 21 – Drucksache 14/1806

winne, Konto für entnahmefähige Gewinne, Darlehens-
konto oder Verlustvortragskonto) geführt. Die Einrich-
tung dieser Konten beruht auf gesellschaftsvertraglichen
Abreden und kann in ihrer Ausgestaltung voneinander
abweichen. Eine eindeutige Zuordnung dieser Konten
a priori zum Eigenkapital oder Fremdkapital kann daher
nicht generell erfolgen, sondern hat sich an den o. g.
Kriterien des Eigenkapitalcharakters zu orientieren. Mit
Satz 8 wird dem bei der Bilanzierung von Personenge-
sellschaften auch bisher schon verfolgten Grundsatz
Rechnung getragen, dass Rücklagen nur aufgrund einer
gesellschaftsrechtlichen Vereinbarung gebildet werden
können; ein gesonderter Ausweis von Gewinn- und
Kapitalrücklagen ist insoweit nicht erforderlich.

In Absatz 3 wird mit Satz 1 die Regelung des § 5 Abs. 4
des Publizitätsgesetzes übernommen. Damit soll insbe-
sondere klargestellt werden, dass persönliche Steuern der
Gesellschafter nicht als Steueraufwand der Gesellschaft
erfasst werden dürfen. Als Steueraufwand der Gesell-
schaften dürfen vielmehr nur diejenigen Beträge ausge-
wiesen werden, die Personenhandelsgesellschaften im
Sinne des § 264a HGB als Steuerschuldner zu entrichten
haben. Abweichend von der Bestimmung des § 5 Abs. 5
Satz 2 des Publizitätsgesetzes dürfen solche Steuern aber
nicht unter den sonstigen Aufwendungen ausgewiesen
werden; sie sind vielmehr – aufgrund der Artikel 23
bis 26 der Richtlinie 78/660/EWG zwingend – unter den
Posten „Steuern vom Einkommen und vom Ertrag“
sowie gegebenenfalls „sonstige Steuern“ auszuweisen.

Mit der Regelung wird insoweit von § 257 Abs. 1 Satz 1
HGB-E in der Fassung des Regierungsentwurfs eines
Bilanzrichtlinie-Gesetzes vom Februar 1982 (BR-Drs.
61/82 abgewichen. Im damaligen Entwurf war vorgese-
hen, dass für Zwecke der Veröffentlichung im Posten
„Steuern vom Einkommen und vom Ertrag“ auch dieje-
nigen Steuern ausgewiesen werden dürfen, die von dem
Unternehmer oder den Mitunternehmern auf den ihnen
steuerlich zugerechneten Gewinn des Unternehmens zu
zahlen sind. Statt dessen sollte auch der Ausweis eines
fiktiven Steuerbetrages zulässig sein, den ein der Kör-
perschaftsteuer unterliegendes Unternehmen im Falle der
Vollausschüttung des Jahresüberschusses als Steuer vom
Einkommen zu zahlen hätte. Diesem Vorschlag, der auf
dem Ziel einer besseren Vergleichbarkeit mit Abschlüs-
sen einer Kapitalgesellschaft beruht, soll nicht gefolgt
werden. Die von den Gesellschaftern zu zahlenden per-
sönlichen Steuern – auch soweit sie auf den Anteil am
Gewinn der Personenhandelsgesellschaft entfallen – sind
nicht Teil des Jahresergebnisses dieser Gesellschaft, die
auch nicht Steuersubjekt ist. Der Ausweis einer privaten
Steuerbelastung der Gesellschafter oder einer fiktiven
Steuerbelastung im Rahmen der Gewinn- und Verlust-
rechnung vermischt die erforderliche Abgrenzung zwi-
schen Privatvermögen und Unternehmensvermögen und
wird dem Ziel einer zutreffenden Darstellung der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage nicht gerecht. Ande-
rerseits soll nicht verkannt werden, dass im Interesse der
Vergleichbarkeit des Abschlusses einer Personenhan-
delsgesellschaft mit einer Kapitalgesellschaft – bei der
der auf den Gewinn entfallende Körperschaftsteueranteil
bereits ertragsmindernd berücksichtigt wird – die Anga-
be einer entsprechenden Steuerbelastung von Nutzen ist.

Da diese Berechnung bei einer Personengesellschaft aber
zwangsläufig fiktiv sein muss, scheint es angemessen,
entsprechende Angaben erst im Wege einer Fortführung
der Gewinn- und Verlustrechnung nach der Position
„Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag“ zu ermöglichen.
Diese Möglichkeit wird den betroffenen Unternehmen
mit Satz 2 eingeräumt.

Mit Absatz 4 wird die Regelung des § 272 Abs. 4 HGB
zur Bildung einer Rücklage für eigene Anteile angepasst.
Personenhandelsgesellschaften im Sinne des § 264a HGB
haben demgemäß Anteile an Komplementärgesellschaf-
ten (in der Regel Kapitalgesellschaften) stets gesondert
auszuweisen. Dem liegt die Überlegung zugrunde, dass
im Fall der typischen GmbH und Co KG, bei der die
GmbH außer dem KG-Anteil keine eigenen Vermögens-
werte besitzt und die Kommanditgesellschaft im Wege
der Rückbeteiligung einen Anteil an der Komplementär-
GmbH hält, der Anteil der KG an der Komplementär-
GmbH bei wirtschaftlicher Betrachtung einen Teil des
eigenen Geschäftswertes der KG enthält. Die Angabe
einer solchen Beteiligung scheint ebenso zweckmäßig
wie die Bildung eines passivischen Sonderpostens im
Eigenkapital in entsprechender Höhe. Die Bedeutung
dieses passivischen Sonderpostens, der eine mit dem
Recht der Personenhandelsgesellschaften nur schwer
vereinbare ausschüttungsgesperrte Rücklage ersetzt, er-
gibt sich dabei aus folgendem Beispiel: Im Falle einer
wechselseitigen Beteiligung würde die Personenhandels-
gesellschaft die Beteiligung an der GmbH mit den An-
schaffungskosten z. B. in Höhe von einer Million DM
aktivieren. Verwendet die persönlich haftende GmbH die
erhaltene Million, um einer Einlagenverpflichtung in
Höhe dieses Betrages bei der Personenhandelsgesell-
schaft nachzukommen, würde die Einzahlung bei der
Personenhandelsgesellschaft aktiviert und ein entspre-
chender Kapitalanteil der Komplementär-GmbH auf der
Passivseite ausgewiesen werden. Diese Form der Bilan-
zierung hätte zur Folge, dass sich das Eigenkapital der
Personengesellschaft um eine Million erhöhen würde,
ohne dass die Beteiligung von einer Million an der
Komplementär-GmbH abgeschrieben werden würde.
Derartiges zu vermeiden ist der Sinn und Zweck des
§ 272 Abs. 4 HGB. Da in entsprechender Anwendung
des § 71d AktG Anteile einer Gesellschaft, die ein ab-
hängiges oder ein im Mehrheitsbesitz der Gesellschaft
stehendes Unternehmen erwirbt, als eigene Anteile gel-
ten, muß § 272 Abs. 4 HGB zumindest durch Neutrali-
sierung Rechnung getragen werden, damit eine „wunder-
same“ Kapitalvermehrung vermieden wird.

Besondere Regelungen zur Möglichkeit einer Bilanzie-
rungshilfe gemäß §§ 269, 274 Abs. 2 HGB sind nicht er-
forderlich. Sinn und Zweck einer Bilanzierungshilfe ist
es, den sofortigen Ausweis von entsprechenden Auf-
wendungen in der Gewinn- und Verlustrechnung im In-
teresse einer verbesserten Eigenkapitaldarstellung zu
vermeiden. Es handelt sich jedoch um ein Wahlrecht,
dessen Inanspruchnahme nicht dazu führen darf, dass der
höhere Eigenkapitalbetrag als Gewinn ausgeschüttet oder
entnommen werden kann. Infolge dessen können Gesell-
schafter einer Personenhandelsgesellschaft im Sinne des
§ 264a HGB, die die Vorteile einer Bilanzierungshilfe
in Anspruch nehmen wollen, dies entsprechend § 269
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Satz 2, § 274 Abs. 2 Satz 3 HGB nur tun, wenn sich die
Gesellschafter durch entsprechende gesellschaftsrecht-
liche Regelungen verpflichten, auf Entnahmen in dieser
Höhe zu verzichten.

Vorschläge, die während der Verbandsbeteiligung zu
einer Modifizierung des § 290 HGB gemacht wurden,
sollen nicht aufgenommen werden. Es war angeregt
worden klarzustellen, dass eine Komplementär-Kapital-
gesellschaft dann nicht als Unternehmen im Sinne des
§ 290 HGB anzusehen sei, wenn sie keinen eigenen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält und lediglich die
Komplementärfunktion in einer (im Regelfall) GmbH
und Co KG ausübt. Dieser Auffassung, die auch von
einem Teil der gesellschaftsrechtlichen Literatur vertre-
ten wird, soll nicht gefolgt werden. Mit der herrschenden
Meinung ist vielmehr davon auszugehen, dass, wenn die
typische GmbH und Co KG nach dem gesetzlichen
Normalstatut organisiert ist und die Komplementär-
Kapitalgesellschaft ohne Beschränkung der Geschäfts-
führungsbefugnis alleinige Geschäftsführerin und Ver-
treterin der GmbH und Co KG ist, die Komplementär-
GmbH die einheitliche Leitung im Sinne des § 290
Abs. 1 HGB ausübt. Ebenfalls mit der herrschenden
Meinung ist davon auszugehen, dass auch eine Beteili-
gung im Sinne des § 271 Abs. 1 i. V. m. § 290 Abs. 1
HGB vorliegt, wenn die Komplementär-GmbH an der
KG beteiligt ist, auch wenn die Komplementär-GmbH
keine Kapitaleinlage erbracht hat. Die Eigenschaft der
Komplementär-Kapitalgesellschaft als Mutterunterneh-
men kann aber bei anderer gesellschaftsrechtlicher Re-
gelung entfallen. So kann das Merkmal der einheitlichen
Leitung z. B. aufgrund einer gesellschaftsvertraglichen
Übertragung der Geschäftsführungsbefugnisse auf die
Kommanditisten oder auch vertragliche Einräumung
eines Weisungsrechts des Kommanditisten an den Kom-
plementär nicht mehr gegeben sein.

Zu Nummer 5 – § 266 HGB

Nachdem durch das Postneuordnungsgesetz vom 14. Sep-
tember 1994 (BGBl. I S. 2325, Artikel 3 des Postum-
wandlungsgesetzes, BGBl. I S. 2340) das Unternehmen
Deutsche Bundespost in eine Aktiengesellschaft umge-
wandelt und nachdem ferner durch § 2 der Satzung der
Postbank AG die Gesellschaft ein Kreditinstitut im Sinne
des § 1 Abs. 1 Satz 1 KWG ist und die Erlaubnis nach
§ 32 KWG ab dem 1. Januar 1995 als erteilt gilt (§ 64
Abs. 1 KWG in der Fassung der 5. KWG-Novelle vom
28. September 1994, BGBl. I S. 2735), ist die Postbank
einem normalen Kreditinstitut gleichgestellt. Es gibt
somit keinen Grund mehr, in der Bilanzgliederung aus-
drücklich und besonders „Postgiroguthaben“ auszuwei-
sen, so dass der Bilanzposten B IV. insgesamt neugefasst
werden kann.

Zu Nummer 6 – § 267 HGB

Zu Buchstabe a und b

Mit der Erhöhung der Größenmerkmale des § 267 HGB
wird Artikel 1 Abs. 1 und 2 der Richtlinie des Rates zur
Änderung der in Ecu ausgedrückten Beträge der Richt-

linie 78/660/EWG vom 17. Juni 1999, der sog. Ecu-
Änderungsrichtlinie umgesetzt. Gemäß Artikel 1 Abs. 3
dieser Richtlinie stellt die Änderung der in Ecu aus-
gedrückten Beträge die vierte fünf-jährliche Änderung
gemäß Artikel 53 Abs. 2 der Vierten Richtlinie
(78/660/EWG) dar. Nach Artikel 53 Abs. 2 der Vierten
Richtlinie prüft der Rat auf Vorschlag der Kommission
alle fünf Jahre die in Ecu ausgedrückten Beträge unter
Berücksichtigung der monetären Entwicklung in der
Gemeinschaft und ändert diese Beträge gegebenenfalls.
Nach Ablauf des vierten Fünfjahreszeitraums (nach
Erlass der Vierten Richtlinie) am 24. Juli 1998 hat eine
Überprüfung durch die Kommission zu dem Ergebnis
geführt, dass eine Anhebung auf die in Artikel 1 der
Richtlinie 1999/60/EG genannten Beträge erforderlich
ist. Bei der Umrechnung in Deutsche Mark ist von der in
Artikel 12 Abs. 2 der Vierten Richtlinie den Mitglied-
staaten eingeräumten Möglichkeit einer Erhöhung um
10 % im Interesse der betroffenen Unternehmen
Gebrauch gemacht worden.

In der Übergangsregelung des Artikel 48 Abs. 1 EGHGB
ist u. a. vorgesehen, dass die neue Fassung des § 267
HGB erstmals auf Jahresabschlüsse für das nach dem
31. Dezember 1998 beginnende Geschäftsjahr anzuwen-
den ist. Die mit den erhöhten Schwellenwerten wirksam
werdenden Folgen der Einstufung als kleine, mittlere
oder große Unternehmen können dabei bei einem nor-
malen Geschäftsjahr von 12 Monaten erstmals für einen
Abschluss zum 31. Dezember 1999 in Anspruch ge-
nommen werden. Für die Beurteilung, ob am 31. De-
zember 1999 die Schwellenwerte an zwei aufeinander-
folgenden Abschlussstichtagen über- oder unterschritten
sind (§ 267 Abs. 4 HGB), sind in diesem Fall die
Schwellenwerte zum 31. Dezember 1998 und zum
31. Dezember 1999 maßgeblich.

Insoweit können auch für die Berechnung der Schwel-
lenwerte zum 31. Dezember 1998 bereits die erhöhten
Werte zugrunde gelegt werden. Dies entspricht Sinn und
Zweck der Anpassungsrichtlinie vom 17. Juni 1999.
Nach der Richtlinie soll die Überprüfung, ob die
Schwellenwerte an die monetäre und finanzielle Ent-
wicklung anzupassen sind, alle fünf Jahre erfolgen. Der
Stichtag, zu dem diese Überprüfung erfolgen musste,
war der 24. Juli 1998.

Im Falle der erstmaligen Anwendung der erhöhten
Schwellenwerte des § 267 HGB auf ein Unternehmen im
Sinne des § 264a HGB-E ist für eine Anwendung des
§ 267 Abs. 4 Satz 1 HGB (Über- oder Unterschreiten des
Schwellenwertes an den Abschlussstichtagen zweier auf-
einanderfolgender Geschäftsjahre) kein Raum. Dies
ergibt sich aus dem Rechtsgedanken des § 267 Abs. 4
Satz 2 HGB, wonach bei einer Umwandlung oder Neu-
gründung das erstmalige Über- oder Unterschreiten am
ersten Abschlussstichtag nach der Umwandlung oder
Neugründung ausreicht. Bei der erstmaligen Anwendung
des § 267 HGB auf Kapitalgesellschaften und Co sind
demnach ausschließlich Bilanzsumme, Umsatzerlöse
und Arbeitnehmerzahl am Bilanzstichtag desjenigen Ge-
schäftsjahres maßgeblich, das nach dem 31. Dezember
1998 beginnt.
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Zu Buchstabe c

Mit der Neufassung des Absatzes 3 Satz 2 erfolgt eine
Anpassung der Bestimmung an die zugleich vorgenom-
mene Erweiterung des § 292a Abs. 1 mit dem Ergebnis,
dass die Beschränkung auf eine Börse in der Europäi-
schen Union und damit eine nicht mehr notwendige Dif-
ferenzierung künftig entfällt. Auf die Begründung zur
Änderung in § 292a Abs. 1 HGB wird verwiesen.

Zu Nummer 7 und 8 – §§ 285, 286 HGB

Die Ergänzung des § 285 um eine neue Nummer 11a
sowie die hiermit korrespondierende Folgeänderung in
§ 286 dient der Umsetzung von Artikel 1 Nr. 2 der
Richtlinie. Im Anhang sind hiermit diejenigen Kapital-
gesellschaften und Co anzugeben, deren unbeschränkt
haftender Gesellschafter die Kapitalgesellschaft ist. Auf
diese Angaben kann unter den gleichen Voraussetzungen
verzichtet werden, wie dies auch bei den Angaben nach
§ 285 Nr. 11 der Fall ist (vgl. § 286 Abs. 3 Satz 1 HGB).
Mit der neu eingefügten Nummer 15 soll im Interesse
größerer Transparenz vorgesehen werden, dass im An-
hang von Personenhandelsgesellschaften im Sinne des
§ 264a Abs. 1 Satz 1 HGB die Komplementärgesell-
schaften einschließlich deren gezeichneten Kapitals an-
gegeben werden.

Zu Nummer 9 – § 292a Abs. 1 HGB

Die Änderung des § 292a HGB sieht vor, dass künftig
auch andere nicht börsenorientierte Unternehmen die
Möglichkeit zum Aufstellen „internationaler“ – vom na-
tionalen Recht abweichender – Konzernabschlüsse haben.
Voraussetzung ist, dass das Unternehmen einen organi-
sierten Kapitalmarkt im Sinne des § 2 Abs. 5 des Wertpa-
pierhandelsgesetzes in Anspruch nimmt. Ein „organisier-
ter Markt“ ist hierbei ein Markt, der von staatlich aner-
kannten Stellen geregelt und überwacht wird, regelmäßig
stattfindet und für das Publikum unmittelbar oder mittel-
bar zugänglich ist. Die Inanspruchnahme des Kapital-
markts erfolgt durch die Zulassung von Wertpapieren im
Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 des Wertpapierhandelsgeset-
zes zum Handel an einem organisierten Markt. Hierbei
genügt es, dass die Zulassung der Wertpapiere zum Han-
del beantragt worden ist. Damit wird dem Umstand Rech-
nung getragen, dass – wie betroffene Unternehmen mehr-
fach geltend gemacht haben – insbesondere institutionelle
Anleger von einem die organisierten Kapitalmärkte bean-
spruchenden Unternehmen zunehmend einen Konzern-
abschluss nach international anerkannten Rechnungs-
legungsstandards erwarten. Für im Freiverkehr gehandelte
Unternehmen und sonstige konzernabschlusspflichtige
Unternehmen besteht nach derzeitigen Kenntnissen keine
entsprechende Investorenerwartung und infolgedessen
auch kein sachlich rechtfertigender Grund für eine Be-
freiung von nationalen Bilanzrechtsvorschriften.

Zu Nummer 10 – § 293 HGB

Zu Buchstabe a

Die Anhebung der Abgrenzungsmerkmale für größen-
abhängige Befreiungen bei Konzernabschlüssen beruht

auf Artikel 1 Abs. 2 der Ecu-Änderungsrichtlinie in Ver-
bindung mit Artikel 6 der Siebenten Richtlinie
83/349/EWG und Artikel 27 i.V. mit Artikel 12 Abs. 2
der Vierten Richtlinie 78/660/EWG.

Nach Artikel 6 Abs. 5 der Siebenten Richtlinie können
die Mitgliedstaaten bis zum 1. Januar des Jahres 2000
(Frist des Artikels 49 Abs. 2 der Siebenten Richtlinie)
die Größenmerkmale für die Befreiung bei Konzern-
abschlüssen auf das 21/2-fache der in Artikel 27 der
Vierten Richtlinie bezeichneten Größenmerkmale erhö-
hen. Intensive Bemühungen der Bundesregierung bei
der Kommission und den meisten Mitgliedstaaten, diese
Übergangsregelung nochmals zu verlängern, hatten kei-
nen Erfolg. Dies bedeutet im Ergebnis sowohl bei den
Geldbeträgen als auch bei der Zahl der Arbeitnehmer
eine erhebliche Herabsetzung der bisherigen Abgren-
zungsmerkmale. Durch eine Übergangsregelung im
EGHGB (Artikel 49) soll aber für Zeiträume bis 31. De-
zember 1999 die Erleichterung des Artikels 6 Abs. 5 der
Siebenten Richtlinie an die Unternehmen weitergegeben
werden. Auf die Begründung zu dieser Bestimmung wird
verwiesen. Im Ergebnis werden durch die Neuregelung
mittelfristig erheblich mehr Unternehmen zur Auf-
stellung eines Konzernabschlusses verpflichtet sein als
bisher.

Zu Buchstabe b

Mit der Neufassung des Absatzes 5 erfolgt entsprechend
der mit der gleichen Zielrichtung vorzunehmenden
Änderung des § 267 Abs. 3 eine Anpassung der Bestim-
mung an die zugleich vorgenommene Erweiterung des
§ 292a Abs. 1. Damit entfällt künftig die Beschränkung
auf eine Börse in der Europäischen Union und damit
eine nicht mehr notwendige Differenzierung. Auf die
Begründung zu dieser Änderung wird verwiesen.

Zu Nummer 11 – § 313 Abs. 2 Nr. 4 Satz 2 (neu) HGB

Die Änderung erfolgt zur Angleichung von Angabe-
pflichten zwischen Einzelabschluss (hier: § 285 Nr. 11
HGB) und Konzernabschluss. Wie bei der Änderung des
§ 285 Nr. 11 HGB im Rahmen des Gesetzes zur Kon-
trolle und Transparenz im Unternehmensbereich besteht
auch im Rahmen des Konzernabschlusses ein Bedürfnis
nach Transparenz des Beteiligungsbesitzes. Die Ergän-
zung des § 313 Abs. 2 Nr. 4 HGB um einen neuen Satz 2
gilt entsprechend für den Konzernanhang von Kreditin-
stituten und Finanzdienstleistungsinstituten sowie von
Versicherungsunternehmen (§ 340i Abs. 2 Satz 1, § 341j
Abs. 1 HGB). Damit gilt insbesondere der Rechtsge-
danke des neuen Satzes 2 (…, die andere als die in
Nummer 1 bis 3 bezeichnete Unternehmen sind, …), so
dass hierdurch ausgeschlossen wird, dass auch Beteili-
gungen bzw. Aufsichtsmandate anzugeben sind, die Mit-
glieder der Konzernmutter in Konzerntöchtern halten.

Zu Nummer 12 – § 314 Abs. 1 Nr. 6a Satz 1 HGB

Die Änderung erfolgt ebenfalls zur Angleichung von
Angabepflichten zwischen Einzel- und Konzern-
abschluss. Im Rahmen von Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe a
des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz im Unter-
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nehmensbereich (KonTraG) wurde § 285 Nr. 9 Buch-
stabe a des Handelsgesetzbuchs (HGB) um das Wort „Be-
zugsrechte,“ ergänzt. Entsprechende Angaben auch im
Anhang des Konzernabschlusses scheinen angemessen.

Zu Nummer 13 – § 319 Abs. 1 HGB

Durch die Änderung des § 319 Abs. 1 HGB wird klarge-
stellt, dass der Jahresabschluss von mittelgroßen Perso-
nenhandelsgesellschaften auch von vereidigten Buchprü-
fern geprüft werden kann. Die Regelung war notwendig,
da die Regelung des § 264a HGB, der die Anwendung
der für Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des
Zweiten Abschnitts auf den Jahresabschluss der Perso-
nenhandelsgesellschaften regelt, nicht automatisch auch
den Fall umfasst hätte, dass den mittelgroßen Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung im Sinne des § 319
Abs. 1 auch die mittelgroßen Personenhandelsgesell-
schaften gleichgestellt sind. Vom Sinn und Zweck der
Norm des § 319 Abs. 1 war jedoch eine Gleichbehand-
lung mittelgroßer Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung und Personenhandelsgesellschaften geboten.

Zu Nummer 14 – § 335 HGB
Der EuGH hat mit Urteil vom 29. September 1998 in der
Rechtssache C-191/95 festgestellt, dass die Bundesrepu-
blik Deutschland die Nichtoffenlegung von Bilanzen deut-
scher Kapitalgesellschaften nicht ausreichend sanktioniert
hat. Weiterhin wurde durch Verweis auf das Urteil des
EuGH vom 4. Dezember 1997 in der Rechtssache C-97/96
(Daihatsu) klargestellt, dass die ursprüngliche Regelung
des § 335 Satz 1 Nr. 6 i.V.m. Satz 2 HGB, nach der ein
Zwangsgeldverfahren lediglich auf Antrag von Gesell-
schaftern, Gläubigern und Arbeitnehmern eingeleitet wer-
den kann, nicht den Anforderungen des Artikels 6 der
Ersten Richtlinie entspricht. Die Entscheidung des EuGH
gibt hierbei keinerlei Hinweis, wie eine solche Sanktion
nach Auffassung des Gerichts auszusehen habe. Vielmehr
wird nur zum Ausdruck gebracht, dass ein Zwangsgeld-
verfahren, dessen Einleitung an Anträge bestimmter Per-
sonen bzw. Gruppierungen gebunden ist, den EU-
rechtlichen Anforderungen nicht genügt.

Um den Anforderungen an die Sanktionierung gerecht zu
werden, soll ein Zwangsgeldverfahren eingeführt wer-
den, das auf Antrag einer beliebigen dritten Person
durchgeführt werden muss. Hierzu gehören selbstver-
ständlich auch weiterhin diejenigen Personen, die schon
bisher antragsberechtigt sind, d.h. Gesellschafter, Gläu-
biger und der Betriebsrat bzw. Gesamtbetriebsrat. Da
auch die aus dem Jahre 1985 stammende Höhe des
Zwangsgeldes (Obergrenze) in Höhe von 10 000 DM im
Hinblick auf das zu erzwingende Verhalten der publizi-
tätspflichtigen Unternehmen nicht mehr zeitgemäß ist
und somit keine geeignete Sanktionierung im Sinne des
EuGH-Urteils darstellt, ist eine spürbare Anhebung auf
25 000 Euro notwendig. Dabei ist hervorzuheben, dass
auch das nunmehr angehobene Zwangsgeld nur die
Obergrenze des vom Handelsregister festzusetzenden
Zwangsgeldes darstellt. Im Falle einer Publizitätspflicht-
verletzung wird davon auszugehen sein, dass dieser
nunmehr erhöhte Rahmen vom Registergericht im Falle
erstmaliger Anwendung des § 335 HGB nicht ausge-

schöpft wird. Um aber auch in generalpräventiver Hin-
sicht ernstzunehmende Zwangsgelder festzusetzen, ist
zugleich ein Mindestzwangsgeld von 500 Euro vorzu-
sehen.

Alternativen wären:

– Zwangsgeldverfahren von Amts wegen, ggf. kombi-
niert mit einer Registersperre

– Bußgeldvorschrift

– Bußgeldvorschrift, kombiniert mit Zwangsgeldvor-
schrift

– Strafvorschrift

– Nichtigkeit des Jahresabschlusses

– Löschung der Gesellschaft.

Bei Abwägung zwischen den verschiedenen Möglich-
keiten scheint die Einleitung des Zwangsgeldverfahrens
auf Antrag von Jedermann unter gleichzeitiger deutlicher
Erhöhung des Zwangsgeldrahmens in Verbindung mit
Änderungen zur Straffung des ausgesprochenen schwer-
fälligen Verfahrens sowie ferner einem neugestalteten
zusätzlichen Ordnungsgeld (§ 140 Abs. 2, 3 FGG) ge-
eignet, aber auch ausreichend, die Unternehmen zu einer
Erfüllung der ihnen obliegenden Publizitätspflicht anzu-
halten. Das Verfahren wird allerdings trotz der vorge-
schlagenen Straffungsmaßnahmen zumindest in den
ersten Monaten der Wirksamkeit zu einer spürbaren
Mehrbelastung der Registergerichte führen. Es ist aber
davon auszugehen, dass nach einer überschaubaren
Übergangszeit die vorgeschlagenen Maßnahmen (modi-
fizierte Anbindung eines Ordnungsgeldes an die Andro-
hung des Zwangsgeldes) Wirkung zeigen und eine signi-
fikante Zahl von Unternehmen zu der Einsicht bringen
wird, dass es besser ist, den Jahresabschluss offenzu-
legen, als weiter darauf zu vertrauen, dass schon nichts
passieren wird.

Mit dem vorgesehenen Verfahren wird – insbesondere
im Vergleich zum Zwangsgeldverfahren von Amts we-
gen – eine Alternative gewählt, die die für die Register-
gerichte entstehenden zusätzlichen Belastungen so weit
wie möglich in Grenzen hält. Es liegt nun an den Lan-
desjustizverwaltungen, durch eine effektive Durchfüh-
rung von Zwangs- und Ordnungsgeldverfahren für eine
schnelle und umfassende Sanktionierung von Verstößen
gegen die Offenlegungspflichten zu sorgen.

Auch für die Tatbestände des § 335 Abs. 1 Nr. 1 bis 5
HGB soll künftig das „Jedermann-Verfahren“ – mit
Ausnahme des erhöhten Zwangsgeldrahmens und des
neuen Ordnungsgeldes – gelten, um das neue Recht nicht
komplizierter als notwendig zu gestalten. Dies dient der
Vermeidung von zusätzlichen Belastungen für die Re-
gistergerichte.

Zu den einzelnen Änderungen:

Zu Buchstabe a – Änderungen in Absatz 1 Nr. 5 und 6

Hier wird ein Redaktionsversehen aus dem Gesetz vom
22. Juli 1993 (BGBl. I S. 1282) bereinigt.
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Zu Buchstabe b Absatz 2 – Änderung des Satzes 1
Diese Änderung enthält die Umstellung des bisherigen
eingeschränkten Antragsverfahrens in ein solches ohne
Beschränkung („Jedermannverfahren“) mit dem Ziel, es
künftig jedem am Jahresabschluss eines pulizitätspflich-
tigen Unternehmens interessierten Bürger zu ermögli-
chen, ein Zwangsgeldverfahren einzuleiten. Wie bereits
erwähnt, gehören zu den Antragsberechtigten auch die
bisher bereits Berechtigten, darüber hinaus aber künftig
jeder andere, der den Jahres- oder Konzernabschluss ein-
setzen möchte. Damit stehen die vorgesehenen Sanktio-
nen im Einklang mit dem EuGH-Urteil vom 4. Dezem-
ber 1997 in der Rechtssache C-97/96, in dem vom EuGH
festgestellt wurde, dass das bisherige Verfahren, in dem
nur einem eingeschränkten Personenkreis ein Antrags-
recht eingeräumt war, Artikel 6 der Publizitätsrichtlinie
68/151/EWG entgegensteht. Aus dem EuGH-Urteil ergibt
sich in diesem Zusammenhang auch, dass die Einleitung
eines Zwangsgeldverfahrens nicht von der Darlegung
bzw. Glaubhaftmachung eines berechtigten Interesses
abhängig gemacht werden kann, wie dies vereinzelt ge-
fordert worden ist. Eine solche Verfahrensvoraussetzung
würde nicht nur das Zwangsgeldverfahren unnötig mit
weiteren bürokratischen Erfordernissen belasten, es
stünde auch nicht mit EU-Recht im Einklang.

Streichung der bisherigen Sätze 2 bis 5 und 7
Die Erweiterung des Antragsverfahrens auf Jedermann
erübrigt für die Zukunft die bisherige Sonderregelung in
Bezug auf Konzernabschlüsse und Konzernlageberichte,
ferner Sonderregelungen zur Glaubhaftmachung der
Antragsberechtigung und zum späteren Wegfall der
Antragsberechtigung. Ferner soll es künftig nicht mehr
im Ermessen des Registergerichts stehen, ob es von einer
wiederholten Zwangsgeldfestsetzung absieht.

Neuer Satz 3
Der neue Satz 3 soll Zweifel darüber beseitigen, ob ein
Zwangsgeldverfahren wegen einer Publizitätspflichtver-
letzung daran scheitert, dass der Jahresabschluss noch
nicht aufgestellt ist. Damit kann künftig sowohl ein
Zwangsgeldverfahren eingeleitet werden als auch ein
Ordnungsgeld gemäß § 140 Abs. 2 FGG festgesetzt wer-
den, auch wenn der Jahresabschluss z. B. noch nicht auf-
gestellt worden ist. Es ist also künftig nicht Vorausset-
zung für ein Zwangsgeldverfahren wegen Publizitäts-
pflichtverletzung, dass zuvor ein Zwangsgeldverfahren
zur Aufstellung eines Jahresabschlusses eingeleitet und
erfolgreich zu Ende gebracht wird.

Neue Sätze 4 und 5
Die Bestimmung enthält die Heraufsetzung des Zwangs-
geldrahmens für Publizitätspflichtverletzungen auf künf-
tig fünfundzwanzigtausend Euro. Es ist aufgrund der
bisherigen Erfahrungen davon auszugehen, dass ein
Zwangsgeldrahmen bis DM 10 000 von den meisten
Unternehmen nicht mehr als ernstzunehmende Sanktion
angesehen wird. Aus diesem Grund musste auch eine
Untergrenze für das erstmalige Zwangsgeld vorgesehen
werden, das mit fünfhundert Euro maßvoll bemessen
worden ist.

Neuer Satz 6

In dieser neuen Vorschrift wird dem Registergericht
künftig auferlegt, zugleich mit der Androhung des auch
betragsmäßig zu konkretisierenden ersten Zwangsgeldes
auch darauf hinzuweisen, dass unter den Voraussetzun-
gen des neuen § 140 Abs. 2 FGG ein Ordnungsgeld fest-
gesetzt werden wird. Wie dieser Hinweis im Einzelnen
zu erfolgen hat, wird den Ländern nicht vorgeschrieben.
Zum § 140 Abs. 2, 3 FGG wird im Übrigen auf die dies-
bezügliche Einzelbegründung verwiesen.

Neuer Satz 7

Da Maßnahmen zu prüfen waren, wie das schwerfällige
Verfahren der Zwangsgeldandrohung und -festsetzung
gestrafft werden kann, soll künftig der mündliche Erörte-
rungstermin vor Gericht nicht mehr zwingend stattfinden
müssen (erster Teilsatz). Mündliche Erörterungster-
mine sind jedoch auch künftig möglich, mit dem Unter-
schied, dass es künftig in das Ermessen des Gerichts
gestellt ist, einen solchen Termin anzuberaumen und
durchzuführen. Als weitere Verfahrenserleichterung wird
künftig die weitere Beschwerde entfallen (zweiter Teil-
satz).

Neuer Satz 8

Der Ausschluss des § 13a Abs. 1, 3 und 4 FGG im ersten
Rechtszug soll vermeiden, dass Kostenfestsetzungen ge-
gen den Antragsteller stattfinden. Parallel zu dieser
Maßnahme wird auch die subsidiäre Antragstellerhaf-
tung gemäß § 2 Nr. 1 KostO für auf Antrag einzuleitende
Zwangsgeldverfahren ausgeschlossen. Die Bestimmung
des § 138 FGG bleibt im übrigen unberührt.

Zu Buchstabe c Absatz 3

In allen Fällen, in denen ein offenlegungspflichtiges
Unternehmen bislang noch keinen Jahresabschluss of-
fengelegt hat, steht das Handelsregister vor der Frage,
wie es zu verfahren hat, wenn nach Ablauf des neunten
und vor Ablauf des zwölften auf den Abschlussstichtag
folgenden Kalendermonats ein Zwangsgeldantrag ge-
stellt wird. Aus den dem Handelsregister vorliegenden
Unterlagen wird, wenn ein Unternehmen bislang noch in
keinem Fall seiner Publizitätspflicht nachgekommen ist, in
der Regel nicht zu entnehmen sein, ob das Unternehmen
etwa zu Recht von der Erleichterung des § 326 HGB
Gebrauch gemacht hat. In dieser Bestimmung wird die
Neunmonatsfrist zur Offenlegung für kleine Unternehmen
im Sinne des § 267 Abs. 1 HGB auf zwölf Monate ver-
längert. In diesen Fällen ist somit künftig im Rahmen der
Androhung das Unternehmen zugleich ausdrücklich auf-
zufordern, größenrelevante Angaben mitzuteilen. Für
den Fall, dass nunmehr das Unternehmen im Ein-
spruchsverfahren seine unterlassene Offenlegung recht-
fertigt, hat es die geforderten Angaben zu machen. Dies
ist auch im Interesse des Unternehmens, denn wenn sich
aus diesen Angaben ergibt, dass es ein kleines Unter-
nehmen ist, wird die ihm gemäß § 132 FGG gesetzte
Frist zur Offenlegung unter Berücksichtigung des § 326
HGB zu verlängern sein, wenn es nicht aus den Umstän-
den heraus angezeigt ist, eine völlig neue Androhungs-
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verfügung zuzustellen. Für den Fall, dass das Unterneh-
men weder offen legt noch sich rechtfertigt, oder für den
Fall, dass es im Rahmen der Rechtfertigung keine Anga-
ben zur Unternehmensgröße macht, kann das Registerge-
richt das Verfahren fortsetzen, weil dann vermutet wird,
dass es die Erleichterung des § 326 HGB nicht in An-
spruch nehmen kann. Die Vermutung kann allerdings im
Beschwerdeverfahren unbeschadet des § 139 Abs. 2 FGG
widerlegt werden.

Zu Nummer 15 – § 335 a HGB

Mit der Vorschrift wird dem Umstand Rechnung getra-
gen, dass im Nebenstrafrecht der Adressatenkreis einer
straf- oder bußgeldbegehrten Norm genau bezeichnet wer-
den muss. Die allgemeine Bezugnahme in § 264a Abs. 1
HGB reicht insoweit nicht aus. Entsprechendes gilt auch
für die Zwangsgeldbestimmung des § 335 HGB.

Zu Nummer 16 – § 336 HGB

In Umsetzung von Artikel 6 der Richtlinie 90/604/EWG
des Rates vom 8. November 1990, der sog. Mittelstands-
richtlinie, ist kleinen Kapitalgesellschaften in § 264 Abs. 1
Satz 3 HGB das Wahlrecht eingeräumt worden, die Auf-
stellung eines Lageberichts zu unterlassen sowie den
Jahresabschluss, wenn dies einem ordnungsgemäßen
Geschäftsgang entspricht, innerhalb der ersten sechs
Monate des Geschäftsjahrs aufzustellen. Es war bei der
Umsetzung der Mittelstandsrichtlinie nicht beabsichtigt,
die Vergünstigung, die Aufstellung des Lageberichts
unterlassen zu können, auch kleinen eingetragenen Ge-
nossenschaften vorzuenthalten. Dies soll nunmehr durch
eine ausdrückliche Änderung des § 336 Abs. 2 HGB er-
folgen, da allein eine Auslegung im Sinne des § 264
Abs. 1 Satz 3 HGB in Ansehung des entgegenstehenden
Gesetzeswortlauts des § 336 HGB nicht ausreichend
erscheint. Mit der Anpassung können künftig auch kleine
eingetragene Genossenschaften auf die Aufstellung
eines Lageberichts verzichten. Dagegen ist kein Bedürf-
nis ersichtlich, die Frist von fünf Monaten für die Auf-
stellung des Jahresabschlusses nach § 336 Abs. 1 Satz 2
HGB um einen Monat zu verlängern. Einer Verlänge-
rung steht zudem die Regelung des § 73 Abs. 2 GenG
entgegen, nach der einem ausgeschiedenen Genossen
sein Auseinandersetzungsguthaben, das auf der Grund-
lage der Bilanz des Geschäftsjahres zu berechnen ist,
binnen sechs Monaten nach seinem Ausscheiden auszu-
zahlen ist.

Zu Nummer 17 – § 337 Abs. 3 HGB
Die in § 337 Abs. 3 HGB von eingetragenen Genossen-
schaften geforderten Angaben brauchen von GmbH nicht
und von Aktiengesellschaften gemäß § 152 Abs. 3 Ak-
tiengesetz nur wahlweise entweder in der Bilanz oder im
Anhang gemacht zu werden. Im Hinblick darauf, dass in
der ursprünglichen Regierungsbegründung – BR-Drs.
257/83, dort Begründung zu Artikel 4 Nr. 7 (S. 114; zu
Absatz 3) – noch davon ausgegangen wurde, dass auch
AG und GmbH die gleiche Verpflichtung treffe, dies
nunmehr jedoch für GmbH nicht und für AG nur wahl-
weise im Hinblick auf Bilanz oder Anhang der Fall ist,

sollte nunmehr auch den Genossenschaften jedenfalls die
Wahlmöglichkeit gewährt werden, wie sie Aktiengesell-
schaften in § 152 Abs. 3 AktG gewährt ist.

Zu Nummer 18 – § 340a Abs. 2 Satz 4 und § 341a
Abs. 2 Satz 4 HGB

Aufsichtsbelange der Bundesaufsichtsämter für das Kre-
ditwesen und für das Versicherungswesen gestatten eine
Anwendung des neuen § 264b auf Kreditinstitute,
Finanzdienstleistungsinstitute und Versicherungsunter-
nehmen nur in eingeschränkter Form. So stellt die vor-
genommene Einfügung in § 340a Abs. 2 Satz 4 und
§ 341a Abs. 2 Satz 4 jeweils klar, dass die Erleichterung
des § 264b sich nur durch das Entfallen der Publizitäts-
pflicht auswirken soll.

Zu Nummer 19 – § 340k HGB
Im Hinblick darauf, dass nach dem Sinn und Zweck des
§ 340k Abs. 2 HGB bei der Wahrnehmung von Prü-
fungsaufgaben durch Prüfungsverbände bei Genossen-
schaften oder wirtschaftlichen Vereinen Wirtschaftsprü-
fer maßgebenden Einfluss haben sollen, ist bei dem in
§ 340k Abs. 2 Satz 1 angesprochenen Sachverhalt nicht
lediglich auf die Mitglieder des Vorstands, sondern auf
die geschäftsführenden Mitglieder des Vorstands abzu-
stellen. Eine einschlägige Regelung ist in Artikel 25 Abs. 1
Satz 1 EGHGB getroffen worden, in dem ausdrücklich
die geschäftsführenden Mitglieder des Vorstands ange-
sprochen worden sind; eingefügt durch das Steuer-
reform-Gesetz 1990 vom 25. Juli 1988 (BGBl. I S. 1093;
dort Artikel 21 § 5 Abs. 2). Eine dementsprechende
Klarstellung ist auch im Rahmen des § 340k Abs. 2
HGB vorzunehmen, weil dies der Absicht des Gesetz-
gebers entsprochen hat und eine entsprechende Regelung
nur versehentlich unterblieben ist. Die Änderung ist
erforderlich, weil es nach Vereinsrecht möglich ist, dass
der Vorstand auch aus satzungsmäßig in ihrer Mitwir-
kung und Funktion beschränkten Personen besteht. Bei
§ 340k Abs. 2 Satz 1 HGB soll es aber nur auf die ge-
schäftsführenden Mitglieder des Vorstands ankommen.
Andernfalls müssten im Einzelfall mehr Wirtschaftsprü-
fer im Vorstand vorhanden sein, als nach Sinn und
Zweck der gesetzlichen Regelung und im Hinblick auf
die Aufgaben des Prüfungsverbandes sinnvoll und erfor-
derlich wäre.

Zu Nummer 20 – § 340l HGB

Zu Buchstabe a
Bei der Offenlegung der Jahresabschlüsse von Zweig-
stellen ausländischer Kreditinstitute haben sich in der
Vergangenheit neben dem erheblichen Aufwand, der
durch die gesetzlich geforderte Übersetzung in die deut-
sche Sprache verursacht wird, praktische Probleme erge-
ben. Es soll deshalb das Offenlegungsverfahren demje-
nigen Verfahren teilweise angenähert werden, das auch
für die aus EU- und EWR-Staaten stammenden Zweig-
stellen von Versicherungsunternehmen gilt. Für diese
Zweigstellen gilt bereits heute § 325a Abs. 1 HGB, da
sie keine Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341
HGB sind und deshalb auch § 325a Abs. 2 HGB auf sie
keine Anwendung findet. Mit der vorgeschlagenen
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Änderung wird den Bankzweigniederlassungen eine
Erleichterung dahingehend eingeräumt, dass sie bei der
Offenlegung nicht mehr zwingend eine deutsche Über-
setzung beifügen müssen. Lediglich die Beglaubigung
durch das Heimatlandregister und deren Übersetzung ins
deutsche müssen künftig beglaubigt werden. Der Bun-
desanzeiger muss auch Jahresabschlussunterlagen in
einer fremden Sprache veröffentlichen; nach den allge-
meinen Geschäftsbedingungen ist dies allerdings teurer
als eine Veröffentlichung in deutscher Sprache. Die vor-
geschlagene Erleichterung ist auch mit der Bankbilanz-
und der Bankzweigniederlassungsrichtlinie zu vereinba-
ren, weil sowohl der Gesetzgeber des Bilanzrichtlinien-
Gesetzes als auch des Bankbilanzrichtlinie-Gesetzes
nicht gehindert waren, die Wahlrechte der Publizitäts-
richtlinie in anderer Weise auszuüben, als sie dies letzt-
lich getan haben, und keine der Richtlinien vorschreibt,
dass Banken und Bankzweigniederlassungen hinsichtlich
der Publizitätsbestimmungen völlig gleich behandelt
werden müssen.

Zu Buchstabe b
Im Hinblick auf die in § 267 HGB wegen der in der
Anpassungsrichtlinie um 25 vom Hundert erhöhten
Ecu-Schwellenwerte vorgenommenen Schwellenwert-
erhöhungen erscheint es angezeigt, auch den seit dem
Inkrafttreten des Bankbilanzrichtlinie-Gesetzes unverän-
derten Schwellenwert in § 340 Abs. 4 Satz 1 HGB den in
den letzten Jahren deutlich gestiegenen Bilanzsummen
der kleineren Kreditinstitute anzupassen. Dies soll in der
Weise geschehen, dass der in DM ausgedrückte Geldbe-
trag gleich in Euro ausgedrückt und mit 200 Mio. Euro
um rund 30 vom Hundert erhöht wird. Im Ergebnis kön-
nen hierdurch nunmehr wieder mehr als 50 vom Hundert
aller Kreditinstitute die Ausnahmeregelung in Anspruch
nehmen, nachdem dieser Anteil aufgrund der bisher gel-
tenden Grenze auf ca. 46 vom Hundert gefallen war.

Zu Nummer 21 – §§ 340o, 341o HGB
Es handelt sich um Folgeänderungen zur Änderung des
§ 335 HGB.

Zu Artikel 2 – Änderung des Publizitätsgesetzes

Zu Nummer 1 – Kurzbezeichnung und Abkürzung
Die Kurzbezeichnung nebst Abkürzung dient der künfti-
gen leichteren Zitierbarkeit des Gesetzes.

Zu Nummer 2 – § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – Befreiung
von der Anwendung des ersten Abschnitts
sowie Nr. 2 – Wegfall der bergrechtlichen
Gewerkschaft

In Nummer 1 Buchstabe a werden von der Anwendung
des ersten Abschnitts über den Jahresabschluss diejeni-
gen Personenhandelsgesellschaften ausgenommen, die
nach dem neuen § 264a HGB künftig strengeren Vor-
schriften unterworfen werden müssen oder von den
Wahlrechten des § 264b HGB Gebrauch machen. In
Buchstabe b erfolgt eine redaktionelle Anpassung an den
Wegfall der bergrechtlichen Gewerkschaft.

Zu Nummer 3 – § 5 Abs. 6 – Einbeziehung von
Unternehmen nach § 5 PublG in die
Befreiungsregelung des § 264 Abs. 3
HGB

Durch die Ergänzung des § 5 um einen neuen Absatz 6
wird sichergestellt, dass künftig auch ein Unternehmen
im Sinne des § 3 Abs. 1 PublG, z. B. ein Einzelkauf-
mann, von der Befreiungsmöglichkeit des § 264 Abs. 3
HGB entsprechend Gebrauch machen darf, wenn das
Unternehmen in den Konzernabschluss eines Unterneh-
mens im Sinne des § 290 HGB oder des § 11 PublG ein-
bezogen ist. Für diese Unternehmen ist es somit künf-
tig – wenn von der Befreiungsmöglichkeit Gebrauch
gemacht wird – nur noch erforderlich, einen Jahres-
abschluss nach den für alle Kaufleute geltenden Bestim-
mungen der §§ 238 bis 263 HGB aufzustellen.

Zu Nummer 4 – § 6 Abs. 3 – Wegfall der
bergrechtlichen Gewerkschaft

Die Streichungen in Satz 1 und die Streichung des Sat-
zes 4 tragen dem Wegfall der bergrechtlichen Gewerk-
schaft Rechnung.

Zu Nummer 5 – § 8 Abs. 3 Sätze 1 und 2 – Anpassung
an § 316 Abs. 3 HGB

Es handelt sich um eine Anpassung des § 8 PublG an
§ 316 Abs. 3 HGB. Es sollen bislang bestehende Wider-
sprüche über die Konsequenzen einer Änderung des
geprüften Jahresabschlusses beseitigt werden. Während
bislang § 8 Abs. 3 Satz 2 PublG die Unwirksamkeit des
erteilten Bestätigungsvermerks angeordnet hat, verweist
demgegenüber § 6 Abs. 1 Satz 2 PublG auf § 316 Abs. 3
Satz 2 HGB, wonach der erteilte Bestätigungsvermerk
nicht unwirksam, sondern nur ergänzungspflichtig wird.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a – § 11 Abs. 5 Satz 1 –
Befreiung von der Anwendung des zweiten Abschnitts
über die Konzernrechnungslegung

Die Befreiung erfolgt aus denselben Gründen wie zu
Nummer 1 dargelegt.

Zu Buchstabe b – § 11 Abs. 6 –
Erstreckung der Befreiungsmöglichkeit des § 292a HGB
auf Mutterunternehmen eines nach § 11 PublG konzern-
abschlusspflichtigen Mutterunternehmens

Die in Nummer 1 enthaltene Regelung zu § 291 HGB
entspricht dem bisherigen § 11 Abs. 6 PublG.

Die Ergänzung des § 11 Abs. 6 Satz 1 PublG durch die
neue Nummer 2 dient dazu, die Befreiungsmöglichkeit
des § 292a HGB auch auf solche Mutterunternehmen zu
erstrecken, die nach dem Publizitätsgesetz konzernab-
schlusspflichtig sind und einen organisierten Markt im
Sinne des neugefassten § 292a Abs. 1 HGB in Anspruch
nehmen (d. h. große Unternehmen, insbesondere in der
Rechtsform des Einzelkaufmanns oder der nicht unter
§ 264a HGB fallenden Personenhandelsgesellschaft).
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Zu Nummer 7 – § 13 Abs. 3 Satz 1 – Richtigstellung
eines Redaktionsversehens

Es handelt sich um die Bereinigung eines Redaktions-
versehens aus einem früheren Gesetzgebungsverfahren.

Zu Nummer 8 – § 21 Satz 2 – Anpassung
des Höchstzwangsgeldes

Aus Gleichbehandlungsgründen ist es geboten, die Er-
höhung des Höchstzwangsgeldes von DM 10 000 auf
fünfundzwanzigtausend Euro, wie sie in der Neufassung
des § 335 Abs. 2 HGB-E für Kapitalgesellschaften vor-
gesehen ist, auch in den Fällen von Publizitätsverstößen
von dem Publizitätsgesetz unterliegenden Unternehmen
vorzusehen.

Zu Nummer 9 – § 23 Abs. 4 – Übergangsregelung
Die Übergangsbestimmung soll Zweifel und Ausle-
gungsschwierigkeiten vermeiden und klarstellen, dass
die Änderungen entsprechend den Übergangsbestim-
mungen in Artikel 48 EGHGB-E erstmals auf Jahres-
und Konzernabschlüsse anzuwenden sind, soweit sie Ge-
schäftsjahre betreffen, die nach dem 31. Dezember 1998
beginnen.

Zu Artikel 3 – Änderung des Aktiengesetzes

Zu Nummer 1 – § 160 Abs. 1 Nr. 8 AktG
Die Neufassung des § 160 Abs. 1 Nr. 8 AktG berück-
sichtigt, dass Meldepflichten bei Veränderung des
Stimmrechtsanteils für im amtlichen Handel börsenno-
tierte Gesellschaften aufgrund einer Gesetzesänderung
im Rahmen des Dritten Finanzmarktförderungsgesetzes
vom 24. März 1998 (BGBl. I S. 529) nicht mehr in § 20
AktG, sondern in § 21 WpHG geregelt sind. § 160 Abs. 1
Nr. 8 AktG, der vorsieht, dass das Bestehen „einer nach
§ 20 Abs. 1 oder 4 AktG“ mitgeteilten Beteiligung im
Anhang anzugeben ist, erfasst damit nur noch Mittei-
lungspflichten für nicht im amtlichen Handel börsenno-
tierte Gesellschaften im Sinne des § 21 Abs. 2 WpHG.
Die wesentlich bedeutenderen Mitteilungen nach § 21
Abs. 1 und Abs. 1a WpHG müssen demgegenüber der-
zeit im Anhang eines Jahresabschlusses nicht aufgeführt
werden. Mit der vorgesehenen Änderung wird der frü-
here Rechtszustand im Ergebnis wiederhergestellt.

Bei der Angabe einer nach § 20 Abs. 1 und 4 mitgeteil-
ten Beteiligung ist zur Höhe der Beteiligung wie bisher
anzugeben, ob die Beteiligung den vierten Anteil aller
Aktien der Gesellschaft übersteigt oder eine Mehrheits-
beteiligung (§ 16 Abs. 1 AktG) ist. Bei einer Mitteilung
nach § 21 WpHG ist die Höhe des mitgeteilten Stimm-
rechtsanteils anzugeben. Der Begriff der Beteiligung
kann sich sowohl nach der Zahl der Anteile als auch
nach der Zahl der Stimmrechte bestimmen (vgl. § 16 Abs. 1
AktG).

Hinsichtlich der Meldepflicht nach § 21 WpHG ist da-
rauf hinzuweisen, dass nur die Angabe der in § 160
Abs. 1 Nr. 8 AktG genannten Tatsachen erforderlich ist.
Nicht erforderlich sind Angaben zur Anschrift des Mel-
depflichtigen.

Zu Nummer  2 und 3 – § 313 Abs. 2 Satz 3 und § 314
Abs. 1 und 4 AktG

Im Rahmen des Gesetzes zur Kontrolle und Transparenz
im Unternehmensbereich (KonTraG) vom 27. April 1998
(BGBl. I S. 786) wurde die Zusammenarbeit von Ab-
schlussprüfer und Aufsichtsrat neu geregelt. Durch die
Änderung des § 111 Abs. 2 AktG wurde die Auftragser-
teilung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-
und des Konzernabschlusses vom Vorstand auf den Auf-
sichtsrat übertragen. Der geänderte § 321 Abs. 5 HGB
sieht nun den Aufsichtsrat als Empfänger des Prüfungs-
berichts vor.

Durch die Neufassung des § 313 Abs. 2 Satz 3 und des
§ 314 Abs. 1 AktG sollen die Hilfsfunktion des Prüfers
für den Aufsichtsrat bei der Bewältigung seiner Kontroll-
tätigkeit und die Unabhängigkeit des Prüfers vom Mana-
gement noch klarer herausgestellt werden. Der Prü-
fungsbericht des Abschlussprüfers für den Bericht über
die Beziehungen zu verbundenen Unternehmen soll des-
halb dem Aufsichtsrat anstelle des Vorstands vorgelegt
werden.

Darüber hinaus sollen auch die Informationsrechte in-
nerhalb des Aufsichtsrats hinsichtlich des Berichts über
die Beziehungen zu verbundenen Unternehmen und des
Prüfungsberichts des Abschlussprüfers an die durch das
KonTraG erfolgte Neufassung des § 170 Abs. 3 AktG
angepasst werden. Das Gleiche gilt für die im Rahmen
dieses Gesetzes erfolgte Änderung des § 171 Abs. 1 Satz 2
AktG, der nun eine Teilnahme- und Berichtspflicht des
Abschlussprüfers für die Verhandlungen des Aufsichts-
rats oder eines Ausschusses vorsieht.

Zu Artikel 4 – Änderung des Gesetzes über die
Angelegenheiten der freiwilligen
Gerichtsbarkeit

Zu Nummer 1 – § 132 FGG

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu der umfas-
senden Novellierung des § 335 des Handelsgesetzbuchs.
Auf die diesbezügliche Einzelbegründung wird ver-
wiesen.

Zu Nummer 2 – § 140 Abs. 2, 3 FGG

Anknüpfend an das bereits im FGG enthaltene Ord-
nungsgeldverfahren bei unbefugtem Firmengebrauch soll
ein neues Ordnungsgeldverfahren geschaffen werden,
dessen Zweck es ist, als flankierende Maßnahme zum
neu eingeführten Zwangsgeld-Antragsverfahren für Je-
dermann des § 335 HGB generalpräventiv zu wirken.
Diese Maßnahme wird als unverzichtbar angesehen. Nur
so kann verhindert werden, dass künftig nach Einführung
eines Jedermannverfahrens beim Zwangsgeld die Unter-
nehmen zuwarten, bis jemand einen Antrag stellt, an-
schließend weiter warten und so erst kurz vor Abschluss
des u. U. langwierigen Zwangsgeldverfahrens den Jah-
resabschluss mit erheblicher zeitlicher Verzögerung
sanktionslos offen legen.
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Zu Absatz 2

Zu Satz 1
Das neue Ordnungsgeld knüpft an die Einleitung eines
Zwangsgeldverfahrens nach § 335 Abs. 1 Nr. 6 und 7
HGB an. Obgleich das Verfahren damit an die Andro-
hung des Zwangsgeldes in Verbindung mit dem Hinweis
auf ein drohendes Ordnungsgeld gebunden ist, handelt es
sich danach um ein Verfahren von Amts wegen, in dem
der Antragsteller des Zwangsgeldverfahrens kein Ver-
fahrensbeteiligter mehr ist. Ist somit nach einem Antrag
ein Zwangsgeldverfahren angedroht und zugleich mit
dieser Androhung dem Verpflichteten ein Hinweis gege-
ben worden, dass gegen ihn unter den Voraussetzungen
des § 140 Abs. 2 FGG ein Ordnungsgeld festgesetzt
werden wird, dann ist nach Ablauf weiterer sechs Wo-
chen nach dem Zugang dieser Androhung und der mit
ihr verbundenen Mitteilung ein Ordnungsgeld wegen des
pflichtwidrigen Unterlassens der Offenlegung festzuset-
zen. Die Mitteilung im Rahmen des Zwangsgeldverfah-
rens hat dabei die Funktion, den Verpflichteten vorzu-
warnen und damit zugleich den Bestimmungen des Arti-
kels 103 Grundgesetz und des § 12 FGG zu entsprechen.

Zu Satz 2
Die Höhe des Ordnungsgeldes musste dabei so bemessen
werden, dass es von den verpflichteten Unternehmen
auch ernst genommen wird, so dass ein spürbares Min-
destordnungsgeld von fünftausend Euro für erforderlich
angesehen wurde. Zugleich wird ein Höchstbetrag von
fünfundzwanzigtausend Euro vorgesehen werden, wobei
eine Orientierung an der Höchstgrenze des Zwangsgel-
des nahe lag.

Zu Satz 3
Im Ordnungsgeldverfahren hat der Verpflichtete den glei-
chen Rechtsschutz, der ihm auch im Zwangsgeldverfahren
gegen die Festsetzung des Zwangsgeldes zusteht. Das
heißt, dass die sofortige Beschwerde möglich ist. Wie im
Zwangsgeldverfahren auch soll zur Straffung des Verfah-
rens die weitere Beschwerde ausgeschlossen werden.

Zu Absatz 3
Der neue Absatz 3 stellt sicher, dass auch die Kreditin-
stitute und Finanzdienstleistungsinstitute, die nicht Ka-
pitalgesellschaften sind, sowie ferner auf Versicherungs-
unternehmen künftig die neue Ordnungsgeldbestimmung
des Absatzes 2 anzuwenden ist.

Zu Nummer 3 – § 185 Abs. 3 FGG
Es handelt sich um eine Übergangsregelung, nach der die
neue Ordnungsgeldbestimmung erstmals auf Jahres-
abschlüsse anzuwenden ist, soweit sie nach dem 31. De-
zember 1998 beginnende Geschäftsjahre betreffen.

Zu Artikel 5 – Änderung des Einführungsgesetzes
zum Handelsgesetzbuch

Zu Nummer 1 – Artikel 25 EGHGB
Nachdem im Rahmen des Bilanzrichtlinien-Gesetzes ge-
nossenschaftliche Prüfungsverbände das Recht erhalten

haben, die Abschlussprüfung bei Kapitalgesellschaften
durchzuführen, soweit es sich um Unternehmen han-
delt, bei denen die Mehrheit der Anteile und der
Stimmrechte Genossenschaften zusteht, macht die Ein-
führung der Prüfungspflicht für Personenhandelsgesell-
schaften im Sinne des § 264a Abs. 1 HGB auch eine
Anpassung der Nummer 1 des Artikels 25 Abs. 1 erfor-
derlich. Hierdurch wird sichergestellt, dass auch eine
Personenhandelsgesellschaft im Sinne des § 264a
Abs. 1 HGB, sofern die Mehrheit der Anteile und die
Mehrheit der Stimmrechte an diesen Handelsgesell-
schaften Genossenschaften oder zur Prüfung von
Genossenschaften zugelassenen Prüfungsverbänden
zusteht, sich von dem Prüfungsverband prüfen lassen
dürfen, der die schon jetzt im Einführungsgesetz gere-
gelten Voraussetzungen erfüllt.

Handelt es sich um eine Personenhandelsgesellschaft im
Sinne des § 264a Abs. 1 HGB, bei der die Genossen-
schaften lediglich Kommanditisten sind, so können die
Voraussetzungen des Artikels 25 Abs. 1 Nr. 1 EGHGB
neue Fassung nur vorliegen, wenn gesellschaftsvertrag-
lich, unter Abbedingung des § 164 HGB, die Komman-
ditisten maßgeblichen Einfluss auf die Geschäftsführung
haben und Kommanditisten Mehrheitsbeschlüsse fassen
können.

Zu Nummer 2 – Artikel 48 EGHGB

Zu Absatz 1

Durch die im Rahmen des Artikels 48 Abs. 1 innerhalb
des neuen Zwölften Abschnitts eingestellten Über-
gangsregelungen soll klargestellt werden, dass die
bedingt durch die Umsetzung der Kapitalgesellschaften
& Co-Richtlinie neu eingefügten oder geänderten Vor-
schriften des Dritten Buchs des HGB erstmals für Ge-
schäftsjahre Anwendung finden, die nach dem 31. De-
zember 1998 beginnen. Dies kann frühestens für das
Geschäftsjahr 1999 der Fall sein. Durch Satz 2 wird
ausdrücklich geregelt, dass das Zwangsgeldverfahren
auf Antrag von Jedermann erstmals anzuwenden ist auf
die Durchsetzung aller in § 335 Abs. 1 HGB in der
neuen Fassung genannten Pflichten, zu denen insbe-
sondere die Offenlegungspflichten des Absatzes 1 Nr. 6
gehören, soweit sie Geschäftsjahre betreffen, die nach
dem 31. Dezember 1998 beginnen. Hierdurch wird
sichergestellt, dass das Registergericht nicht tätig wer-
den muss, wenn ein Antragsteller, der nicht zu den ein-
geschränkt Antragsberechtigten des § 335 Satz 2 HGB
in der alten Fassung gehört, ein Zwangsgeldverfahren
wegen einer Publizitätspflichtverletzung im Hinblick
auf das Geschäftsjahr 1998 oder weiter zurückliegende
Geschäftsjahre beantragt. Satz 3 regelt, dass § 335
HGB in der alten Fassung weiter anwendbar ist, soweit
es um die Durchsetzung von Pflichten geht, die spätes-
tens am 31. Dezember 1998 endende Geschäftsjahre
betreffen.

Zu den Absätzen 2 bis 4

Mit den Absätzen 2, 3 und 4 werden Übergangsregelun-
gen nach dem Vorbild des Artikels 24 Abs. 1 bis 3
EGHGB geschaffen.
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Zu Nummer 3 – Artikel 49 EGHGB

Wie in der Begründung zur Änderung des § 293 Abs. 1
HGB ausgeführt, konnte eine Verlängerung der Über-
gangsregelung des Artikels 6 Abs. 5 der Siebenten
Richtlinie bei der EU nicht durchgesetzt werden, so dass
für die Abgrenzungsmerkmale des § 293 HGB bereits
auf die Erhöhung auf das 21/2-fache verzichtet worden
ist. Die Option des Artikels 6 Abs. 5 besteht jedoch noch
bis zum 31. Dezember 1999, so dass für Geschäftsjahre,
die nach dem 31. Dezember 1998 beginnen und spätes-
tens am 31. Dezember 1999 enden, durch die Maßgaben
der Nummer 1 und 2 die erhöhten Abgrenzungsmerk-
male im Ergebnis noch bis zum Ende 1999 fortgeführt
werden. Auch hierbei konnte die 10 %-Erhöhungsrege-
lung des Artikels 12 Abs. 2 der Vierten Richtlinie im
Interesse der betroffenen Unternehmen genutzt werden.

Eine Konzernmutter, die z. B. im und für das Geschäfts-
jahr 1999 aufgrund der dann noch geltenden höheren
Abgrenzungsmerkmale in Artikel 49 EGHGB in Verbin-
dung mit § 293 HGB nicht konzernrechnungspflichtig
wäre und die sodann im Geschäftsjahr 2000 erstmals die
neuen herabgesetzten Abgrenzungsmerkmale des § 293
HGB überschritte, wäre damit im und für das Ge-
schäftsjahr 2000 noch nicht konzernrechnungslegungs-
pflichtig. Dies hat seinen Grund darin, dass § 293 Abs. 1
Nr. 1 und 2 HGB jeweils zur Voraussetzung erklärt, dass
eine Überschreitung der Abgrenzungsmerkmale nicht
nur am Abschlussstichtag (im Beispielsfall 31. Dezem-
ber 2000), sondern auch am vorhergehenden Abschluss-
stichtag (im Beispielsfall 31. Dezember 1999) vorliegen
muss. Zum 31. Dezember 1999 würden die Abgren-
zungsmerkmale aber wegen Artikel 49 EGHGB noch
nicht überschritten. Das Unternehmen wird somit im
Beispielsfall erst nach dem zweiten Überschreiten der
herabgesetzten Abgrenzungsmerkmale für den Ab-
schluss zum 31. Dezember 2001 für das Geschäftsjahr
2001 konzernrechnungspflichtig werden.

Kapitalgesellschaften & Co im Sinne des § 264a HGB,
die Konzernmütter sind, sind grundsätzlich ab dem Ge-
schäftsjahr 1999 konzernabschlusspflichtig. Davon sind
sie gemäß § 293 Abs. 1 HGB dann befreit, wenn am
Abschlussstichtag (z. B. 31. Dezember 1999) und am
vorhergehenden Abschlussstichtag (31. Dezember 1998)
die Schwellenwerte unterschritten werden.

Zu Artikel 6 – Änderung der Wirtschafts-
prüferordnung

Zu Nummer 1

Die Ergänzung in § 129 Abs. 1 Satz 4 WPO enthält eine
deklaratorische Klarstellung des Inhalts, dass zu den
Aufgaben des vereidigten Buchprüfers künftig auch die
Prüfung des Jahresabschlusses mittelgroßer Personen-
handelsgesellschaften und Co im Sinne des § 264a HGB
gehört.

Zu Nummer 2

Die Ergänzungen in § 131 Abs. 2 und 3 WPO stellen
sicher, dass weiteres Prüfungsgebiet des vereidigten

Buchprüfers auch die Prüfung von Personenhandelsge-
sellschaften und Co im Sinne des § 264a HGB ist und
dass die praktische Prüfungsarbeit in solchen Personen-
handelsgesellschaften auch künftig bei der Prüfung
besonders zu berücksichtigen ist. Da im Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Neuregelung noch nicht ausreichende
Erfahrungen mit dem neuen Recht gesammelt werden
konnten, ist durch eine Übergangsregelung (vgl. § 139b
WPO) sicherzustellen, dass die neuen Prüfungsbestim-
mungen erstmals nach dem 31. Dezember 2000 anzu-
wenden sind.

Zu Nummer 3

Die Übergangsregelung soll den mit der Prüfung befassten
Stellen genügend Zeit einräumen, sich unbeschadet des
sofortigen Wirksamwerdens der deklaratorischen Ände-
rung in § 129 Abs. 1 Satz 4 WPO auf die neuen Prüfungs-
gebiete des vereidigten Buchprüfers einzustellen.

Zu Artikel 7 – Änderung des § 2 Nr. 1
der Kostenordnung

Für die Kosten eines auf Antrag durchzuführenden
Zwangsgeldverfahrens haftet neben dem in die Kosten
Verurteilten, hier dem Mitglied des vertretungsberech-
tigten Organs des Unternehmens (§ 3 Nr. 1 KostO, § 138
FGG), der Antragsteller als Gesamtschuldner (§ 2 Nr. 1,
§ 5 KostO). Die Haftung des Antragstellers erscheint in
den Fällen des Zwangsgeldverfahrens wegen Publizi-
tätspflichtverletzung nicht akzeptabel, weil dieser nur
von seinem Recht Gebrauch macht, Einsicht in den Jah-
resabschluss eines Unternehmens zu nehmen. Der An-
tragsteller hat somit keine andere Möglichkeit als über
das Zwangsgeldverfahren sein Recht geltend zu machen.
Eine subsidiäre Kostenhaftung würde darüber hinaus
unzuträgliche Abschreckungseffekte auslösen. Der vor-
geschlagene generelle Ausschluss der Antragstellerhaf-
tung in Zwangsgeldverfahren ändert für die sonstigen
Zwangsgeldverfahren nichts an der geltenden Rechts-
lage, weil diese durchweg als Amtsverfahren ausgestaltet
sind (Korinthenberg/Lappe/Bengel/Reimann, Kosten-
ordnung, 13. Aufl., Rnr. 4 zu § 119). Der Ausschluss der
Antragstellerhaftung im Ordnungsgeldverfahren war
nicht erforderlich, weil der Antragsteller des Zwangs-
geldverfahrens zwar das Ordnungsgeldverfahren auslöst,
nicht aber als Antragsteller in diesem Verfahren anzuse-
hen ist. Das Ordnungsgeldverfahren ist ein Verfahren
von Amts wegen.

Zu Artikel 8 – Änderung des Einführungsgesetzes
zum Versicherungsvertragsgesetz

Zu Nummer 1

Gemäß Artikel 109g des EU-Vertrags in der Fassung des
Vertrags von Maastricht vom 7. Februar 1992 (BGBl. II
S. 1253) sowie gemäß der Verordnung (EG) Nr. 974/98
des Rates vom 3. Mai 1998 über die Einführung des
Euro (Euro-Verordnung II) ersetzt der Euro ab 1. Januar
1999 die Ecu als die bisherige europäische Währungs-
einheit der Organe der Europäischen Gemeinschaften.
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Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1103/97 des
Rates vom 17. Juni 1997 über bestimmte Vorschriften
im Zusammenhang mit der Einführung des Euro (Euro-
Verordnung I) wird jede Bezugnahme in einem Rechts-
instrument auf die Ecu im Sinne des Artikels 109g des
Vertrags und in der Definition der Verordnung (EG)
Nr. 3320/94 durch eine Bezugnahme auf den Euro zum
Kurs von 1 Euro für 1 Ecu ersetzt. Dementsprechend
sind in Artikel 5d der (2. Schaden-)Richtlinie des Rates
(88/357/EWG) zur Koordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit
Ausnahme der Lebensversicherung) und zur Erleichte-
rung der tatsächlichen Ausübung des freien Dienstleis-
tungsverkehrs sowie zur Änderung der Richtlinie
73/239/EWG die zur Definition von Großrisiken in Ecu
bestimmten Bilanzsummen nunmehr in Euro bestimmt.
In der zur Umsetzung des Artikels 7 Abs. 1 Buchstabe f
der 2. Schaden-Richtlinie erlassenen Bestimmung des
Artikels 10 Abs. 1 ist daher in Satz 2 Nr. 3 Buchstabe a
und b die Bezeichnung „ECU“ nunmehr durch die Be-
zeichnung „Euro“ zu ersetzen.

Zu Nummer 2

Nach dem Inkrafttreten der Europäischen Währungs-
union und nach der Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 3320/94 des Rates vom 22. Dezember 1994 zur
Kodifizierung der geltenden Rechtsvorschriften der Ge-
meinschaft zur Definition der Ecu nach Inkrafttreten des
Vertrages über die Europäische Union durch Artikel 2
Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1103/97 des Rates vom
17. Juni 1997 über bestimmte Vorschriften im Zusam-
menhang   mit   der   Einführung   des   Euro  (Euro-Ver-

ordnung I) ist die Ecu als Währungskorb nicht mehr
definiert und eine Festlegung des Gegenwertes findet
demgemäß nicht mehr statt.

Soweit nach Artikel 10 Abs. 1 Satz 3 für die Feststellung
der Wertgrenzen des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3
Buchstaben a und b die Zahlen eines Konzernabschlus-
ses maßgeblich sind, der in der Währung eines nicht teil-
nehmenden Mitgliedstaates im Sinne des Artikels 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1103/97 des Rates vom 17. Juni
1997 über bestimmte Vorschriften im Zusammenhang
mit der Einführung des Euro (Euro-Verordnung I) er-
stellt ist, wird der Wechselkurs zum Bilanzstichtag als
maßgeblich anzusehen sein.

Die Verweisung in Artikel 10 Abs. 1 Satz 4 ist daher
insgesamt gegenstandslos geworden und aufzuheben.

Zu Artikel 9

Es handelt sich in den Absätzen 1 und 2 um Folgeände-
rungen zur Änderung des § 335 HGB. Absatz 3 enthält
eine Übergangsbestimmung für die erstmalige Anwen-
dung der geänderten §§ 160, 313 und 314 des Aktien-
gesetzes.

Zu Artikel 10

Das Gesetz soll zum frühestmöglichen Zeitpunkt in
Kraft treten. Besondere Übergangsregelungen befinden
sich in Artikel 2 (§ 23 PublG), in Artikel 4 (§ 185 Abs. 3
FGG), im neuen Artikel 48 EGHGB (vgl. Artikel 5 und
die dortige Begründung) sowie in Artikel 9 Abs. 3.



Drucksache 14/1806 – 32 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

Anlage 2

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 742. Sitzung am 24. Sep-
tember 1999 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung
zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a  (§ 8a Abs. 1 Satz 3
HGB)

In Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe a ist in § 8a Abs. 1
Satz 3 das Wort „nur“ zu streichen.

B e g r ü n d u n g

Entscheidend ist, dass die einzureichenden Schrift-
stücke maschinell lesbar und für die maschinelle Be-
arbeitung geeignet sind. Unschädlich ist es, wenn sie
daneben auch auf herkömmliche Weise lesbar wären.
Das Wort „nur“ ist daher zu streichen.

2. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 8a Abs. 5 HGB)

Artikel 1 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen:

,1. § 8a wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

…
b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

  „(5) Die näheren Anordnungen über die ma-
schinelle Führung des Handelsregisters, die
Aufbewahrung von Schriftstücken nach Ab-
satz 3 und die Einreichung und Aufbewahrung
der für die Einreichung von Abschlüssen und
Schriftstücken nach Absatz 1 Satz 3 und Ab-
satz 4 verwendeten Trägermedien trifft die
Landesjustizverwaltung, soweit nicht durch
Rechtsverordnung nach § 125 Abs. 3 des Ge-
setzes über die Angelegenheiten der freiwilli-
gen Gerichtsbarkeit Vorschriften erlassen
werden.“ ‘

B e g r ü n d u n g

Die Möglichkeit in § 8a Abs. 5, durch Anordnung der
Landesjustizverwaltung ein einheitliches Verfahren
und übereinstimmende Grundsätze zu gewährleisten,
muss auch für die neu geschaffene Regelungsmög-
lichkeit nach § 8a Abs. 1 Satz 3 HGB eröffnet sein.

Die Befugnis sollte aus folgenden Gründen ausdrück-
lich auch auf die Aufbewahrung erstreckt werden:

Nach dem derzeitigen Stand der Technik, ist davon
auszugehen, dass die einzureichenden Schriftstücke
entweder auf Datenträgern (z. B. Disketten oder Bän-
dern) oder als elektronische Datei über ein Netzwerk
(z. B. als Anhang oder Inhalt einer e-Mail) eingereicht
werden. Die vorzuhaltenden und ggf. zu beauskunf-
tenden Inhalte (d. h. die einzureichenden „Schrift-
stücke“) werden aus diesen Trägermedien in das ma-

schinell geführte Register übernommen, dort gespei-
chert und zur Beauskunftung zur Verfügung stehen.
Die weitere Aufbewahrung der Trägermedien (insbe-
sondere Disketten und Bänder) erscheint daher nicht
erforderlich und organisatorisch kontraproduktiv, da
räumliche Kapazitäten gebunden würden und organi-
satorisch ein Verwaltungsaufwand getrieben werden
müsste, der mit der maschinellen Registerführung
gerade verringert werden soll.

Außerdem wäre eine Online-Beauskunftung aus den
eingereichten Trägemedien selbst nicht realisierbar.

3. Zu Artikel 1 Nr. 1 (§§ 8a und 9a HGB)

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen,
ob das in § 9a HGB vorgesehene automatisierte Ab-
rufverfahren auf alle zum Handelsregister einge-
reichten Schriftstücke im Sinne des § 9 Abs. 1 HGB
erweitert werden kann, insbesondere auf die Unter-
lagen zur Rechnungslegung und auf die Gesellschaf-
terlisten, in die besonders häufig Einsicht genommen
wird.

Die 70. Konferenz der Justizministerinnen und
-minister vom 7. bis 9. Juni 1999 in Baden-Baden hat
unter TOP 1.13 gefordert, dass geprüft werden muss,
ob die Jahresabschlüsse externen Nutzern im auto-
matisierten Abrufverfahren zur Einsicht zur Verfü-
gung gestellt werden können. In diese Prüfung sollten
auch die weiteren zum Handelsregister einzureichen-
den Unterlagen einbezogen werden, in die gemäß § 9
Abs. 1 HGB ein unbeschränktes Einsichtsrecht für
jedermann besteht.

Derzeit fehlen zwar noch die technischen Vorausset-
zungen für die elektronische Archivierung und
Beauskunftung dieser Unterlagen. Die Voraussetzun-
gen können jedoch in einigen Ländern bis zum Ende
des Jahres 2000 geschaffen werden. Der Bundesrat
begrüßt deshalb nachdrücklich die in Artikel 1 Nr. 1
des Gesetzentwurfs vorgesehene Ergänzung des § 8a
HGB. Er ist jedoch der Auffassung, dass die hier-
durch geschaffenen Möglichkeiten der Entlastung der
Registergerichte auch bei der Auskunfterteilung ge-
nutzt werden sollten.

Aus der Sicht der Registergerichte besteht im Hin-
blick auf die mit dem Vollzug des vorliegenden Ge-
setzentwurfs verbundene außerordentliche hohe Be-
lastung ein großes Interesse daran, dass künftig, so-
bald die technischen Voraussetzungen gegeben sind,
der automatisierte Datenabruf möglichst weitgehend
erfolgen kann.

Der Bundesrat hält eine Überprüfung für erforderlich,
ob berechtigte Belange des Datenschutzes die bishe-
rige restriktive Fassung des § 9a HGB erforderlich
machen.
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4. Zu  Artikel  1  Nr.  1a  –  neu  –  (§  162  Abs.  3  nach
Satz 1 –  neu – HGB)

In Artikel 1 Nr. 1 ist nach Nummer 1 folgende Num-
mer 1a einzufügen:

,1a. Dem § 162 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Bei Änderung der Zahl der Kommanditisten
einer Kommanditgesellschaft ist in der Bekannt-
machung der Eintragung nur allgemein auf diese
Änderung hinzuweisen.“‘

B e g r ü n d u n g

Die Änderung ergänzt eine durch das Handelsrechts-
reformgesetz vorgenommene Änderung des § 175
Satz 2 HGB.

Auf Antrag des Bundesrates (BR-Drucksache 340/97
[Beschluss] Ziffer 5) war durch Artikel 3 Nr. 35 des
Handelsrechtsreformgesetzes § 175 Satz 2 HGB wie
folgt gefasst worden:

„In der Bekanntmachung der Eintragung ist nur allge-
mein auf eine Änderung der Beteiligung hinzuweisen.“

Der Bundesrat hatte darauf hingewiesen, dass die gel-
tende Fassung von § 175 Satz 2 zu für die Register-
gerichte aufwendigen, für den Leser aber gleichwohl
nichtssagenden Bekanntmachungen  führt. Als Beispiel
wurden folgende Bekanntmachungen angeführt:

„Durch Gesamtrechtsnachfolge:
Ein Kommanditist ist ausgeschieden.
Zwei Kommanditisten sind eingetreten.

Durch Sonderrechtsnachfolge:
Ein Kommanditist ist ausgeschieden.
Eine Kommanditeinlage ist erhöht.“

Diese Informationen seien für den Leser der Bekannt-
machung von geringem Wert, da, wie bei der Erstein-
tragung, die Summe der haftenden Kommanditeinla-
gen nicht angegeben sei und auch die Namen der
Kommanditisten nicht erschienen. Es solle daher zur
Vereinfachung der Arbeit der Registergerichte bei
Veränderungen von Kommanditbeteiligungen lediglich
ein Hinweis erfolgen, dass sich bei den Kommandit-
beteiligungen Änderungen ergeben haben. Die Zahl
und der Rechtsgrund der Änderungen sollten nicht
mehr in die Bekanntmachung aufzunehmen sein.

Die vorgeschlagene Änderung führe ferner zu einer
Verringerung der ohnehin hohen Veröffentlichungs-
kosten. Die Belange des Rechtsverkehrs würden
durch die vorgeschlagene Änderung nicht beeinträch-
tigt, da bei Inanspruchnahme von Kommanditisten im
Einzelfall ohnehin eine Einsicht in das Registerblatt
notwendig sei, um die Haftungssumme feststellen zu
können.

Die Bundesregierung hatte diesem Vorschlag in ihrer
Gegenäußerung zugestimmt (Drucksache 13/8444 vom
29. August 1997, S. 99).

Während § 175 HGB die Fälle der Erhöhung sowie der
Herabsetzung einer Kommanditeinlage betrifft, bezieht
sich § 162 Abs. 3 HGB auf die Fälle des Eintritts eines

Kommanditisten in eine bestehende Handelsgesell-
schaft und auf den Fall des Ausscheidens eines Kom-
manditisten aus einer Kommanditgesellschaft.

Nach bisheriger Rechtslage – die durch das Han-
delsrechtsreformgesetz nicht geändert wurde – wird
gemäß § 162 Abs. 2 und 3 HGB beim Eintritt und
beim Ausscheiden eines Kommanditisten nur bekannt
gemacht, dass ein Kommanditist (ohne Namens-
nennung) eingetreten bzw. ausgeschieden ist; wenn
das Ausscheiden auf einer Rechtsnachfolge beruht,
muss die Rechtsnachfolge auch in die Bekanntma-
chung aufgenommen werden (so: Röhricht/von
Westphalen, Handelsgesetzbuch, Kommentar zu
Handelsstand, Handelsgesellschaften, Handelsge-
schäften und besonderen Handelsverträgen [ohne
Bilanz-, Transport- und Seerecht], Köln 1998, § 162
HGB, Rn. 19, 16).

Die oben wiedergegebene Begründung des Bundes-
rates für die Neufassung des § 175 Satz 2 HGB be-
zieht sich jedoch nicht nur auf die Erhöhung oder
Herabsetzung einer Kommanditeinlage und damit
nicht nur auf § 175 HGB. Vielmehr beziehen sich die
als Bekanntmachungen von geringem Wert bezeich-
neten Bekanntmachungsbeispiele auch auf die Fälle
des Ausscheidens und des Eintritts von Kommandi-
tisten und damit auf den Regelungsbereich des § 162
Abs. 3 HGB. Allerdings regelt diese Vorschrift nicht
nur den Fall des Eintritts eines Kommanditisten in
eine bestehende Kommanditgesellschaft, sondern
allgemein den Fall des Eintritts in eine bestehende
Handelsgesellschaft und damit auch den Fall, dass
durch den Eintritt eines Kommanditisten in eine offene
Handelsgesellschaft eine Kommanditgesellschaft zur
Entstehung gelangt. In diesem Fall wäre die Be-
schränkung der Bekanntmachung der Handelsregis-
tereintragung auf den Hinweis, dass die Beteiligung
sich geändert habe, nicht ausreichend. Für den Fall
des Eintritts und des Austritts eines Kommanditisten
in eine fortbestehende Kommanditgesellschaft sollte
jedoch – entsprechend einer Anregung der register-
rechtlichen Praxis – eine dem § 175 Satz 2 entspre-
chende Regelung getroffen werden. Hierdurch könnte
die Arbeit der Registergerichte weiter vereinfacht
werden. Es würden Bekanntmachungen von geringem
Wert vermieden und Veröffentlichungskosten verrin-
gert. Wie bei § 175 HGB würden auch hier Belange
des Rechtsverkehrs nicht beeinträchtigt.

5. Zu Artikel 1 Nr. 13a – neu – (§ 325 Abs. 1 Satz 1
und Abs. 3 Satz 1 HGB),

Nr. 13b – neu – (§ 326 Satz 1 HGB)
In Artikel 1 sind nach Nummer 13 folgende Num-
mern 13a und 13b einzufügen:
,13a. In § 325 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 wird

jeweils das Wort „neunten“ durch das Wort
„zwölften“ ersetzt.

 13b. In § 326 Satz 1 werden die Wörter „spätestens
vor Ablauf des zwölften Monats des dem Bi-
lanzstichtag nachfolgenden Geschäftsjahrs“ ge-
strichen.‘
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B e g r ü n d u n g
Die gesetzlichen Fristen für die Offenlegung der Jah-
resabschlüsse sollten zur Entlastung der Registerge-
richte vereinheitlicht werden.

Nach geltendem Recht haben große und mittelgroße
Kapitalgesellschaften sowie Konzerne ihren Jahres-
abschluss spätestens vor Ablauf des neunten Monats
des dem Abschlussstichtag nachfolgenden Geschäfts-
jahrs offenzulegen (§ 325 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1
HGB). Für kleine Kapitalgesellschaften beträgt die
Frist zwölf Monate (§ 326 Satz 1 HGB).

In den zahlreichen Fällen, in denen ein offenlegungs-
pflichtiges Unternehmen bisher noch keinen Jahres-
abschluss offengelegt hat, wird das Registergericht
aus den ihm vorliegenden Unterlagen in der Regel
nicht erkennen können, ob es sich um ein großes oder
mittelgroßes oder aber um ein kleines Unternehmen
i.S.v. § 267 HGB handelt. Wird in der Zeit zwischen
dem Ablauf des neunten und des zwölften auf den
Abschlussstichtag folgenden Kalendermonats ein
Zwangsgeldantrag gestellt, wird das Registergericht
die daraufhin zu verfügende Zwangsgeldandrohung
(§ 132 Abs. 1 FGG i.V.m. § 335 Abs. 3 HGB i.d.F.v.
Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe c des Entwurfs) auf einen
Einspruch hin stets wieder aufheben müssen (§ 135
Abs. 1 FGG), wenn sich aus den Darlegungen des
Betroffenen ergibt, dass es sich um eine kleine Ge-
sellschaft handelt, für die die zwölfmonatige gesetz-
liche Offenlegungsfrist noch nicht abgelaufen ist. Für
eine Aufrechterhaltung der Zwangsgeldandrohung
unter gleichzeitiger Verlängerung der vom Gericht
nach § 132 Abs. 1 Satz 1 FGG gesetzten Frist besteht
in diesen Fällen keine rechtliche Grundlage. Solange
die gesetzliche Offenlegungsfrist noch nicht abgelau-
fen ist, liegt ein Verstoß gegen die Offenlegungs-
pflicht nicht vor und sind deshalb die rechtlichen
Voraussetzungen für ein Einschreiten des Registerge-
richts nach § 335 Abs. 1 Nr. 6 HGB i.d.F.v. Artikel 1
Nr. 14 Buchstabe a des Entwurfs nicht gegeben.

Die vorgeschlagene Vereinheitlichung der gesetzli-
chen Offenlegungsfristen auf zwölf Monate bewahrt
die Registergerichte vor einer Zusatzbelastung durch
verfrühte Zwangsgeldandrohungen, dagegen gerich-
tete begründete Einsprüche und eine daraufhin not-
wendig werdende Wiederaufhebung der Androhungs-
verfügungen.

Das EG-Recht steht der vorgeschlagenen Fristverein-
heitlichung nicht entgegen. Die insoweit maßgebliche
Richtlinie des Rates vom 9. März 1968 (68/151/
EWG) schreibt Fristen, innerhalb deren die Offen-
legung zu erfolgen hat, nicht vor.

6. Zu  Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2
HGB),

Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b (§ 140 Abs. 2 Satz 1
FGG) und

Artikel 7 (Änderung der Kostenordnung)

a) In Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b ist § 335 Abs. 2
wie folgt zu ändern:

aa) Die Sätze 1 und 2 sind wie folgt zu fas-
sen:
„§ 14 gilt mit der Maßgabe, dass das Re-
gistergericht nur einschreitet, wenn ein
Dritter dies schriftlich oder zu Protokoll
der Geschäftsstelle anregt. Eine Zurück-
nahme der Anregung hat auf den Fort-
gang des Verfahrens keinen Einfluss.“

bb) Satz 8 ist zu streichen.

b) In Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b sind in § 140
Abs. 2 Satz 1 die Wörter „eines Antrags“
durch die Wörter „einer Anregung“ zu erset-
zen.

c) Artikel 7 ist wie folgt zu fassen:

,Artikel 7
Änderung der Kostenordnung

  In §2 Nr. 2 der Kostenordnung in der im
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 361-1 veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, die zuletzt durch Artikel 3 des Geset-
zes vom 31. August 1998 (BGBl. I S. 2585)
geändert worden ist, werden nach den Wör-
tern „die von Amts wegen vorgenommen
werden“ die Wörter „mit Ausnahme der
Verfahren zur Festsetzung eines Zwangsgel-
des nach § 335 Abs. 1 des Handelsgesetz-
buchs“ eingefügt.‘

B e g r ü n d u n g

Zu a)

Ein an der Einsichtnahme in den Jahresabschluss inte-
ressierter Dritter sollte nicht gezwungen sein, sich zur
Herbeiführung der Offenlegung in die Rolle eines am
gerichtlichen Verfahren beteiligten Antragstellers zu
begeben und damit ein Kostenrisiko aus § 2 Nr. 1
KostO und aus § 13a FGG einzugehen.

Der Vorschlag des Entwurfs, das Zwangsgeldverfah-
ren zwar als Antragsverfahren auszugestalten, die
Anwendbarkeit des § 2 Nr. 1 KostO, des § 13a FGG
insoweit aber auszuschließen, ist, soweit es um den
Ausschluss von § 13a Abs. 1 FGG geht, mit den Be-
langen der Staatskasse im Prozesskostenhilfeverfah-
ren nicht vereinbar. Ein Antragsteller hat gemäß § 14
FGG unter den Voraussetzungen der §§ 114 ff. ZPO
als Verfahrensbeteiligter Anspruch auf Prozesskos-
tenhilfe. Er kann nach überwiegender Meinung ent-
sprechend § 121 Abs. 2 Satz 1 ZPO die Beiordnung
eines Rechtsanwalts verlangen, wenn der Gegner,
was bei Mitgliedern des vertretungsberechtigten Or-
gans einer Gesellschaft wohl häufig der Fall sein
wird, anwaltlich vertreten ist (vgl. Bassenge, FGG,
8. Aufl. 1999, § 14 Rn. 5 m.w.N.; Bumiller/Winkler,
FGG, 6. Aufl. 1995, § 14 Anm. 6 m.w.N.; vgl. auch
die Nachweise bei Keidel/Kuntze/Winkler, FGG,
14. Aufl. 1999, Fußn. 57 zu § 14). Der dem An-
tragsteller beigeordnete Rechtsanwalt erhält seine
Vergütung aus der Staatskasse (§§ 121ff. BRAGO).
Die Staatskasse kann diese Leistung, sofern sie nicht



Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 35 – Drucksache 14/1806

vom Prozesskostenhilfeempfänger durch Ratenzah-
lung (§ 120 ZPO) aufgebracht werden kann, nur mit
Hilfe des nach § 130 Abs. 1 Satz 1 BRAGO auf sie
übergehenden Erstattungsanspruchs des beigeordne-
ten Anwalts gegen den erstattungspflichtigen Gegner
zurückerlangen. Ein Erstattungsanspruch des beige-
ordneten Rechtsanwalts setzt nach § 126 Abs. 1 ZPO
eine Verurteilung des Gegners zur Tragung der
außergerichtlichen Kosten voraus. Die Möglichkeit
einer dahin gehenden Kostenentscheidung nach § 13a
Abs. 1 FGG schließt der Entwurf jedoch zum Nach-
teil der Staatskasse aus.

Statt eines Antragsverfahrens sollte es genügen, dass
der an der Einsichtnahme interessierte Dritte, ohne
sich in eine formelle Beteiligtenstellung zu begeben,
die Erzwingung der Offenlegung beim Registerge-
richt lediglich anregt. Liegt eine solche Anregung als
notwendige Verfahrensvoraussetzung vor, soll das
Registergericht nach Maßgabe des § 14 HGB,
§§ 132 ff. FGG verpflichtet sein, das Zwangsgeldver-
fahren von Amts wegen durchzuführen. Im Interesse
der Rechtsklarheit soll der Dritte seine Anregung
schriftlich oder zu Protokoll der Geschäftsstelle (§ 11
FGG) erklären müssen. Entsprechend der geltenden
Regelung in § 335 Satz 6 HGB soll eine spätere Zu-
rücknahme der Anregung auf die Fortsetzung des
amtswegigen Zwangsgeldverfahrens keinen Einfluss
haben.

Die Ausgestaltung als Amtsverfahren vermeidet ein
Kostenrisiko des an diesem Verfahren nicht beteilig-
ten Dritten aus § 13a FGG, ohne die Belange der
Staatskasse zu beeinträchtigen. Zugleich wird der
Möglichkeit vorgebeugt, Erzwingungsanträge ohne
ein Interesse an der Offenlegung lediglich zur Her-
beiführung eines Vergütungsanspruchs nach § 14
FGG i.V.m. § 126 Abs. 1 ZPO oder nach §§ 121 ff.
BRAGO zu stellen.

Für das Registergericht gestaltet sich das Amtsverfah-
ren einfacher als ein Antragsverfahren. Das Gericht
hat auch im Falle mehrerer dasselbe Unternehmen
betreffender Erzwingungsanregungen nur ein
Zwangsgeldverfahren durchzuführen. Die Frage, ob
im Falle mehrerer Anträge mehrere selbständige
Zwangsgeldverfahren eingeleitet werden müssten, ob
mehrere Antragsteller zueinander in Streitgenossen-
schaft stünden und welche verfahrensrechtlichen Fol-
gerungen sich daraus ergäben, brauchen nicht ent-
schieden zu werden. Da die an der Einsichtnahme in-
teressierten Dritten nicht Verfahrensbeteiligte sind, ist
das Gericht nicht nach Artikel 103 Abs. 1 GG ver-
pflichtet, ihnen das gesamte Vorbringen des vom
Zwangsgeldverfahren Betroffenen jeweils zur Kennt-
nis und zur Stellungnahme zuzuleiten. Das Ziel einer
umgehenden Offenlegung kann damit zügiger herbei-
geführt werden. Die Möglichkeit des Registerge-
richts, einen Dritten im Einzelfall aus gegebenem
Anlass im Zuge der Amtsermittlung nach § 12 FGG
zum Vorbringen des Betroffenen anzuhören, bleibt
unberührt.

Die Möglichkeit Dritter, ein gerichtliches Erzwin-
gungsverfahren herbeizuführen, wird durch ein auf
Anregung durchzuführendes Amtsverfahren im Ver-
gleich zum Antragsverfahren nicht verkürzt. Das Re-
gistergericht ist im Falle der Anregung ebenso wie im
Falle eines Antrags verpflichtet, die unterbliebene Of-
fenlegung mit Zwangsgeld durchzusetzen.
Die an der Einsichtnahme in den Jahresabschluss in-
teressierten Dritten waren auch vor dem In-Kraft-
Treten des Bilanzrichtliniengesetzes nicht als An-
tragsteller am Erzwingungsverfahren beteiligt (vgl.
Jansen, FGG, 2. Aufl. 1970, § 132 Rn. 47).

Zu b)
Folge der Änderung zu a).

Zu c)
Aus den in der Entwurfsbegründung zu Artikel 7
(Seite 61) genannten Gründen sollte eine gesetzliche
Kostenschuldnerschaft des an der Einsichtnahme in
den Jahresabschluss interessierten Dritten ausge-
schlossen werden. Da das Zwangsgeldverfahren im
Unterschied zum Entwurf nicht als Antragsverfahren,
sondern von Amts wegen durchgeführt werden soll,
ist § 2 Nr. 2 KostO entsprechend einzuschränken.

7. Zu  Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2
Satz 6 HGB)

In Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b ist in § 335 Abs. 2
Satz 6 das Wort „Zugleich“ zu streichen und das
nachfolgende Wort „mit“ groß zu schreiben.

B e g r ü n d u n g
Sprachliche Verbesserung. Das Erfordernis der
Gleichzeitigkeit ergibt sich bereits aus dem Gebot,
den Hinweis auf die Festsetzung von Ordnungsgeld
mit der Androhung des Zwangsgeldes zu verbinden.

8. Zu  Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2 Satz 7,
nach Satz 7
– neu – HGB)

In Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b ist § 335 Abs. 2 wie
folgt zu ändern:
a) In Satz 7 ist der Satzteil „ ; eine weitere Be-

schwerde ist ausgeschlossen“ zu streichen.
b) Nach Satz 7 sind folgende Sätze einzufügen:

„§ 139 des Gesetzes über die Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit findet mit der Maßga-
be Anwendung, dass die sofortige Beschwerde nur
zulässig ist, wenn Beschwerdegegenstand die
Festsetzung eines Zwangsgeldes oder die Verwer-
fung des Einspruchs gegen die Androhung eines
Zwangsgeldes von mindestens zweitausendfünf-
hundert Euro ist. Eine weitere Beschwerde findet
nicht statt. Für die Entscheidung über die Be-
schwerde ist § 348 der Zivilprozessordnung ent-
sprechend anzuwenden; über eine bei der Kammer
für Handelssachen anhängige Beschwerde ent-
scheidet der Vorsitzende.“
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B e g r ü n d u n g

Zu a)

Folge der Änderung zu b) in Satz 8 und 9 – neu –

Zu b), Satz 8 und 9 – neu –:

Im Interesse der Entlastung der Gerichte und der Be-
schleunigung des Verfahrens sollte abweichend von
§ 139 FGG gegen die Verwerfung eines Einspruchs
und gegen die Festsetzung eines Zwangsgeldes die
sofortige Beschwerde nur in eingeschränktem Um-
fang möglich sein.

Die Beschwerde belastet das Registergericht, weil es
dem Beschwerdebericht regelmäßig nicht nur die
Akten des Zwangsgeldverfahrens, sondern auch die
das Unternehmen betreffende Registerakte vorlegen
muss und dadurch die Bearbeitung anderer das
Unternehmen betreffender Vorgänge für die Dauer
des Beschwerdeverfahrens erschwert wird. Das Be-
schwerdeverfahren bei der nach § 30 FGG zustän-
digen Kammer für Handelssachen gestaltet sich
schwerfällig, weil die Sache regelmäßig erst an einem
der turnusmäßigen Sitzungstage mit den Laienbeisit-
zern beraten werden kann und weil die Unterschriften
der Beisitzer nach Abfassung der Beschwerdeent-
scheidung regelmäßig erst im Postwege eingeholt
werden können.

Von der Sache her erscheint in den Zwangsgeldver-
fahren nach § 335 Abs. 1 HGB eine Überprüfung der
registergerichtlichen Entscheidung durch ein Kolle-
gialgericht grundsätzlich nicht erforderlich. Bei der
Beurteilung der Fragen, ob eine Pflicht zur Vornahme
der in § 335 Abs. 1 HGB-E bezeichneten Handlungen
besteht, ob diese Pflicht bei Anwendung der im Ver-
kehr erforderlichen Sorgfalt (vgl. insoweit Kei-
del/Kuntze/Winkler, FGG, 14. Aufl. 1999, § 132
Rn. 25) innerhalb der vom Gericht nach § 132
Abs. 1 FGG gesetzten Frist erfüllt werden kann und
ob sie fristgemäß erfüllt worden ist, werden sich im
Allgemeinen weder tatsächliche noch rechtliche
Schwierigkeiten ergeben. Es erscheint hier grund-
sätzlich ausreichend, dass die vom Rechtspfleger er-
lassene Entscheidung (§ 3 Nr. 2d RPflG) auf den
Rechtsbehelf der befristeten Erinnerung hin (§ 11
Abs. 2 Satz 1 RPflG) zunächst vom Rechtspfleger
selbst und im Falle der Nichtabhilfe vom Register-
richter überprüft wird (§ 11 Abs. 2 Satz 3 und 4
RPflG).

Lediglich in Fällen eines hohen Zwangsgeldes sollte
eine Kontrolle durch das Rechtsmittelgericht wegen
des besonderen Gewichts der Sache sowie im Interesse
einer einheitlichen Rechtsanwendung möglich sein.
Berücksichtigt man, dass eine Partei im oftmals kom-
plizierten Zivilprozess eine Berufungssumme von
1 500 DM hinnehmen muss, die sich unter Hinzurech-
nung der Prozesskosten als Rechtsmittelsperre bis zu
3 000 DM und mehr auswirken kann, erscheint in den
vergleichsweise unkomplizierten Verfahren nach § 335
HGB eine dem Betrag von 5 000 DM entsprechende
Beschwerdesumme von 2 500 Euro vertretbar.

Der im Entwurf vorgesehene Ausschluss der weiteren
Beschwerde soll beibehalten werden.

Zu b), Satz 10 – neu –

Entsprechend dem § 139 des Gesetzes über die An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit be-
stimmten Grundsatz soll auch bei Festsetzungen von
Zwangsgeldern wegen Verletzung der in § 335 Abs. 1
HGB-E genannten Pflichten ein Beschwerdeverfah-
ren stattfinden.

Die Entscheidung durch ein Kollegialorgan dürfte je-
doch in der Regel nicht erforderlich sein, weil die
Angelegenheit meist keine grundsätzliche Bedeutung
hat und auch keine besonderen rechtlichen und tat-
sächlichen Schwierigkeiten aufweisen wird. Abwei-
chend von § 30 Abs. 1 FGG ist daher eine entspre-
chende Anwendung des § 348 der Zivilprozessord-
nung angezeigt.

Ist über die Beschwerde durch eine Kammer für Han-
delssachen zu entscheiden, soll der Vorsitzende allein
zuständig sein. Eine Hinzuziehung von Handelsrich-
tern ist entbehrlich, weil es bei der Entscheidung
nicht auf die Gebräuche oder die Ausdrucksweise des
Handels ankommt, sondern allein Rechtsfragen zur
Entscheidung stehen.

9. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2 HGB),
Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b (§ 140 Abs. 2

und 3 FGG)

Der Bundesrat begrüßt es, dass die Bundesregierung
in ihrem Gesetzentwurf den von der Sorge um die
Funktionsfähigkeit der Registergerichte getragenen
Wünschen der Länder Rechnung getragen und ein Er-
zwingungsverfahren auf Antrag für jedermann vorge-
sehen hat. Im Interesse vollständiger und inhaltlich
richtiger Register begrüßt er es außerdem, dass auf
eine Registersperre verzichtet wurde. Schließlich be-
grüßt er es, dass auf eine Durchsetzung der Offenle-
gungspflichten mittels Straf- oder Bußgeldvorschrif-
ten verzichtet wird, weil die Erzwingungsverfahren
durch die besonders sachkundigen und mit der Mate-
rie vertrauten Registergerichte durchgeführt werden
sollten.

Der Bundesrat hat allerdings schwerwiegende Beden-
ken, dass neben einem Zwangsgeldverfahren auf An-
trag von jedermann parallel ein Ordnungsgeldverfah-
ren durchgeführt werden soll.

Der Bundesrat hält es für ausreichend, eines dieser
beiden Verfahren durchzuführen. Da die Verhängung
eines Ordnungsgeldes keinen Strafklageverbrauch zur
Folge hat, kann ein Ordnungsgeld, ebenso wie ein
Zwangsgeld, wiederholt und in steigender Höhe ver-
hängt werden, um die in § 335 Abs. 1 HGB vorge-
schriebenen Handlungen zu erzwingen. Deshalb muss
der vorgeschlagene § 335 Abs. 2 Satz 6 HGB, ob-
wohl der Wortlaut nicht eindeutig ist und die Begrün-
dung hierzu keine Ausführungen enthält, auch jetzt
schon dahin verstanden werden, dass mit jeder An-
drohung eines  Zwangsgeldes wiederum der  Hinweis
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auf das (gegebenenfalls erneut) zu verhängende
Ordnungsgeld zu verbinden ist und dass anschlie-
ßend jeweils erneut gemäß § 140 Abs. 2 FGG ein
Ordnungsgeld zu verhängen ist.

Der Bundesrat hält beide Erzwingungsverfahren
– Zwangsgeldverfahren auf Antrag von jedermann
und Ordnungsgeldverfahren auf Antrag von jeder-
mann (als Verfahrensvoraussetzung) – für geeignet,
eine Kumulierung aber zur effektiven Umsetzung
der EG-Richtlinie nicht für erforderlich. Im Interesse
der Vermeidung zusätzlicher Belastungen der Re-
gistergerichte, deren Belastung bereits durch die
Durchführung eines dieser Verfahren dramatisch an-
steigen wird, muss deshalb auf ein derartiges Dop-
pelverfahren verzichtet werden.

Ein Ordnungsgeldverfahren hätte gegenüber einem
Zwangsgeldverfahren eine erhöhte Effektivität und
Zwangswirkung, weil ein rechtskräftig verhängtes
Ordnungsgeld – anders als ein Zwangsgeld – auch
dann noch vollstreckt werden kann, wenn die zu er-
zwingende Handlung erbracht ist. Während die Ge-
sellschaft ein Zwangsgeldverfahren ohne Risiko ab-
warten und die Vollstreckung noch im Vollstre-
ckungsverfahren durch die Erfüllung der Pflicht ab-
wenden und dadurch das Verfahren erheblich hin-
auszögern kann, kann nach rechtskräftiger Verhän-
gung eines Ordnungsgeldes die Vollstreckung nicht
mehr abgewendet werden. Dies lässt erwarten, dass
die Gesellschaften bzw. die vertretungsberechtigten
Organe ihre Verpflichtung bei Androhung eines
Ordnungsgeldes schneller erfüllen werden. Das
Ordnungsgeldverfahren hätte auch wegen des vorge-
sehenen hohen Mindestordnungsgeldes eine hohe
Zwangswirkung.

Auch ein reines Ordnungsgeldverfahren müsste je-
doch im Interesse der Effektivität dieses Verfahrens
in jedem Falle von den Registergerichten durchge-
führt werden. Ein Ausweichen auf ein Ordnungswi-
drigkeitenverfahren kann wegen der damit verbun-
denen Nachteile keinesfalls in Betracht gezogen
werden.

Der Bundesrat hielte es allerdings auch für vertret-
bar, für den vorliegenden Fall ein einmal rechtskräf-
tig festgesetztes Zwangsgeld auf jeden Fall für voll-
streckbar zu erklären. Rechtssystematische Beden-
ken gegen eine solche Lösung erscheinen überwind-
bar.

10. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2 HGB)

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die im
Gesetzentwurf für die Festsetzung von Zwangs- und
Ordnungsgeld in Euro enthaltenen Beträge nicht erst
zum 1. Januar 2002 in Kraft treten können und bis
dahin Übergangsvorschriften in DM nötig sind.

B e g r ü n d u n g

Im Gesetzentwurf sind die Rahmen von zu verhän-
genden Zwangs- und Ordnungsgelder in Euro be-
zeichnet (Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b, Artikel 2

Nr. 8, Artikel 13 Nr. 2 Buchstabe b). Weiter enthal-
ten Artikel 1 Nr. 20 Buchstabe b und Artikel 8 Nr. 1
Schwellenwerte in Euro.
Die Umstellung von DM-Beträgen in Rechtsvor-
schriften auf Euro-Beträge ist gemeinschaftsrecht-
lich jederzeit zulässig, auch schon mit Wirkung zu
einem Zeitpunkt vor dem 1. Januar 2002.
Fraglich ist jedoch, ob das In-Kraft-Treten der Um-
stellung bereits vor dem 1. Januar 2002 den Vorga-
ben des beim Bundesfinanzministeriums gebildeten
Arbeitsstab Wirtschafts- und Währungsunion ent-
spricht. Der Bericht der Bundesregierung zu dieser
Frage geht ersichtlich von einer Umstellung erst mit
Wirkung ab 1. Januar 2002 aus (BR-Drucksache
259/99, Nr. 46, S. 25): Der Euro könne nur zusätz-
lich zur DM verwendet werden, weil die dem öf-
fentlich-rechtlichen Verwaltungshandeln zugrunde
liegenden Rechtsvorschriften einstweilen weiter al-
lein DM-Beträge enthalten und kraft europäischem
Währungsrechts erst zum 1. Januar 2002 umgestellt
werden.
Insbesondere bei der Festsetzung von Zwangs- und
Ordnungsgeld ergeben sich Probleme. Nach dem
Grundsatz, dass ein Rechtsinstrument in derjenigen
Denomination auszuführen ist, die das Rechtsin-
strument vorschreibt oder auf die es lautet (Artikel 8
Abs. 1 Euro-Verordnung II), wäre ein vom Gesetz-
geber in Euro festgesetztes Zwangs- oder Ordnungs-
geld auch in Euro zu erheben. Die Kostenrechnung
der Verwaltung müsste also auch Euro lauten. Hier-
auf dürfte die EDV der meisten Verwaltungen nicht
vorbereitet sein. Es würde einen unverhältnismäßi-
gen Verwaltungsaufwand erfordern, in der Über-
gangszeit bis 31. Dezember 2001 Kostenrechnungen
in einem Teil der Fälle in DM und in anderen Fällen
in Euro zu erstellen und Kassenwesen und Buchfüh-
rung paralell in DM und in Euro laufen zu lassen.
Aus diesem Grund besteht zwischen Bund, Ländern
und Kommunen Einvernehmen darüber, dass der
Staat auf allen Verwaltungsebenen erst zum 1. Ja-
nuar 2002 umstellt.
Festlegungen, die den Staat zum Erlass von
Zwangsgeld- oder Ordnungsgeldbescheiden in Euro
zwingen, sollten daher grundsätzlich erst mit Wir-
kung ab 1. Januar 2002 getroffen werden. Sie kön-
nen gleichwohl im vorliegenden Gesetzentwurf mit-
geregelt werden, wenn insoweit ein In-Kraft-Treten
erst zum 1. Januar 2002 vorgesehen wird.
Demgegenüber bestehen gegen die Festlegung von
Schwellenwerten in Euro bereits vor dem 1. Januar
2002 keine Bedenken.

11. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe c (§ 335 Abs. 3 HGB)
In Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe c ist § 335 Abs. 3 wie
folgt zu ändern:
a) In Satz 1 sind vor den Wörtern „der Kapitalge-

sellschaft“ die Wörter „den Mitgliedern des
vertretungsberechtigten Organs“ einzufügen.

b) In Satz 2 sind die Wörter „Unterlässt die Kapi-
talgesellschaft“ durch die Wörter „Unterlassen
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die Mitglieder des vertretungsberechtigten Or-
gans der Kapitalgesellschaft“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g
Das Zwangsgeldverfahren richtet sich nicht gegen
die Kapitalgesellschaft, sondern gemäß § 335 Abs. 1
HGB-E gegen die Mitglieder des vertretungsberech-
tigten Organs.

12. Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe c (§ 335 Abs. 3 HGB)
Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weite-
ren Gesetzgebungsverfahren auf eine Regelung hin-
zuwirken, die den Registergerichten eine einfache
Feststellung der Größenklassen nach § 267 HGB im
Zwangsgeldverfahren nach § 335 Abs. 1 HGB-E
ermöglicht.

Die zu § 335 Abs. 3 HGB-E vorgeschlagene Rege-
lung gibt dem Registergericht keine ausreichende
Hilfe zur Einordnung eines offenlegungspflichtigen
Unternehmens in die Größenklassen nach § 267
HGB. Das Registergericht hat auf einen Antrag nach
§ 335 Abs. 2 Satz 1 HGB-E hin zu prüfen, ob die
für das Unternehmen geltende Offenlegungsfrist
(§§ 325, 326 HGB) überschritten ist und ob die zum
Handelsregister einzureichenden Unterlagen voll-
zählig eingereicht und, sofern vorgeschrieben, be-
kannt gemacht worden sind (§ 329 Abs. 1 HGB).

Die Offenlegungsfrist beträgt für kleine Unterneh-
men i.S.v. § 267 Abs. 1 HGB zwölf Monate nach
Ablauf des Geschäftsjahrs (§ 326 Satz 1 HGB). Für
große und mittelgroße Unternehmen i.S.v. § 267
Abs. 2 und 3 HGB beträgt die Frist neun Monate
(§ 325 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 HGB).

Kleine Unternehmen brauchen nur die Bilanz und
den Anhang offenzulegen (§ 326 HGB). Mittelgroße
und große Unternehmen müssen außerdem gemäß
§ 325 Abs. 1 Satz 1 HGB die Gewinn- und Verlust-
rechnung (§ 325 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 264 Abs. 1
Satz 1 HGB), den Bestätigungsvermerk oder den
Vermerk über dessen Versagung, den Lagebericht,
den Bericht des Aufsichtsrats, den Vorschlag für die
Verwendung des Ergebnisses und den Beschluss
über seine Verwendung unter Angabe des Jahres-
überschusses oder Jahresfehlbetrags offen legen.
Große Unternehmen müssen darüber hinaus die vor-
genannten Unterlagen im Bundesanzeiger bekannt
machen und auch diese Bekanntmachung zum Han-
delsregister einreichen (§ 325 Abs. 2 HGB).

Wird gemäß § 335 Abs. 2 Satz 1 HGB-E die Fest-
setzung eines Zwangsgeldes nach § 335 Abs. 1 Nr. 6
HGB-E gegen ein Mitglied des vertretungsberech-
tigten Organs einer Kapitalgesellschaft beantragt,
die bisher noch keinen Jahresabschluss offengelegt
hat, so kann das Registergericht aus seinen Unterla-
gen regelmäßig nicht erkennen, welcher Größe das
Unternehmen zuzuordnen ist und welchen Offenle-
gungspflichten es demgemäß unterliegt.

Nach dem vom Entwurf vorgeschlagenen § 335
Abs. 3 Satz 1 HGB-E soll in diesen Fällen das Re-

gistergericht ein Zwangsgeldverfahren einleiten und
zugleich dem Betroffenen aufgeben, im Falle eines
Einspruchs für das dem Abschlussstichtag vorange-
hende Geschäftsjahr die nach § 267 HGB größenre-
levanten Umstände mitzuteilen.

Auch wenn das vertretungsberechtigte Organ dieser
Aufforderung nachkäme, wäre das Registergericht
zu einer größenmäßigen Einordnung des Unterneh-
mens nicht in der Lage, denn nach § 267 Abs. 4
Satz 1 HGB treten die Rechtsfolgen der Größen-
merkmale nur ein, wenn sie an den Abschlussstich-
tagen von zwei aufeinanderfolgenden Geschäftsjah-
ren über- oder unterschritten werden. Um die Grö-
ßenklasse des Unternehmens beurteilen zu können,
müsste daher das Registergericht die Größenmerk-
male auch in den vor dem Jahr des Abschlusses lie-
genden Geschäftsjahren bis zu einer zweimal auf-
einander folgenden Über- oder Unterschreitung der
Klassenkriterien zurückverfolgen. Bewegt sich ein
Unternehmen pendelnd im Grenzbereich zwischen
kleiner und mittelgroßer Kapitalgesellschaft, kann
zu seiner Einordnung eine Rückschau von etlichen
Jahren erforderlich sein. Hierfür bietet der Entwurf
keine Hilfe.

Legt der Betroffene keinen Einspruch ein, soll nach
§ 335 Abs. 3 Satz 2 HGB-E für das weitere Verfah-
ren vermutet werden, dass die für kleine Unterneh-
men nach § 326 HGB geltenden Offenlegungser-
leichterungen nicht in Anspruch genommen werden
können. Damit verringert sich zwar die Zahl der in
Betracht zu ziehenden Größenklassen. Für das Re-
gistergericht bleibt jedoch die Frage offen, ob es das
Unternehmen nun kraft Vermutung hinsichtlich des
Umfangs der Offenlegungspflichten als mittelgroßes
oder als großes Unternehmen zu behandeln hat.

Nicht ganz ausgewogen erscheint im Übrigen, dass
die Vermutung nach § 335 Abs. 3 Satz 2 HGB-E nur
für das Zwangsgeldverfahren nach § 335 Abs. 1
Nr. 6 HGB-E gilt, die ebenfalls an den Größenklas-
sen des § 267 HGB orientierten Pflichten der Mit-
glieder des Vertretungsorgans der Kapitalgesell-
schaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses
(§§ 264 ff. HGB) und zu seiner Prüfung durch einen
Abschlussprüfer (§§ 316 ff. HGB) insoweit jedoch
unberührt bleiben. Ein Mitglied des Vertretungsor-
gans einer kleinen Kapitalgesellschaft i.S.v. § 267
Abs. 1 HGB könnte so im Zwangsgeldverfahren
nach § 335 Abs. 1 Nr. 6 HGB-E zur Offenlegung
von Unterlagen in dem einer mittelgroßen oder gro-
ßen Gesellschaft (§ 267 Abs. 2 und 3 HGB) oblie-
genden Umfang (z. B. mit Lagebericht und Bestäti-
gungsvermerk) gezwungen werden, obwohl die Er-
stellung eines Lageberichts und die Herbeiführung
einer Abschlussprüfung in einem Erzwingungsver-
fahren nach § 335 Abs. 3 Nr. 1 und 3 HGB-E nicht
durchgesetzt werden könnten.

13. Zu Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b (§ 140 Abs. 2 FGG)

In Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b ist § 140 Abs. 2 wie
folgt zu ändern:
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a) In Satz 1 sind die Wörter „spätestens sechs Wo-
chen nach dem Zugang der Androhung“ durch
die Wörter „innerhalb der gesetzlichen Frist“ zu
ersetzen;

b) In Satz 2 ist die Angabe „fünftausend“ durch die
Angabe „zweitausendfünfhundert“ zu ersetzen.

B e g r ü n d u n g

Zu a)

Es erscheint unzweckmäßig, eine feste Frist vor-
zugeben. Maßgebend sollte vielmehr die vom Re-
gistergericht festgesetzte Frist sein, die unter Be-
rücksichtigung aller Umstände festzusetzen ist. Es
ist auch nicht nachvollziehbar, dass für das Zwangs-
geld eine andere Frist gelten soll als für das Ord-
nungsgeld, da es in beiden Fällen darauf ankommt,
ob die Verpflichtung innerhalb der Frist erfüllt wer-
den kann.

Eine starre Frist von sechs Wochen, die auch nicht
verlängert werden kann, erscheint auch deshalb unan-
gemessen, da auch hier, wie beim Zwangsgeld, der
Fall eintreten kann, dass das Registergericht nicht in
der Lage ist festzustellen, ob das Unternehmen etwa
zu Recht von der Erleichterung des § 326 HGB
Gebrauch gemacht und deshalb erst nach Abschluss
des zwölften auf den Abschlussstichtag folgenden
Kalendermonats die Bilanz und den Anhang einzurei-
chen hat. Wird in diesem Fall ein Antrag schon nach
dem neunten Monat gestellt, ist gleichwohl gemäß
§ 335 Abs. 2 und 3 HGB-E ein Zwangsgeld anzudro-
hen. Ergibt sich sodann aufgrund der Erklärung der
Gesellschaft gemäß § 335 Abs. 3 HGB-E, dass diese
zu Recht von der Erleichterung des § 326 HGB
Gebrauch macht, ist die gesetzte Frist zu verlängern,
wenn nicht die alte Androhung insgesamt aufgehoben
und eine völlig neue Androhung zugestellt wird (vgl.
Entwurfsbegründung, S. 25). Die starre Frist des
§ 140 Abs. 2 FGG-E ist jedoch nicht verlängerbar und
änderbar. Da jedoch ein Pflichtverstoß in solchen
Fällen nicht vorliegt und demzufolge aufgrund der
ersten Androhung ein Ordnungsgeld nicht verhängt
werden kann, wäre in jedem Fall nach Ablauf der
Zwölf-Monats-Frist des § 326 HGB-E eine erneute
Fristsetzung erforderlich. Dies erscheint unzweck-
mäßig; dies wird vom Gesetzentwurf auch für den
Fall der Zwangsgeldandrohung nach § 335 HGB so
gesehen (Entwurfsbegründung, S. 25).

Zu b)

Ein Mindestordnungsgeld von 5 000 Euro erscheint
unter Berücksichtigung des Umstandes, dass auch
sehr kleine Gesellschaften betroffen sind und dass es
sich um die erstmalige Verhängung eines Ordnungs-
geldes handelt, die jedoch wiederholt werden kann,
unter dem verfassungsmäßigen Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit entschieden zu hoch. Ein Mindest-
betrag von 2 500 Euro liegt am Rande des Vertretba-
ren. Das schließt nicht aus, dass bei größeren Gesell-
schaften auch bei der erstmaligen Verhängung eines
Ordnungsgeldes höhere Beträge festgesetzt werden.

14. Zu Artikel 4 Nr. 2a – neu – (§ 147 Abs. 1
vor Satz 1 FGG)

In Artikel 4 ist nach Nummer 2 folgende Num-
mer 2a einzufügen:

,2a. Dem § 147 Abs. 1 wird folgender Satz vorange-
stellt:

„Auf das in maschineller Form als automati-
sierte Datei geführte Genossenschaftsregister
finden § 125 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 so-
wie Absatz 5 entsprechende Anwendung.“ ‘

B e g r ü n d u n g

Nach § 125 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 FGG kann durch
Rechtsverordnung der Landesregierung bestimmt
werden, dass die Daten eines elektronischen Han-
delsregisters an andere Amtsgerichte übermittelt und
auch dort zur Einsicht und Abschriftserteilung bereit
gehalten werden können; nach Satz 2 kann die Er-
mächtigung auf die Landesjustizverwaltung übertra-
gen werden. Damit soll dem Rechtsverkehr die Ein-
sicht in das Handelsregister erleichtert werden kön-
nen.

Des Weiteren kann nach § 125 Abs. 5 FGG die Da-
tenverarbeitung eines elektronischen Handelsregisters
im Auftrag des zuständigen Amtsgerichts auf den
Anlagen einer anderen staatlichen Stelle oder einer ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts vorgenom-
men werden. Durch die Verweisung in § 160b Abs. 1
Satz 2 FGG auf § 125 Abs. 2 bis 5 gilt dies auch für
das elektronische Partnerschaftsregister.

Dagegen ist für das Genossenschaftsregister keine
vergleichbare ausdrückliche gesetzliche Verweisung
auf § 125 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 5 FGG er-
sichtlich. Über § 161 GenG in Verbindung mit § 1
Genossenschaftsregisterverordnung dürfte eine aus-
reichende Rechtsgrundlage nicht bestehen. Die
Möglichkeiten des § 125 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und
Satz 2 sowie Absatz 5 müssen aber auch für das Ge-
nossenschaftsregister gegeben sein. Daher erscheint
zumindest klarstellend eine ausdrückliche gesetzli-
che Verweisung geboten.

15. Zu Artikel 5 Nr. 2 (Artikel 48 Abs. 1 Satz 1,
3 EGHGB)

In Artikel 5 Nr. 2 ist Artikel 48 Abs. 1 wie folgt zu
ändern:

a) In Satz 1 ist nach der Angabe „§§ 319,“ die An-
gabe „335a,“ einzufügen;

b) In Satz 3 sind die Wörter „spätestens am
31. Dezember 1998 endet“ durch die Wörter
„vor dem 1. Januar 1999 begonnen hat“ zu er-
setzen.

B e g r ü n d u n g

Zu a)

Die Übergangsvorschrift des Satzes 1 muss auch die
Bußgeldvorschrift des § 335a HGB-E erfassen, die



Drucksache 14/1806 – 40 – Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode

sich auf § 264a HGB-E bezieht, der von der Über-
gangsvorschrift ebenfalls erfasst wird.

Zu b)
Die vorgesehenen Regelungen in Satz 2 und Satz 3
lassen für die Anwendbarkeit des § 335 HGB-E den
Fall  ungeregelt,  dass  das  Geschäftsjahr  vor  dem

31. Dezember 1998 begonnen, aber nach dem
31. Dezember 1998 geendet hat. Das Geschäftsjahr
wird in der Satzung bestimmt. Es entspricht zwar
meistens, aber nicht immer und nicht zwingend, dem
Kalenderjahr (vgl. z. B. Baumbach/Hopt, HGB,
29. Auflage, § 240, Rn. 6). Die Vorschrift muss
aber auch diese Fälle umfassen.
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Anlage 3

Gegenäußerung der Bundesregierung

Zu Nummer 1

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 8a Abs. 1 Satz 3 HGB)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 2

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§ 8a Abs. 5 – neu – HGB)

Die Bundesregierung wird die vorgeschlagene Änderung
prüfen.

Zu Nummer 3

Zu Artikel 1 Nr. 1 (§§ 8a und 9a HGB)

Die Bundesregierung wird die Anregung prüfen.

Nach dem Beschluss der Konferenz der Justizmini-
sterinnen und Justizminister vom 7. bis 9. Juni 1999 in
Baden-Baden wurde unter TOP I.1 folgendes beschlos-
sen:

„Die Justizministerinnen und -minister halten es für
notwenig, im Zuge einer weiteren Rationalisierung des
Geschäftsablaufs bei den Gerichten und Staatsanwalt-
schaften und im Hinblick auf den ‚Vorschlag für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates
über bestimmte rechtliche Aspekte des elektronischen
Geschäftsverkehrs im Binnenmarkt‘ den Geschäfts-
verkehr mit Gerichten und Staatsanwaltschaften, ein-
schließlich der Abgabe verfahrensrechtlich relevanter
Erklärungen, auch im Wege der elektronischen Über-
mittlung zu ermöglichen und dies in Modellversuchen
zu erproben.“

In diesem Zusammenhang ist die Bund-Länder-Arbeits-
gruppe „Elektronischer Rechtsverkehr“ eingerichtet wor-
den. Es bestehen Bedenken, dem Prüfungsergebnis der
Arbeitsgruppe vorzugreifen.

Die Bundesregierung weist außerdem darauf hin, dass
eine Ausweitung des Anwendungsbereichs für das auto-
matisierte Abrufverfahren erheblichen datenschutzrecht-
lichen Bedenken unterliegt, da Wirtschaftlichkeitsüber-
legungen allein die Zulässigkeit des Verfahrens regel-
mäßig nicht begründen können. Eine Erweiterung des
automatisierten Abrufverfahrens ruft nämlich die Gefahr
hervor, dass außerhalb der Handelsregister zentrale Da-
tenbanken erstellt werden, aus denen sich Informations-
profile ergeben, die möglicherweise den Kernbereich
der informationellen Selbstbestimmung tangieren. Be-
reits im Gesetzgebungsverfahren zum Register-
verfahrenbeschleunigungsgesetz (Drucksache 12/5553)
wurde auf die erheblichen Missbrauchsgefahren hinge-
wiesen.

Zu Nummer 4

Zu Artikel 1 Nr. 1a – neu – (§ 162 Abs. 3
nach Satz 1 HGB)

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschla-
gene Änderung aus.

Zwar wird der grundsätzliche Ansatz, Veröffentlichungs-
kosten zu senken, von der Bundesregierung uneinge-
schränkt geteilt. Ein nennenswerter Spareffekt insbeson-
dere bei den Veröffentlichungskosten ist im vorliegen-
den Fall aber nicht ersichtlich. Nach der bisherigen
Rechtslage ist das Eintreten/Ausscheiden eines Kom-
manditisten wie folgt bekannt zu machen: „Ein Kom-
manditist ist eingetreten.“ oder „Ein Kommanditist ist
ausgeschieden.“ Würde man dem Antrag des Bundesra-
tes folgen, ergäben sich Bekanntmachungen wie „Die
Zahl der Kommanditisten hat sich geändert“.

Weiter gibt der Antrag keine Antwort auf die Frage was
bekannt zu machen ist, wenn ein Kommanditist aus-
scheidet und ein Kommanditist eintritt, mithin sich die
Zahl der Kommanditisten gerade nicht ändert.

Ferner können sich gesetzessystematisch nach § 10
Abs. 1 Satz 2 HGB mögliche Erleichterungen der Pflicht
zur Bekanntmachung von Eintragungen nur auf be-
stimmte Eintragungen beziehen. Nach dem Antrag des
Bundesrats bezöge sich die Erleichterung jedoch auf die
Zahl der Kommanditisten, die aber nicht eingetragen
wird. Eingetragen werden Kommanditisten selbst.
Schließlich wird nach § 162 Abs. 2 HGB bei Eintragung
der Gesellschaft die Zahl der Kommanditisten bekannt
gemacht. Bei einer späteren Veränderung nur noch all-
gemein auf die Änderung der Zahl der Kommanditisten
hinzuweisen, ließe die Erstangabe der Zahl der Kom-
manditisten sinnlos werden. Nach der bisherigen
Rechtslage kann wenigstens anhand der Bekanntma-
chungen stets die aktuelle Zahl der Kommanditisten er-
mittelt werden.

Zu Nummer 5

Zu Artikel 1 Nr. 13a – neu – (§ 325 Abs. 1 Satz 1 und
Abs. 3 Satz 1 HGB)

Nr. 13b – neu – (§ 326 Satz 1 HGB)

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschla-
gene Änderung aus.

Deutschland wurde bereits durch den Europäischen Ge-
richtshof am 29. September 1998 im Vertragsverlet-
zungsverfahren C-191/95 wegen der nicht ausreichenden
Sanktionierung der Offenlegungspflicht verurteilt. Auf-
grund dieses Urteils waren die Sanktionen zu verschär-
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fen. Eine Verlängerung der Offenlegungspflicht wäre ein
falsches Signal und birgt die Gefahr, dass eine entspre-
chende Regelung als Umgehungsversuch einer ausrei-
chenden Sanktionierung ausgelegt würde.

Darüber hinaus sind die seitens des Bundesrats angespro-
chenen praktischen Probleme angesichts der vorgeschla-
genen Regelung in § 335 Abs. 3 HGB-E nur von geringer
Bedeutung. Aufgrund dieser Regelung haben die Regis-
tergerichte die Möglichkeit, von den Unternehmen, die zur
Einstufung als kleine, mittlere und große Unternehmen
erforderlichen Informationen zu erhalten (auf die Gegen-
äußerung zu Nummer 12 wird verwiesen).

Zu Nummer 6

Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2 HGB),
Artikel 4 Nr. 2
Buchstabe b (§ 140
Abs. 2 Satz 1 FGG)
und Artikel 7
(Änderung der
Kostenordnung)

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschla-
gene Änderung aus.

Ein Mitwirkungsrecht des Antragstellers erscheint zur
effektiven Durchführung des Verfahrens sinnvoll. Gera-
de mit Informationsrechten und Antragsbefugnissen hat
ein Antragsteller die Möglichkeit, auf die Bearbeitung
durch die Registergerichte einzuwirken. Außerdem wird
nur der Antragsteller, nicht der „Anreger“ in der Lage
sein, Kenntnis vom weiteren Fortgang des Verfahrens zu
erhalten. Die Kostenhaftung des Antragstellers ist im
Gesetzentwurf bereits ausgeschlossen worden. Ein An-
spruch auf Prozesskostenhilfe dürfte, da eine anwaltliche
Vertretung kaum erforderlich sein dürfte (§ 121 Abs. 2
Satz 1 ZPO i.V.m. § 14 FGG), in der Regel ausscheiden,
weshalb ein genereller Ausschluss von Prozesskostenhil-
fe nicht notwendig erscheint.

Zu Nummer 7

Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2
Satz 6 HGB)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 8

Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2
Satz 7 HGB)

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschla-
gene Änderung aus.

Nachdem bereits die weitere Beschwerde ausgeschlossen
und auf die obligatorische Anberaumung eines Termins
zur mündlichen Erörterung nach § 134 Abs. 1 FGG ver-
zichtet werden soll, würde eine zusätzliche Beschrän-
kung des Rechtsmittels der sofortigen Beschwerde
rechtlichen Bedenken begegnen. Es kommt hinzu, dass

der durch die vorgeschlagene Maßnahme erhoffte Ent-
lastungseffekt voraussichtlich nicht von erheblichem
Gewicht sein dürfte. An die Stelle der ausgeschlossenen
sofortigen Beschwerde tritt nach § 11 Abs. 2 des Rechts-
pflegergesetzes die sofortige Erinnerung. Über die so-
fortige Erinnerung hätte im Falle der Nichtabhilfe durch
den Rechtspfleger der Richter zu entscheiden. Die Anre-
gung, § 348 ZPO entsprechend anzuwenden, wird noch
geprüft werden.

Zu Nummer 9

Zu Artikel 1 Nr. 14b (§ 335 Abs. 2 HGB),
Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b (§ 140 Abs. 2

und 3 FGG)

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschla-
gene Änderung aus.

Die Kombination von Zwangsgeld und Ordnungsgeld ist
für eine effektive Durchsetzung der EU-rechtlichen Ver-
pflichtung zur Verschärfung der Sanktionen erforderlich.

Bereits im Regierungsentwurf wurde dem Wunsch der
Länder nach einer möglichst geringen Zusatzbelastung
der Registergerichte Rechnung getragen. So wurde von
dem ursprünglich vorgesehenen Vorschlag der Einfüh-
rung eines Zwangsgeldverfahrens von Amts wegen in
Verbindung mit einer Registersperre Abstand genommen
und statt dessen ein Zwangsgeldverfahren auf Antrag
von jedermann in Kombination mit einem Ordnungsgeld
vorgesehen. Jede Aufweichung der vorgesehenen Sank-
tionen würde das Ziel, eine EU-rechtskonforme Offen-
legungsquote zu erreichen, gefährden.

Auch verfolgen beide Verfahren einen unterschiedlichen
Verfahrenszweck. Das Zwangsgeldverfahren zielt auf
die zu erbringende Bilanzoffenlegung ab; das Ordnungs-
geldverfahren ist dagegen als Sanktion auf die Pflicht-
verletzung anzusehen.

Gegen die vom Bundesrat befürchtete zusätzliche Be-
lastung der Registergerichte spricht, dass die Kombina-
tion von Zwangsgeld und Ordnungsgeld gerade der Ver-
fahrenserleichterung dient, weil das Gericht in einem
Akt Ordnungsgeld und Zwangsgeld androht. Bei weite-
rer Nichtoffenlegung führt dies dazu, dass zunächst nach
Ablauf der 6-Wochen-Frist ein Ordnungsgeld festzuset-
zen ist und sodann bei weiterer Nichtoffenlegung ohne
weitere Androhung ein zusätzliches Zwangsgeld festge-
setzt werden kann.

In diesem Zusammenhang ist auch anzuführen, dass bei-
de Verfahren im Vergleich zu den bisherigen Verfahren
(§ 33 FGG bzw. § 140 FGG) modifiziert bzw. abgekürzt
werden. Im Zwangsgeldverfahren soll es keine weitere
Beschwerde und keine Kostenerstattung mehr geben,
ferner wird künftig auf den obligatorischen Erörterungs-
termin nach § 134 Abs. 1 FGG verzichtet. Im Ordnungs-
geldverfahren wird auf eine förmliche Androhung des
Ordnungsgeldes verzichtet und die unmittelbare Festset-
zung des Ordnungsgeldes nach Ablauf der 6-Wochen-
Frist vorgesehen. Beide Verfahren sind daher bereits ge-
richtsentlastend ausgestaltet.
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Zu Nummer 10

Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe b (§ 335 Abs. 2 HGB)

Die Bundesregierung hat die Frage, ob im Hinblick auf
die gesetzliche Festlegung von Zwangsgeld- und Ord-
nungsgeldbestimmungen in Euro Übergangsregelungen
für die Registergerichte erforderlich sind, geprüft. Die
Prüfung hat ergeben, dass eine Notwendigkeit hierfür
nicht besteht. Bei der gesetzlichen Festlegung von Ober-
und Untergrenzen des Zwangs- und Ordnungsgeldes
handelt es sich um die Festsetzung von Wertgrenzen.
Die gesetzliche Festlegung von Eurobeträgen für den
Rahmen von Zwangs- und Ordnungsgeldern ändert
nichts daran, dass das Registergericht das Zwangs- oder
Ordnungsgeld während der Übergangszeit in DM an-
drohen oder festsetzen kann, wobei es sich im Rahmen
der nach dem geltenden Kurs umgerechneten Euro-
Wertgrenzen zu halten hat. Aus Sicht der Bundesregie-
rung sollte es vermieden werden, gesetzliche Über-
gangsbestimmungen in mindestens drei Gesetzen vorzu-
sehen, die nur für eine relativ kurze Übergangszeit bis
zum 31. Dezember 2001 von Bedeutung wären.

Zu Nummer 11

Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe c (§ 335 Abs. 3 HGB)

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu.

Zu Nummer 12

Zu Artikel 1 Nr. 14 Buchstabe d (§ 335 Abs. 3 HGB)

Die Bundesregierung wird den Vorschlag prüfen.

Den Bedenken des Bundesrats könnte dadurch Rechnung
getragen werden, dass den Unternehmen zugleich mit
der Androhung des Zwangsgeldes aufzugeben ist, im
Falle des Einspruchs Bilanzsumme, Umsatzerlöse sowie
die durchschnittliche Arbeitnehmerzahl für die letzten
drei Geschäftsjahre anzugeben. Es obliegt dann dem
Unternehmen, der Aufforderung des Registergerichts
nachzukommen. Unternimmt das Unternehmen nichts,
wird eben für den weiteren Fortgang des Verfahrens
vermutet, dass die Erleichterungen des § 326 HGB nicht
in Anspruch genommen werden können. Das Unterneh-
men hat jedoch die Möglichkeit, in jeder Lage des Ver-

fahrens diese Vermutungswirkung zu entkräften und
nachzuweisen, dass es ein „kleines“ im Sinne des § 267
Abs. 1 HGB ist.

Zu Nummer 13

Zu Artikel 4 Nr. 2 Buchstabe b (§ 140 Abs. 2 FGG)

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vorgeschla-
gene Änderung aus.

Die bisher vorgesehene 6-Wochen-Frist ist zur effek-
tiven Ausgestaltung des Verfahrens unerlässlich. Nur so
kann sichergestellt werden, dass die Unternehmen wis-
sen, dass sie binnen sehr überschaubarer Zeit mit emp-
findlichen Sanktionen rechnen müssen, wenn sie ihrer
Offenlegungspflicht nicht nachkommen. Wird die Frist-
setzung in das Ermessen des Registergerichts gestellt, ist
mit deutlich längeren Fristen zu rechnen, die die Effi-
zienz des Verfahrens leer laufen lassen. Im Übrigen ist
auch ein spürbares Ordnungsgeld zur Durchsetzung der
Offenlegungspflicht erforderlich.

Zu Nummer 14

Zu Artikel 4 Nr. 2a – neu – (§ 147 Abs. 1 FGG)

Die Bundesregierung wird die vorgeschlagene Änderung
prüfen.

Zu Nummer 15

Zu Artikel 5 Nr. 2 (Artikel 48 Abs. 1 EGHGB)

Die Bundesregierung wird die vorgeschlagene Änderung
prüfen.

Kosten, Preise

Hinsichtlich der Kosten für Bund, Länder und Gemein-
den ergeben sich aus der Gegenäußerung keine Ände-
rung gegenüber dem Regierungsentwurf.

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau,
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu
erwarten, da die Vorschläge des Bundesrates keine Be-
lastungen für die Wirtschaft bringen.
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